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Wie kann die weltweite Impfstoff-
produktion gesteigert werden?

 Tedros Adhanom Ghebreyesus, der Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation, 
fand drastische Worte anlässlich der Jahresversammlung der Gesundheitsminister der 
194 Mitgliedstaaten im Mai: Die COVID-19-Pandemie werde durch die skandalöse Un-
gleichheit bei der Verteilung der Impfstoffe aufrechterhalten. 75 % aller bislang verab-
reichten Impfungen erfolgten in nur zehn Ländern. Ziel müsse es sein, die internationale 
Initiative COVAX, die bislang lediglich für 1 % der Menschen in den von ihr berücksich-
tigten 124 Ländern Impfstoffe bereitstellen konnte, bis Jahresende mit Impfstoffen für 
30 % der Menschen zu versorgen. Neben einer anderen Verteilung der existierenden 
Impfstoffe ist dafür vor allem eine massive Ausweitung der Produktion von Impfstof-
fen nötig. Ein Vorschlag, um dies zu erreichen, der auch von US-Präsident Joe Biden 
unterstützt wird, ist, die Patente für Corona-Vakzine freizugeben. Der Vorschlag greift 
eine Initiative von Südafrika und Indien vom Oktober 2020 in der WTO auf, die eine zeit-
weilige Aussetzung des Patentschutzes für alle Produkte, die zur Vorbeugung, Eindäm-
mung und Behandlung von COVID-19 notwendig sind, vorsah (Patent Waiver).

Die Befürwortenden argumentieren, dass Patentrechte und die damit verbundene exklu-
sive Nutzung durch die jeweiligen Pharmaunternehmen den Ausbau der Impfstoffproduk-
tion bremsen. Die Gegner:innen der Aussetzung des Patentschutzes betonen, dass der 
Auf- und Ausbau der Produktionskapazitäten Zeit und spezifi sches Know-how benötige. 
Patentrechte stellen dabei nicht den begrenzenden Faktor dar. Welches Argument wiegt 
schwerer? Klar ist: Zur Diskussion steht das Geschäftsmodell der pharmazeutischen In-
dustrie. Erforschung und Entwicklung neuer Impfstoffe und Medikamente sind langwierig, 
riskant und teuer. Erfolgreichen Unternehmen winkt im Gegenzug ein zeitlich begrenztes 
Monopol für Produkt- und Prozessinnovationen. Nicht erfolgreiche Unternehmen bleiben 
auf ihren Kosten sitzen. Das vorübergehende Monopol ermöglicht den erfolgreichen Un-
ternehmen laut den Standardlehrbüchern der Ökonomie, vergleichsweise hohe Preise zu 
verlangen. Die anfänglichen Investitionen werden nur in Erwartung dieser Monopolpositi-
on getätigt. Alerdings führen zu hohe Monopolpreise dazu, dass Impfstoffe oder Medika-
mente für viele Menschen unbezahlbar bleiben. Aber trifft dieses Standardlehrbuchmodell 
auf die aktuelle Situation überhaupt zu? Die Aussicht auf hohe Gewinne und staatliche 
Unterstützung führte im Fall von COVID-19 zur Entwicklung mehrerer Impfstoffe, die auf 
unterschiedlichen Technologien beruhen – und damit dem Bild des einen Monopolisten 
widersprechen. AstraZeneca und Johnson&Johnson verwenden die etablierte Technolo-
gie der Vektor-Impfstoffe, Moderna, Biontech/Pfi zer und Curevac greifen auf die von ihnen 
maßgeblich entwickelte mRNA-Technologie zurück, die nun erstmals auf breiter Front an-
gewendet wird, und schließlich erwarten Novavax sowie GSK/Sanofi  bis zum Jahresende 
die Zulassung ihrer klassischen, protein-basierten Impfstoffe. Zudem haben Unternehmen 
aus China, Indien und Russland eigene Impfstoffe entwickelt. Mit Blick auf den angestreb-
ten Ausbau der Produktionskapazitäten gibt es zwischen den Herstellern der Impfstoffe 
also bereits einen gewissen Wettbewerb. Hinzu kommt, dass die Pharmaunternehmen für 
ihre Impfstoffe nicht einfach wie ein Lehrbuchmonopolist Preise setzen, sondern diese mit 
den jeweiligen Ländern aushandeln. Die Macht der Monopolisten ist mithin beschränkt.

Das Geschäftsmodell der pharmazeutischen Industrie erwies sich also als sehr erfolg-
reich darin, in historisch kurzer Zeit technologisch unterschiedliche Lösungen für wirksame 
Impfstoffe zu entwickeln. Eine Aussetzung des Patentrechts hätte schwer abzuschätzende 
Folgen für in Zukunft notwendige pharmazeutische Innovationen. Daher sind alternative 
Lösungen zur Steigerung der Impfstoffproduktion gefragt. Solche Vorschläge gibt es be-
reits: So könnte das Budget von COVAX aufgestockt werden. COVAX würde die zusätz-
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lichen Mittel nicht nur zum Kauf von Impfstoffen nutzen, sondern auch zum Aufbau von 
Produktionskapazitäten. Ein weiterer Vorschlag läuft darauf hinaus, nationale Impfstoff-
Egoismen zu überwinden, sprich auf Exportstopps für Impfstoffe und wichtige Vorproduk-
te zu verzichten. Eine solche Öffnung der Märkte könnte die COVAX-Initiative ergänzen. Mit 
einem Ausbau der Produktionsstätten für die Impfstoffe ist es aber nicht getan. Die Gefahr 
vielfältiger Virusvarianten ist real, auch und gerade weil erst so wenige Menschen weltweit 
geimpft sind, und es wird entscheidend sein, weitere Forschung an Corona-Impfstoffen 
und -Medikamenten voranzutreiben. Hinzu kommt, dass die verfügbaren Vakzine wohl 
schon sechs Monate nach der Injektion an Wirksamkeit einbüßen. Auffrischungsimpfun-
gen werden nötig und damit bleibt der Bedarf absehbar hoch. Die Forschung an neuen 
Impfstoffen, die eine längere Immunisierung versprechen, wäre ein wichtiger Beitrag, um 
zu verhindern, dass – einhergehend mit neuen Virusvarianten – Corona in den kommenden 
Jahren erneut auffl ammt. Schnelle Forschungsergebnisse können erreicht werden, wenn 
ungeachtet bestehender oder zukünftiger Patente Forschende aller Länder vorbehaltlos 
und offen miteinander zusammenarbeiten. Es gibt nicht das eine Patent, sondern eine Viel-
zahl sich (partiell) ergänzender patentierter Innovationen, sei es bezüglich des Impfstoffs, 
seiner Komponenten, der Herstellungsweise von Zwischensubstanzen und Endprodukten, 
der Produktformulierung und -verabreichung. Bereits vor einigen Jahren beschrieben For-
schende die Gefahr, dass die Unsicherheit über das Bestehen und die Durchsetzungsfä-
higkeit von Patenten an den erforschten Gegenständen die Investitionsneigung hemme.

Bislang sind komplizierte Übereinkommen zwischen Nutzenden und Inhabenden von 
Patenten notwendig, damit patentgeschützte Produkte, Herstellungsverfahren oder For-
schungswerkzeuge verwendet werden können. Ein funktionierender COVID-19-Patentpool 
könnte sowohl die frühzeitige Offenlegung und Nutzung der Patente stimulieren als auch 
die Lizenzvergabe über One-Stop-Shop verbunden mit einer Standardisierung verein-
fachen und beschleunigen. Dem COVID-19 Technology Access Pool (C-TAP) der WHO 
blieb jedoch bislang der Erfolg versagt, da lediglich an die „globale Verantwortung“ der 
Patentrechte inhabenden appelliert wurde. Gleichwohl wäre ein solcher Patentpool eine 
Möglichkeit, im Rahmen des bestehenden Patentsystems die Nutzungsmöglichkeiten zu 
erweitern und die Wissenszirkulation zu beschleunigen. COVAX könnte einen Beitrag leis-
ten und zur notwendigen Finanzierung von C-TAP beitragen. Die Pharmaindustrie scheint 
sich ihrer Verantwortung bewusst zu sein: So ist es zu begrüßen, dass Moderna bereits im 
Oktober ankündigte, dass es seine „COVID-19-bezogenen Patente nicht gegen diejenigen 
durchsetzen wird, die [andere] Impfstoffe zur Bekämpfung der Pandemie herstellen“.

Ein Beitrag zur COVID-19-Forschung könnte auch durch eine Freigabe der Patente für For-
schungszwecke erreicht werden. Zwar kennen viele Patentgesetze ein Forschungsprivileg 
– wie das deutsche Patentgesetz in § 11, Nr. 2 – und ermöglichen damit den Einsatz von 
Patenten zur Weiterentwicklung oder zum Test der Tauglichkeit eines patentierten Ver-
fahrens. Allerdings umschließt das nicht den Einsatz patentgeschützter Erfi ndungen als 
Werkzeuge zur Entwicklung neuartiger Verfahren. In einer arbeitsteiligen Forschung stellt 
das Endprodukt des einen Unternehmens das Forschungswerkzeug eines zweiten Un-
ternehmens dar. Der Grat zwischen erlaubter Nutzung und Patentverletzung ist schmal. 
Die Implementation des Forschungsprivilegs in den nationalen Patentgesetzen kennt zu-
dem große Unterschiede. Eine höhere Klarheit könnte damit einen Beitrag zu Stärkung 
und Beschleunigung der Forschung für neue COVID-19-Impfstoffe und -Medikamente 
liefern. Keine Frage: Auch eine Außerkraftsetzung der Patentrechte für Forschungszwecke 
läuft auf eine Einschränkung der Eigentumsrechte betroffener Pharmaunternehmen hin-
aus und ist hinsichtlich der Anreizwirkung für künftige Forschung nicht unproblematisch. 
Dennoch könnte dieses Instrument angesichts der weltweiten Bedrohung durch neue Vi-
rusvarianten in der jetzigen Situation angemessen sein. Zumal von der Außerkraftsetzung 
der Patentrechte auch bisherige Inhabende insofern profi tieren würden, da sie für For-
schungszwecke auf die Patente der anderen Impfstoffhersteller zugreifen könnten.
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Klimaschutz

Die beste Schuldenbremse

Die Corona-Krise führt in nie dagewesener Art und Wei-
se zu volkswirtschaftlichen Herausforderungen. Kreditfi -
nanzierte Konjunkturprogramme nicht nur in Deutschland  
und Europa, sondern in der ganzen Welt, stützen die Wirt-
schaft. Und das ist auch gut so, selten waren die Zinsen 
so niedrig. Ob Steuerstundung, Kurzarbeitergeld oder 
zinslose Darlehen – staatliche Garantien reduzieren lang-
fristig ökonomische Risiken und eröffnen wirtschaftliche 
Chancen. Der Umbau der Wirtschaft hin zu Klimaschutz 
und Nachhaltigkeit muss ebenso nachhaltig vorangetrie-
ben werden. Das jüngste Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts mahnt politische Umsetzung an, die Lasten des 
Klimaschutzes nicht auf zukünftige Generationen zu ver-
schieben. Zur Bewältigung der Klimakrise sind Investiti-
onen und Staatshilfen für den notwendigen Umbau von 
Wirtschaft und Gesellschaft notwendig und sinnvoll. 

Die Industrie ist für Deutschlands Volkswirtschaft ele-
mentar. Die deutsche Industrie muss zur Erreichung der 
Klimaziele in den kommenden zehn Jahren die Emissio-
nen um etwa 24 % im Vergleich zu heutigen Emissionen 
senken. Dies gelingt nur, wenn Produktionsprozesse 
möglichst rasch auf Klimaneutralität ausgerichtet werden. 
Beispielsweise muss die Fahrzeugfertigung den benötig-
ten Stahl aus CO2-freien Verfahren gewinnen. Dies kann 
etwa durch eine Betriebsumstellung der Hochöfen von 
Kohle auf aus erneuerbaren Energien hergestellten Was-
serstoff gelingen. Da in den kommenden Jahren ohnehin 
rund 50 % aller Hochöfen altersbedingt ersetzt werden 
müssen, ist die Zeit günstig, diese jetzt zukunftsfähig 
und klimaschonend auszurichten. Grüner Wasserstoff ist 
ebenso für die Chemieindustrie oder aber als Antriebs-
stoff für Schwerlast-, Schiffs- und Flugverkehr in einer kli-
maneutralen Wirtschaft zentral. Auch die Automobilbran-
che muss die Produktionsprozesse umstellen und im 
Individualfahrzeugbereich verstärkt auf Elektromobilität 
setzen. Aber auch im Schwerlastbereich werden klima-
schonende Antriebe benötigt. Umfangreiche Modernisie-
rungen sind somit dringend erforderlich.

Seit Langem leidet die deutsche Wirtschaft, vor allem die 
Industrie, an Investitionsschwäche. Dieser Investitions-
stau kann nun mit gezielten Allianzen durch Wirtschafts-
hilfen überwunden werden. Das Geld sollte gezielt für Kli-
maschutz bereitgestellt werden, etwa für Digitalisierung, 

Smart Grids, Ladeinfrastruktur, klimaschonende Treib-
stoffe, Batterie- und Solarzellenproduktion oder Wasser-
stoff für die Schwerindustrie. Auch der Schienenverkehr 
muss gestärkt werden. Nur dann wird der Umbau hin zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft gelingen, wie wir es im 
Rahmen internationaler Vereinbarungen verbindlich fest-
gelegt haben. Viele Firmen orientieren sich seit einiger 
Zeit um und investieren bereits in klimafreundliche Tech-
nologien, etwa bei der Umstellung der Stahlproduktion 
auf Wasserstoff oder klimaschonende Treibstoffe. Wenn 
die Politik rückwärts- statt zukunftsgewandt agiert, laufen 
die Unternehmen Gefahr, dass ihre Investitionen unren-
tabel werden und ihnen der weitere Umbau durch solche 
politischen Verzögerungen nicht gelingt. Diese Unterneh-
men brauchen Planungssicherheit und langfristig verläss-
liche Rahmenbedingungen. Dazu gehört die Einhaltung 
der Klima beschlüsse. 

Dekarbonisierung, Digitalisierung, Dezentralisierung und 
Demokratisierung sind die Schlüsselbegriffe der Zukunft. 
Vor allem die Digitalisierung wird auch in der Energiewirt-
schaft nicht mehr wegzudenken sein. Wir brauchen drin-
gender denn je dezentrale Netze, welche digital verknüpft 
werden zu virtuellen Kraftwerken. Es ist technisch kein 
Problem, dass Häuser mehr Energie erzeugen, als sie 
selbst verbrauchen. Sie sind Kleinkraftwerke, die wir zu-
sammenschalten können. Dies ist eine Riesenchance für 
die digitale Energiewende. Wir dürfen die derzeitige Krise 
nicht ungenutzt lassen.

Die deutsche Wirtschaft wird sich nur dann schnell erho-
len und zugleich die wichtige strukturelle Transformation 
zur Erreichung der Klimaziele bewerkstelligen, wenn die 
privaten Investitionen in den kommenden Monaten sta-
bilisiert werden können. Zudem müssen die öffentlichen 
und kommunalen Investitionen, vor allem zur Verbesse-
rung der Infrastruktur, gestärkt werden. Ein Investitions-
programm stärkt die Wachstumspotenziale und Resilienz 
der deutschen Wirtschaft. Dies erleichtert auch die zu-
künftige Rückzahlung der aufgenommenen Schulden. 
Zudem stärkt ein Investitionsprogramm die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage. Außerdem bietet ein zielgerich-
tetes wirtschaftliches Erholungsprogramm die Chance, 
die deutsche Wirtschaft durch Investitionen konsequent 
nachhaltig auszurichten und die notwendige sozial-
ökologische Transformation zu unterstützen. Der Klima-
wandel kostet, der Klimaschutz nützt der Wirtschaft, der 
Gesellschaft und den zukünftigen Generationen. Klima-
schutz ist die beste Schuldenbremse für die Industrie 
und Wirtschaft insgesamt.
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NATO

Das 2 %-Ziel im Kontext

Oft wird gefordert, dass Deutschland seine Rüstungsan-
strengungen in Zukunft erheblich steigern müsse und dies 
unabhängig von den beträchtlichen Pandemie-Ausgaben 
bzw. den damit verbundenen Steuermindereinnahmen. 
Man habe sich schließlich dafür bei der NATO verbürgt. Dort 
seien mindestens 2 % des BIP vereinbart und Deutschland 
sei somit ein Drückeberger. Drei Fakten sind dabei wichtig.

Erstens ist die 2 %-Regel gar kein fest vereinbartes Ziel. Es 
wurde von den USA zwar länger gefordert, aber lange ohne 
Erfolg. Erst 2014 ist bei einem NATO-Gipfel vereinbart wor-
den, dass dies eine Zielmarke sei. Allerdings, wie es in einem 
Arbeitspapier der Bundesakademie für Sicherheitspolitik 
heißt, eher weich formuliert: „Das Gipfelkommuniqué fordert, 
dass die NATO-Mitglieder, die unter dem Zwei-Prozent-Wert 
liegen, sich in den kommenden 10 Jahren, also bis 2024, 
auf diesen ‚zubewegen‘ sollen“ (Kamp, 2019). Sich auf eine 
Marke zuzubewegen ist doch etwas anderes, als diese zu er-
reichen. Im Vergleich erreichten zweitens nur sieben Länder 
2019 die 2 %-Marke oder überschritten sie (NATO, 2019). Die 
Breite der Rüstungsausgaben als Anteil am BIP ist beacht-
lich. Sie reicht von 3,42 % in den USA bis zu 0,55 % in Lu-
xemburg. Im Durchschnitt geben die Bündnisstaaten 1,63 % 
aus. Deutschland belegt mit 1,36 % Platz 17 von 28. Das ist 
weniger als in Frankreich oder Großbritannien mit ihren kost-
spieligen Atomwaffenarsenalen und postkolonialen Interven-
tionsvorstellungen, aber mehr als in anderen, vergleichba-
ren Ländern wie Italien oder Kanada. Zudem ist gegenüber 
2014 mit 1,18 % eine gewisse Steigerung zu verzeichnen. 
Friedenssicherung ist drittens mehr als Investitionen in Pan-
zer und Drohnen. Internationale Problemlagen mit poten-
ziellen Kriegsentwicklungen präventiv zu entschärfen, ist oft 
erfolgreicher und ökonomisch sparsamer, als sie später mit 
Soldat:innen gewinnen zu wollen. Ist zudem in einem Krisen-
gebiet bereits das heimische Militär kostspielig aktiv, ist es 
politisch fast unmöglich, noch ausreichend Ressourcen für 
Zivilprojekte zu mobilisieren. Das Abenteuer Afghanistan mit 
sehr hohen Ausgaben für militärische Präsenz und relativ ge-
ringen für zivilen Aufbau demonstriert dies. Für Deutschland 
liegen die fi nanziellen Belastungen bei 12,2 Mrd. Euro für die 
Bundeswehr und nur 425 Mio. Euro für humanitäre Hilfe (Ta-
gesschau, 2021). Die Relation von gut 29:1 ist ein groteskes 
Missverhältnis, wenn es das Ziel gewesen sein sollte, eine Be-
völkerung für sich zu gewinnen. Die Relation verbessert sich, 
wenn man auf alle armen Länder des Südens blickt. 

Neben dem NATO-Ziel haben sich wohlhabende Staaten, 
auch Deutschland, noch ein anderes Ziel gegeben, das in der 
öffentlichen Debatte weniger präsent, aber älter und härter 
formuliert ist: „Mit der Resolution 2626 der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen am 24. Oktober 1970 haben sich 
die Staaten mit hohen Pro-Kopf-Einkommen dazu verpfl ich-
tet, mindestens 0,7 % ihres Bruttonationaleinkommens für 
die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit aufzubringen. 
Das zur globalen Armutsbekämpfung festgesetzte Ziel soll-
te im Jahre 1975, spätestens 1980 erreicht sein“ (Aktions-
bündnis gegen Aids, 2020). Auch hier erreicht Deutschland 
die Zielmarke nicht, ist ihm aber mit 0,6 % nahe. Für 19 NA-
TO-Staaten liegen Angaben für beide Ziel-Werte vor. Diese 
Überschneidung ist für einen Vergleich groß genug. Luxem-
burg liegt mit 1,06 % des BIP vorne. Letzte sind Polen und 
die Slowakei mit jeweils 0,12 %. Nicht weit entfernt sind die 
USA mit 0,16 %. Deutschland liegt auf einem achtbaren Platz 
5. Im Schnitt geben die Staaten 0,39 % aus (Welthungerhilfe, 
2020). Das ist im Vergleich weiter entfernt vom lange zuge-
sagten 0,7 %-Ziel als die durchschnittlichen 1,63 % von den 
für 2024 angestrebten 2 % bei den NATO-Mitgliedsbeiträgen.

Betrachtet man die Ausgaben für zivile und militärische Frie-
denssicherung zusammen, sind die USA aufgrund ihrer ho-
hen Rüstungsausgaben weiter Spitzenreiter, Spanien ist 
Schlusslicht. Im Schnitt werden 1,91 % des BIP der 19 NATO-
Staaten aufgewandt, Deutschland liegt mit 1,96 % leicht da-
rüber. Das ist Platz 8 von 19 und damit kein schlechter Wert. 
US-Präsident Biden wird im Juni 2021 am Treffen der Staats- 
und Regierungschefs der NATO teilnehmen. Er scheint im 
Unterschied zu seinem Vorgänger rationalen Argumenten zu-
geneigt und in der Lage zu sein, Ziele langfristig auch bei me-
dialem Störfeuer zu verfolgen. Vielleicht nutzt die Bundesre-
gierung die Chance, bei ihren Verbündeten dafür zu werben, 
zukünftig auch Zahlungen der Entwicklungszusammenarbeit 
für eine umfassend defi nierte Friedenssicherung in die Kal-
kulationen der NATO aufzunehmen. Das wäre ein Anfang für 
eine ausgewogenere Debatte, wie knappe Mittel für interna-
tionale Verpfl ichtungen am sinnvollsten auszugeben wären.

Gerd Grözinger

Europa-Universität Flensburg

groezing@uni-fl ensburg.de
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herausnehmen – wie etwa der Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer in Deutschland –, die durch ein Defi zit an sozialer 
Gerechtigkeit fortwährend genährt werden. Benötigt wird 
eine ethisch und ökonomisch glaubwürdige Steuer. Diese 
Eigenschaften besitzt die derzeitige Besteuerung von Erb-
schaften und Schenkungen in Deutschland nicht. 

Erstens sollte die Bemessungsgrundlage der Erbschaftsteu-
er möglichst breit sein; sie sollte alle Bestandteile des ge-
erbten Vermögens gleich behandeln und vorsichtige Bewer-
tungsverfahren beinhalten. Dennoch gibt es einen Elefanten 
im Raum: Die derzeitige faktische Steuerbefreiung des Be-
triebsvermögens, die genau die Empfänger:innen der größ-
ten Erbschaften aus dieser Verpfl ichtung des Eigentums 
nimmt. Diese Freistellung wird unter Bedingungen gewährt, 
die vermeintlich positive arbeitsmarktpolitische Effekte ha-
ben sollen. Sie ist nicht nur deswegen schädlich, weil die 
entsprechenden Vorschriften gravierende ökonomische 
Fehlanreize stiften, sondern auch weil sie eine herbe Ohrfei-
ge gegen die Prinzipien von Fairness, sozialer Mobilität und 
Förderung individueller Leistungsbereitschaft sind.

Zweitens und unter der Voraussetzung, dass das geerbte 
Betriebsvermögen ohne Ausnahmeregelung in die Bemes-
sungsgrundlage integriert wird, sollten die Freibeträge er-
höht und die Steuersätze verringert werden, um eine sanfte 
Transition zu einer vernünftigen Besteuerung zu schaffen. 
Der von Lobbys immer wieder hervorgebrachten Mär der 
Insolvenz von Betrieben infolge der Erbschaftbesteue-
rung fehlt jegliche empirische Grundlage. Auch für die ge-
mahnten Auswanderungseffekte gibt es keine empirische 
Evidenz. Sogar unter den Schweizer Kantonen scheint 
die unterschiedliche Höhe der Erbschaftsteuer keine si-
gnifi kante Relokalisation von Steuerpfl ichtigen und ihren 
wirtschaftlichen Aktivitäten in Gang zu setzen. Gleichwohl 
wäre in Deutschland die steuerliche Gleichbehandlung vom 
Betriebsvermögen eine substanzielle Verschärfung im Ver-
gleich zum Status quo, und ihre Anreizwirkung kann nicht 
präzise genug vorausgesehen werden. 

Und wenn die Gesetzgebung der Stimme der Vernunft folgen 
will, sollte sie die Gelegenheit nicht verpassen, den derzeiti-
gen Tariftypus durch den üblichen Anstoßtarif zu ersetzen, 
bei dem der Grenzsteuersatz stufenweise steigt. Auf diese 
Weise würde sich das Problem der Rang umkehr, das vom 
jetzigen Tarif hervorgerufen wird, erübrigen. Bei der Erb-
schaftsteuer hat man in Deutschland den Eindruck, dass die 
Gesetzgebung bisher nichts unterlassen hat, was das Bun-
desverfassungsgericht veranlassen könnte, dieser Steuer 
das Aus zu bereiten. Möge ein Sinneswandel eintreten.

Giacomo Corneo

Freie Universität Berlin 

giacomo.corneo@fu-berlin.de

Erbschaftsteuer

Chancengerechtigkeit erhöhen

Die persönliche Vermögensteuer unterscheidet nicht, ob 
das belastete Vermögen selbst verdient oder den Zufällen 
des Erbens geschuldet ist. Derjenige, der sein Vermögen 
durch langjährige Erwerbsarbeit und Konsumverzicht ge-
bildet hat, wird genauso zur Kasse gebeten wie derjenige, 
der nie gearbeitet hat und dem ein Vermögen in gleicher 
Höhe in den Schoß gefallen ist. Dasselbe gilt für die Be-
steuerung der Vermögenseinkommen. Im Gegensatz zu 
diesen beiden Steuern belastet die Erbschaftsteuer ziel-
genau das leistungslose Vermögen. Sie ist das einzige 
steuerliche Instrument, das dem Gemeinwesen zur Ver-
fügung steht, um die elementare Chancenungerechtigkeit 
zu korrigieren, die sich daraus ergibt, dass einige von be-
sitzlosen und andere von besitzstarken Eltern erben.

Aber sind Erbschaften ökonomisch so relevant, dass sie 
eine solche Besteuerung in der Praxis rechtfertigen? Zwei 
empirische Befunde heben die ökonomische Bedeutung der 
Erbschaftsteuer hervor. Zum einen sind Erbschaften unter 
Individuen der gleichen Kohorte sehr ungleichmäßig ver-
teilt. Viele Individuen erben in ihrem gesamten Leben sehr 
wenig oder überhaupt nichts; eine kleine Minderheit erbt 
Vermögensvolumina, die das durchschnittliche Lebenser-
werbseinkommen der Bevölkerung um ein Vielfaches über-
steigen. In Deutschland drückt sich diese Ungleichheit unter 
anderem in einem ausgeprägten regionalen Gefälle aus: Der 
mittlere Wert einer Erbschaft ist in Ostdeutschland weniger 
als halb so hoch wie in Westdeutschland. Eine Erbschaft-
steuer, die tatsächlich progressiv ist, kann diesen Missstand 
maßgeblich begrenzen. Zum anderen beobachtet man in 
Deutschland und anderen entwickelten Volkswirtschaften, 
dass das gesamtwirtschaftliche jährliche Erbschaftsvolu-
men in Relation zum BIP permanent steigt. Diese Entwick-
lung deutet auf ein nicht zu vernachlässigendes steuerli-
ches Aufkommenspotenzial hin, das eine Regierung nutzen 
könnte, um diejenigen zu kompensieren, denen sich die Ge-
burtslotterie als weniger gnädig gezeigt hat. Die Erbschaft-
steuer ist somit keine Nebensache und ihre Abschaffung 
hätte weitreichende langfristige soziale Kosten zur Folge. 
Umgekehrt kann eine Erbschaftsteuer ein von praktisch al-
len Bürger:innen geteiltes Ideal von Chancengerechtigkeit 
zum Ausdruck bringen und gleichzeitig die sozioökono-
mische Mobilität und den persönlichen Verdienst fördern. 
Ferner kann eine Erbschaftsteuer die Luft aus ökonomisch 
abwegigen, aber politisch aussichtsreichen Vorschlägen 
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Wohnungsmarkt

Ein politisches Signal

Durch den geplanten Zusammenschluss von Vonovia und 
Deutsche Wohnen entsteht der größte Immobilienkonzern 
Europas mit 550.000 Wohnungen. Dabei dürfte es vor 
allem um politisches Gewicht gehen: Je größer der Kon-
zern, desto besser lassen sich politische Risiken streuen. 
Schon heute ist Vonovia eine der größten Immobilien-
aktiengesellschaften. Schließt sich der Konzern mit der 
Deutsche Wohnen zusammen, würde ein Unternehmen 
mit einer Marktkapitalisierung von mehr als 45 Mrd. Euro 
entstehen. Größe ist im Wohnungsmarkt wichtig: Je grö-
ßer ein Unternehmen, desto mehr Vorteile lassen sich im 
Einkauf erzielen, außerdem können bei der Bewirtschaf-
tung Skaleneffekte erzielt werden.

Dies dürfte jedoch nicht der entscheidende Grund sein. 
Schließlich haben beide Unternehmen schon zweimal ver-
sucht zu fusionieren. Letztlich waren es aber gerade die 
Investierenden, die eine Fusion ablehnten, da die ökono-
mischen Vorteile als nicht gewichtig genug wahrgenom-
men wurden. Beide Unternehmen sind bereits sehr groß 
und können am Kapitalmarkt günstige Finanzierungskon-
ditionen erhalten. Die Portfolien der beiden Unternehmen 
haben unterschiedliche regionale Schwerpunkte, wes-
halb Einsparungen in der Bewirtschaftung limitiert sein 
dürften. In der Vergangenheit war es den Investierenden 
darüber hinaus wichtig, mehrere Unternehmen zu haben, 
die konkurrieren und unterschiedliche regionale Strate-
gien verfolgen. Somit können Anlagerisiken besser di-
versifi ziert werden. Vor diesem Hintergrund dürfte auch 
Marktmacht nicht entscheidend sein. Letztlich ist für die 
Erzielung von Preissetzungsmacht der Wohnungsmarkt 
insgesamt zu kleinteilig. In früheren Verfahren stellte 
das Kartellamt zwar fest, dass einzelne Unternehmen in 
Städten des Ruhrgebiets auf einen Marktanteil von 20 % 
kommen, doch damit ist noch keine ausreichende Markt-
macht verbunden. Schließlich stehen den Kunden weiter-
hin zahlreiche Alternativen offen, sowohl in der Stadt als 
auch außerhalb. In Berlin, wo die beiden Unternehmen 
künftig über 150.000 Wohnungen bewirtschaften, liegt 
der Marktanteil bei Mietwohnungen bei unter 9 %.

Ausschlaggebend für die Fusion dürfte vielmehr die Poli-
tik sein: Durch politische Interventionen entstehen Risiken 
für die Unternehmen, die tendenziell für große Marktteil-

nehmende besser zu bewältigen sind als für kleine Un-
ternehmen oder Privateigentümer:innen. Dabei haben 
die Unwägbarkeiten in den vergangenen Jahren noch 
zugenommen: Sie reichen von Enteignungen über weit-
reichende Mietenstopps bis zu Einschränkungen bei der 
Umlagefähigkeit nach Modernisierungen. Auch in ande-
ren Branchen wie etwa dem Bankensektor sind Regulie-
rungen ein wichtiger Treiber von Zusammenschlüssen.
Ganz konkret etwa könnte eine vergrößerte Vonovia ro-
buster gegenüber einer Enteignung aufgestellt sein. Nie-
mand kann sich vorstellen, dass eine Enteignung, wie sie 
die Initiative „Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ fordert, 
wirklich erfolgt und die Unternehmen deutlich unter dem 
Marktwert entschädigt werden. Dennoch könnte eine ent-
sprechende politische Initiative für sehr viel Unruhe sor-
gen, die von einem Unternehmen, das außerhalb Berlins 
stabile Erträge erwirtschaftet, besser verkraftet werden 
könnte. Auch bei künftigen Mietpreisregulierungen, die 
lokal sehr unterschiedlich wirken, kann Größe helfen, da 
zumindest einige Märkte – wie etwa im Ruhrgebiet – kaum 
betroffen sein werden.

Nicht zuletzt gewinnt das Unternehmen durch Größe auch 
Mitsprachemöglichkeiten. Ein Unternehmen mit mehr als 
einer halben Million Wohnungen kann kaum übergangen 
werden, und so wird das Unternehmen bei Anhörungen, 
aber auch bei politischen Hintergrundgesprächen oder 
Diskussionen präsenter sein. Dies ist allerdings Chance 
und Risiko zugleich: Vonovia könnte als konstruktiver Ge-
sprächspartner Reputation gewinnen und seine eigenen 
Anliegen besser vertreten, aber das Unternehmen könnte 
sich auch endgültig als Zielscheibe für politische Initiati-
ven und Mieterwut etablieren. Die geplante Fusion stellt 
vor diesem Hintergrund eher eine unbeabsichtigte Folge 
der zahlreichen Interventionen in den Wohnungsmarkt 
dar. Und es ist zu erwarten, dass noch mehr Unterneh-
men sich zusammenschließen werden, um robuster ge-
genüber Mietpreisregulierungen und anderen Eingriffen 
zu werden. Gerade Kleinvermietende könnten so zuneh-
mend aus dem Markt gedrängt werden, da sie in der Re-
gel die größten Probleme haben, sich auf Änderungen im 
Regulierungsrahmen einzustellen. Bereits mit der Einfüh-
rung des Genehmigungsvorbehalts bei Aufteilungen und 
Umwandlungen wurde der Markt für viele Kleinvermieten-
de limitiert. Auch wenn Marktmacht im Wohnungsmarkt 
keine große Rolle spielt, ist diese Entwicklung kritisch zu 
beobachten. Schließlich sichert ein kleinteiliger Mietwoh-
nungsmarkt ein vielfältiges Angebot – gerade darin hat 
sich der deutsche Mietwohnungsmarkt immer von ande-
ren Märkten unterschieden.

Michael Voigtländer

Institut der deutschen Wirtschaft

voigtlaender@iwkoeln.de 
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Lieferkettengesetz

Europäische Lösung nötig

Das Weltwirtschaftswachstum der vergangenen Jahrzehn-
te war durch die Dynamik der Digitalisierung und Globali-
sierung in den Lieferketten geprägt. Die Corona-Pandemie 
hat die Abhängigkeit und Verletzlichkeit der Lieferketten 
offengelegt. Trotz einer Vielzahl verbindlicher Standards 
haben Unternehmen die Digitalisierung und Arbeitstei-
lung auch für regulatorische Arbitrage genutzt. Einerseits 
erhöht das die Effi zienz der Wirtschaft – was mithin öko-
logische Ressourcen schont – andererseits werden damit 
internationale Standards konterkariert. Globalisierung und 
Digitalisierung sind Segen und Fluch zugleich.

Das Thema Lieferketten ist seit Längerem auf der Agenda. 
Grundlage ist der Nationale Aktionsplan von 2016, in dem 
Unternehmen freiwillig verpfl ichtet wurden, mindestens 
50 % der Vorgaben einzuhalten. Das Monitoring 2020 zeigte, 
dass weniger als 20 % der befragten Unternehmen Maßnah-
men zur Einhaltung der UN-Leitprinzipien eingeleitet hat-
ten. Da gemäß Infratest dimap (2020) 75 % der Deutschen 
ein Lieferkettengesetz befürworten und die EU die Einhal-
tung von Standards fordert, war die Bundesregierung unter 
Druck. Am 3. März 2021 wurde das Sorgfaltspfl ichtengesetz 
im Kabinett verabschiedet und soll ab 2023 gelten. Gemäß 
der wissenschaftlichen Defi nition umfasst die Lieferkette 
den gesamten Produktions- und Lebenszyklus von Gütern 
oder Dienstleistungen, der bei den Roh- und Grundstoffen 
beginnt und bis zum Endprodukt und Recycling geht.

§ 1 des Sorgfaltspfl ichtengesetzes regelt, dass Inlandsun-
ternehmen mit mindestens 3.000 Beschäftigten, ab 2024 
mit nur 1.000 Beschäftigten, dem Gesetz unterliegen. 
Allerdings ist die Begriffsdefi nition in § 2 des Gesetzes 
heikel, da sie einen Teil der Lieferkette nicht erfasst. Das 
Gesetz blendet den ökologisch problematischen Bereich 
des Recyclings aus. Speziell das Recycling von Batterie-
zellen dürfte künftig eine Herausforderung werden. Die 
Bürokratiekosten inklusive des jährlichen Sach- und Per-
sonalaufwands betragen 5,28 Mio. Euro. Die Export- und 
Importabhängigkeit der deutschen Volkswirtschaft dürfte 
diese Kosten anheben. Die Hintertür ist bereits im Gesetz 
angelegt: „[Der] Prüfaufwand kann in der abschließenden 
Höhe zum jetzigen Zeitpunkt aber noch nicht beziffert 
werden.“ Hinzu kommen Bürokratiekosten der Wirtschaft 
(jährlich 43,5 Mio. Euro) und einmalige Kosten in Höhe von 
110 Mio. Euro. Kurzum ein erheblicher Ballast, obwohl die 

behördliche Überwachung und Sanktionsmechanismen 
die notwendige Glaubwürdigkeit der Regelung stärken.

Die volkswirtschaftliche Betrachtung offenbart mehrere 
Schwachpunkte. Erstens besteht eine Wettbewerbsver-
zerrung durch den nationalen Alleingang. Das Fehlen ei-
nes Level Playing Field schafft eine Wettbewerbsverzer-
rung im Binnenmarkt, wo Waren-, Dienstleistungs- und 
Niederlassungsfreiheit herrschen. Produktions- und Sitz-
verlagerungen als „regulatorische Arbitrage“ sind abseh-
bar. Lieferanten-Hopping zur Verschleierung von Produk-
tionsbeziehungen dürfte zunehmen, was Zulieferfi rmen 
nötigt, kostengünstiger zu sein und so Sorgfaltspfl ichten 
nur pro forma zu garantieren. Zweitens sind nationale Al-
leingänge zudem wirkungsschwach, da Missstände in 
globalen Wirtschaftsbeziehungen nicht beseitigt werden 
(vgl. Steueroasen oder Klimadebatte). Insoweit ist das po-
litische Argument der Vorreiterrolle nicht nur fraglich, son-
dern unter Umständen kontraproduktiv. Schlimmstenfalls 
könnte Wertschöpfung abwandern und dem Ziel hoher 
Sozialstandards entgegenlaufen. Eine europäische Veror-
tung von Sorgfaltspfl ichten ist die bessere Lösung.

Eine weitere Herausforderung ist die von mir eingeführte 
Begriffl ichkeit des Standardwashing. Im Siegel-Pionierland 
gibt es bereits eindrückliche Beispiele, die mit einem Lie-
ferkettengesetz infl ationieren. Discounter stärken ihr Image 
durch Nachhaltigkeitsstandard-Siegel bei einzelnen Pro-
dukten und transferieren den Imagegewinn auf die Produkt-
palette. Die Preise der Discounter sind jedoch von Nachhal-
tigkeitspionieren nicht darstellbar. Grund ist die taktische 
Quersubventionierung. Die Politik sollte das Standardwa-
shing einschränken. Ein Siegel darf nur Verwendung fi nden, 
sofern die Mehrheit der Produktpalette die Kriterien erfüllt.

Aus der Verantwortungsethik folgt, dass Unternehmen 
und Staaten eine Verpfl ichtung zur Einhaltung der inter-
nationalen Standards haben. Ein resilientes Lieferketten-
gesetz sollte zum einen eine umfassende Defi nition der 
Lieferkette inklusive Recycling beinhalten und zum an-
deren eine regelmäßige Risikoeinstufung von Lieferanten 
und Mitgliedsstaaten vorschreiben. Grundsätzlich ist ein 
Sorgfaltspfl ichtengesetz für globale Lieferketten sowie 
die Etablierung einer Pioniergruppe in einem Level Play-
ing Field zu befürworten.

Bodo Herzog

Universität Reutlingen

bodo.herzog@reutlingen-university.de
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Finanzpolitische Leitlinien: zwischen 
Bidenomics und Schuldenbremse
Mit der bevorstehenden Bundestagswahl öffnet sich ein neues Möglichkeitsfenster für die 
Finanzpolitik in Deutschland. Vertreter:innen unterschiedlicher Parteien machen sich dafür 
stark, die Finanzpolitik neu auszurichten. Mit US-Präsident Biden ist es in den USA bereits zu 
neuen Weichenstellungen beispielsweise auf den Gebieten Klimapolitik und Steuerwettbewerb 
gekommen. Diese dürften direkte Auswirkungen auf die Politik in Europa haben. Dabei 
stellt sich die spannende Frage, welche Lehren aus der wirtschafts- und fi nanzpolitischen 
Neuausrichtung in den USA für die deutsche Wirtschaftspolitik gezogen werden können. 
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Die US-amerikanische Regierung hat in relativ kurzer Fol-
ge drei Fiskalprogramme zur Konjunkturstimulierung ver-
abschiedet: am 27. März 2020, bereits zu einem frühen 
Zeitpunkt in der COVID-19-Pandemie, den CARES (Coro-
navirus Aid, Relief, and Economic Security) Act mit einem 
Umfang von 2,2 Billionen US-$, am 27. Dezember 2020 den 
Consolidated Appropriations Act 2021 im Umfang von 0,9 
Billionen US-$, und schließlich dann am 11. März 2021 nach 
der Amtseinführung Präsident Bidens den American Res-
cue Plan Act im Umfang von 1,9 Billionen US-$. Zusammen 
entspricht dies einem fi skalischen Impuls von knapp einem 
Viertel des US-amerikanischen Bruttoinlandsprodukts 
(BIP). Darüber hinaus diskutieren Präsident Biden und die 
Demokraten im Kongress zurzeit ein Infrastrukturpaket, 
den American Jobs Plan, sowie ein Familien- und Bildungs-
paket, den American Families Plan. Deren Umfänge betra-
gen weitere Billionen US-Dollar und beinhalten nicht nur 
klassische Infrastrukturvorhaben, sondern auch Program-
me zum Klimaschutz und zum Ausbau der Care Economy 
sowie familien- und bildungspolitische Maßnahmen wie ei-
nen Kindergartenanspruch für alle und Kündigungsschutz 
im Krankheitsfall. Die beiden noch ausstehenden Ausga-
benpakete sollen durch höhere Unternehmensteuern, eine 
höhere Mindeststeuer und verschiedene steuerpolitische 
Maßnahmen im oberen Einkommenssegment bei der Bun-
deseinkommensteuer sowie durch zusätzliche Staatsschul-
den fi nanziert werden. Auf die Realisierungschancen dieser 
Pakete, die ja für die Frage wichtig sind, inwieweit die Bi-
den-Politik Vorbild für die Fiskalpolitik in Deutschland sein 
kann, wird später einzugehen sein.

Abbildung 1 visualisiert die enorme fi skalische Expansi-
on in den USA während der COVID-19-Pandemie. Selbst 
in der Großen Rezession 2008/2009 tat man nichts Ver-
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gleichbares. Abbildung 1 zeigt auch, dass die US-ame-
rikanischen Haushalte im Durchschnitt in einem bisher 
nicht dagewesenen Ausmaß verfügbares Einkommen 
aufbauten, und zwar parallel zur fi skalischen Expansion. 
Trotzdem zeichnet sich in den USA auch eine sich ver-
festigende Langzeitarbeitslosigkeit sowie eine erhöhte 
Nahrungsmittelunsicherheit bei den ärmeren Haushal-
ten ab, und das diente letztlich der politischen Rechtfer-
tigung des American Rescue Plan Act durch die Biden 
Administration.

Für die Beurteilung der ökonomischen Folgen des Ameri-
can Rescue Plan Act sowie die Abschätzung der konjunk-
turellen Wirkungen der beiden noch nicht verabschiedeten 
Programme illustriert Abbildung 1 darüber hinaus die erste 
gegenwärtig noch offene Grundfrage: 

1. Wie werden die Haushalte mit ihrem zusätzlichen ver-
fügbaren Einkommen umgehen? 

Handelt es sich gewissermaßen um eine „Kriegskas-
se“, die in kurzer Zeit für einen postpandemischen Kon-
sumrausch ausgegeben werden wird? Oder wird das 
zusätzliche verfügbare Einkommen zur Reparatur der 
Haushaltsbilanzen verwendet, also letztlich ins langfris-
tige Nettovermögen der Haushalte eingehen und erst 
allmählich nachfragewirksam werden? Wir kennen die 
Antwort noch nicht. Tritt eher das erste Szenario ein, wird 
für einige Zeit mit kräftiger Infl ation, höheren Nominalzin-
sen und mit Angebotsrestriktionen zu rechnen sein. Ge-
rade letztere stellen dann aber auch ein Problem für den 
American Jobs Plan und den American Families Plan dar, 
die zwar nicht konjunkturell, sondern langfristig motiviert 
sind, aber eben dann auf eine ohnehin bereits ausgelas-
tete US-amerikanische Wirtschaft mit brummender Kon-
junktur träfen.

Die zweite noch offene Grundfrage ist: 

2. Wie schnell wird die Outputlücke bzw. die Arbeitslosig-
keit in den USA abgebaut werden? 

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Outputlücke1 so-
wie der Arbeitslosenrate während der Coronakrise im 

1 Outputlückenschätzungen sind nicht unproblematisch und werden 
immer wieder kritisiert. Hier geht es aber um den Unterschied in der 
Outputlückenentwicklung nach der Großen Rezession gegenüber 
derjenigen während der COVID-19-Krise.
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Abbildung 1
Nominale Gesamtausgaben des Staates und reales 
verfügbares Einkommen pro Kopf in den USA
Vierteljährlich, saisonbereinigte Jahresraten

Anmerkungen: US-Rezessionen sind grau hinterlegt; das jüngste Endda-
tum ist unbekannt.

Quelle: FRED.

Abbildung 2
Realer Potenzialoutput, reales BIP und 
Arbeitslosenrate in den USA
Vierteljährlich, saisonbereinigte Jahresraten

Vergleich zu den beiden vorherigen Rezessionen. Damals 
wurde die Outputlücke bzw. Arbeitslosenrate nur sehr 
langsam abgebaut, ein typisches konjunkturelles Muster 
für die USA. Ganz anders die Entwicklung während der 
Corona-Krise: Die Ausschläge waren deutlich größer als 
selbst in der Großen Rezession, aber der Abbau verlief – 
bisher – relativ schnell. Wenn sich die Dynamik so weiter 
entwickelt, zeichnen sich auch hier infl ationäre Entwick-
lungen aufgrund von Angebotsrestriktionen ab.

Die dritte offene Grundfrage, oder vielmehr offene Flanke 
der Bidenschen Ausgabenpläne, ist die Entwicklung der 
Staatsschulden insgesamt: 

3. Wie werden sich Defi zit und Staatsschuldenstand in 
den nächsten Jahren entwickeln? 

Abbildung 3 zeigt die historische und prognostizierte Ent-
wicklung der Staatsschuldenquote der USA unter der An-
nahme, dass alle aktuellen Gesetze in Kraft bleiben. Die 
bisher nicht verabschiedeten Bidenschen Ausgabenpläne 
sind also noch gar nicht Teil dieser Prognose. Ein Großteil 
der gezeigten explosiven Dynamik ergibt sich dabei aus 
dem prognostizierten Zinswachstum.

Angesichts dieser Entwicklungen darf man schon etwas 
nervös in Bezug auf die Nachhaltigkeit der US-amerikani-
schen Fiskalpolitik werden. Und in der Tat zeigen die Da-

ten bereits einen, wenn auch nicht dramatischen Anstieg 
sowohl der Nominalzinsen für amerikanische Staatsan-
leihen am längeren Ende als auch der längerfristigen In-

Anmerkungen: US-Rezessionen sind grau hinterlegt; das jüngste Endda-
tum ist unbekannt.

Quelle: FRED.
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Abbildung 3
Entwicklung und Prognose der Staatsschuldenquote 
der USA
Anteil am BIP in %

Anmerkungen: Wachsende Defi zite werden die Staatsverschuldung in 
den nächsten 30 Jahren voraussichtlich auf ein noch nie dagewesenes 
Niveau treiben. Bis 2051 wird die Verschuldung voraussichtlich mehr als 
200 % des BIP erreichen.

Quelle: Congressional Budget Offi ce (2021).
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fl ationserwartungen2 der amerikanischen Haushalte und 
Finanzmärkte. Natürlich gibt es gute, direkt wachstums-
relevante Gründe für den American Jobs Plan und den 
American Families Plan: Die US-amerikanische Infra-
struktur ist – übrigens mit großem politischen Konsens – 
erneuerungsbedürftig; die US-amerikanische Wirtschaft 
muss dekarbonisiert werden, wodurch Arbeitsplätze im 
Verarbeitenden Gewerbe und Baugewerbe entstehen 
werden; der Breitbandausbau ist wachstumsfördernd, 
vor allem wenn er zu effi zienterer Telearbeit führt; und 
selbst die geplanten familien- und bildungspolitischen 
Maßnahmen dürften das Arbeitsangebot vor allem von 
Frauen langfristig erhöhen. Dennoch ist es zum heuti-
gen Zeitpunkt offen, ob die angebotsseitigen Effekte mit 
denen auf der Nachfrageseite Schritt halten können, so-
dass es zu keiner infl ationären Überhitzung der US-Wirt-
schaft käme, und ob die Wachstumseffekte insgesamt 
so stark sein werden, dass die USA aus ihren Staats-
schulden herauswachsen können.

Hinzu kommt die politische Unsicherheit in den USA. 
Sowohl von der politischen als auch kommentatorischen 
Linken in Deutschland wird Biden wegen seiner Politik 
und der Geschwindigkeit, mit der er diese vorantreibt, 
hoch gelobt und als Vorbild für die (Fiskal-)Politik in 
Deutschland angesehen. Dabei wird aber übersehen, 
dass lediglich der sehr auf konjunkturelle Wirkungen ab-
zielende American Rescue Plan bereits Gesetz ist, die 
anderen, eher auf das längerfristige Wachstum zielen-
den Pläne aber noch nicht verabschiedet wurden, und 
dass sich zurzeit auch kein gutes politisches Schicksal 
für sie abzuzeichnen scheint. Das gilt auch und gerade 
für die Steuererhöhungen bei Unternehmen und hohen 
Einkommensbeziehern. Ohne allzu sehr in die Details 
der recht komplizierten parlamentarischen Regeln des 
US-Senats zu gehen, muss man feststellen, dass Biden 
faktisch über keine belastbare parlamentarische Mehr-
heit für seine Vorhaben verfügt. Die Mehrheit im Reprä-
sentantenhaus ist schon jetzt recht dünn und im Herbst 
2022 in den dann anstehenden Midtermwahlen aufgrund 
der von den Republikanern in den Bundesstaaten domi-
nierten Neugliederung der Wahlbezirke eminent gefähr-
det. Im Senat hat Biden nur deshalb eine Mehrheit, weil 
bei der existierenden Stimmengleichheit die demokra-
tische Vizepräsidentin den Ausschlag gibt. Und selbst 
diese Mehrheit gilt für die meisten Gesetze, die mit ei-
ner Mehrheit von 60 % verabschiedet werden müssen, 
nicht. Zwar gibt es – und hier wird es einigermaßen kom-
pliziert – die Ausnahme, dass auch eine 50-plus-1-Mehr-

2 Dabei ist es wichtig zu betonen, dass es um Infl ationserwartungen 
geht. Aktuell tatsächlich etwas höhere Infl ationsraten sind eher kein 
Grund zur Beunruhigung, weil sie sehr stark mit pandemischen Son-
dereffekten zusammenhängen.

heit für budgetrelevante Gesetze genügt, die sogenann-
te Reconciliation, aber diese Regel darf 2021 nur zwei-
mal angewendet werden. Der American Rescue Plan hat 
schon eine Anwendung verbraucht. Hinzu kommt, dass 
Präsident Biden selbst für diese Sonderregel alle 50 de-
mokratischen Mitglieder im Senat braucht,3 oder einige 
Mitglieder der Republikaner umstimmen muss. Das ist 
angesichts der komplizierten Wiederwahlsituation eini-
ger demokratischer Senatsmitglieder höchst unsicher. 
Und auch für den Senat gilt im Herbst 2022, dass das Er-
gebnis auf Messers Schneide steht. Sollte einer der bei-
den Kammern an die Republikaner gehen, dürften Steu-
ererhöhungen politisch nahezu ausgeschlossen sein, 
was aber bedeuten würde, dass schon die gegenwärti-
gen Ausgaben nicht solide fi nanziert wären und die US-
amerikanischen Staatsschulden weiter wüchsen. Der 
linke Enthusiasmus aus Deutschland über das schnelle 
Durchstarten Bidens und über die Progressivität seines 
(wirtschafts-)politischen Programms ist mithin aus US-
Binnensicht kaum nachzuvollziehen.

Kommen wir nun noch einmal zur Ausgangsfrage etwas 
grundsätzlicher zurück: Ist Bidens Fiskalpolitik ein Vor-
bild für Deutschland, wenigstens in einem zielsetzenden 
Sinne? Die ambitionierten klimapolitischen sowie in-
frastrukturellen Elemente wird man sich ebenso wie die 
etwas gelassenere Einstellung zu Staatsschulden zwar 
auch für Deutschland wünschen, dennoch ist aus Sicht 
der Ökonomik vor einer allzu großen Fixierung auf fi s-
kalpolitische Vorbilder ganz generell zu warnen. Steuern, 
Ausgaben und Staatsschulden sind zunächst einmal In-
strumente, die weder per se schlecht noch gut sind und 
die man zustands- und kontextabhängig anwenden soll-
te. Und dieser makroökonomische Kontext ist ein ande-
rer in Deutschland: Angebotsrestriktionen und damit In-
fl ationsgefahren erscheinen noch etwas weiter entfernt 
als in den USA; die Geldpolitik ist europäisiert, sodass, 
anders als in den USA, eine Zinserhöhung, mit der die 
US-amerikanische Zentralbank auf eine höhere Infl ation 
reagieren müsste, deutlich weniger wahrscheinlich ist; 
und die Staatsschuldenquote sowie deren Dynamik ist 
dank der vor der COVID-19-Pandemie sowie irgendwann 
danach vermutlich wieder bindenden Schuldenbrem-
se weniger problematisch.4 Um es zusammenzufas-
sen: Wegen ihrer inhärenten Zustands- und Kontextab-
hängigkeit ist eine deutlich expansivere Fiskalpolitik in 
Deutschland nach der COVID-19-Pandemie im Vergleich 

3 Genau genommen sind darunter zwei Senatoren, die keiner Partei an-
gehören, aber in der Regel mit den Demokraten abstimmen.

4 In diesem Sinne ist die deutsche Schuldenbremse, die noch kritisch 
zu beleuchten sein wird, sogar besser als ihr Ruf. Sie hat im entschei-
denden Moment die richtige expansive Fiskalpolitik zugelassen. Aller-
dings wird sie sich jetzt auch in der Erholungs- und der anstehenden 
Transformationsphase bewähren müssen.
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zum vorherigen Niveau nicht alleine mit dem Hinweis auf 
die USA und deren aktuell durchaus riskante Fiskalpoli-
tik zu kontern.

Zur gegenwärtigen fi skalpolitischen Diskussion in 
Deutschland gehört, wie schon vor der COVID-19-Pan-
demie, die Debatte um die Schuldenbremse (Bachmann 
und Bayer, 2020). Es gibt dabei zwei Arten des Umgangs 
mit ihr auf Seiten derjenigen, die sich um eine zu frühe 
erneute Anwendung der Schuldenbremse und damit 
um eine zu schnelle Bremsung des Post-COVID-Auf-
schwungs bzw. um den Erfolg des anstehenden klima-
politischen und infrastrukturellen Transformationspro-
zesses sorgen: (1) Man schafft es in einem politischen 
Großkonsens die erneute Anwendung der Schulden-
bremse noch ein paar Jahre parlamentarisch hinauszu-
zögern; (2) oder man ergänzt die Schuldenbremse um ei-
ne Investitionsregel in der Verfassung. Beide Ideen sind 
kritisch zu sehen.

Die erste Vorgehensweise ist mit politischer und verfas-
sungsrechtlicher Unsicherheit behaftet, denn politische 
Winde können sich drehen und Klagen beim Bundes-
verfassungsgericht immer eingereicht werden. „Durch-
wurschteln“ ist hier unangemessen. Dies gälte auch 
für eine verstärkte Nutzung von Finanzierungsvehikeln 
außerhalb regulärer Haushalte. Aber auch die zweite 
Vorgehensweise ist letztlich nicht praktikabel. Was ist 
genau eine Investition? In der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung gibt es zwar eine pragmatische Defi ni-
tion, aber auch die wirft Fragen auf: Warum gelten von 
privaten Haushalten gekaufte Autos nicht als gesamt-
wirtschaftlicher Kapitalstock und somit deren Autokäufe 
nicht als Investitionen, Häuser aber schon? Investitionen 
in nicht physische Anlagegüter, etwa Software und Pa-
tente, werden noch gar nicht so lange zu den Investiti-
onen gezählt. Bei staatlichen Investitionen wird es noch 
einmal problematischer: Selbst wenn aus einer Staats-
ausgabe ein physischer Gegenstand resultiert, folgt dar-
aus nicht, dass der für den Staat auch veräußerbar wäre. 
Warum ein Hörsaalbau eine (gute) staatliche Investition 
sein soll, das komplementär absolut notwendige Gehalt 
der darin Lehrenden aber (schlechter) Staatskonsum, ist 
letztlich nicht nachvollziehbar. Auch an der obigen Dis-
kussion um die Biden-Pläne zeigt sich die Unbrauch-
barkeit des Investitionsbegriffs: Die Demokraten sind 
vermutlich davon überzeugt, auch mit dem American 
Families Plan eine Investition für Amerika zu tätigen. 
Warum sollten etwa Sozialausgaben nicht Investitionen 
in den sozialen Frieden sein? Die ökonomische Theorie 
entscheidet zwischen Investitions- und Konsumcharak-
ter eines Gutes kontextuell. Eine saubere, für die Wirt-
schaftspolitik brauchbare und hinreichend kontextlose 
juristische Defi nition, die dann auch noch einigermaßen 

politisch manipulationsfrei ist, erscheint dagegen nicht 
durchführbar.

Warum nicht über eine unabhängige Schuldenkommis-
sion nachdenken? Die Schuldenbremse basiert ja auf 
der richtigen politökonomischen Einsicht, dass ein sich 
nicht selbstbindendes Parlament zu sehr Fiskalpolitik 
für die Gegenwart betreibt. Auf der anderen Seite hat sie 
mit einer im Prinzip fi xen Prozentzahl, die allerdings zu-
standsabhängig ausgesetzt werden kann, einen schwe-
ren Konstruktionsfehler: Sie reagiert nicht auf Marktsig-
nale und ist damit zu starr. Ob Staatsschulden tragfähig 
sind, hängt wesentlich von den (prognostizierten) Zinsen 
im Verhältnis zum (prognostizierten) nominalen Wachs-
tum ab. Sind und bleiben die Zinsen niedrig, sind mehr 
Staatsschulden möglich. Nun haben wir aber in der Geld-
politik sehr gute Erfahrungen damit, marktfl exible Regel-
bindung in die Hände einer unabhängigen Kommission 
zu legen. Gute Geldpolitik setzt Zinsen in Reaktion auf 
makroökonomische Bedingungen und Erwartungen. Ge-
nau dies könnte eine unabhängige Schuldenkommissi-
on, die jedes Jahr die Höhe des Budgetdefi zits festlegen 
würde, auch leisten. Der Rest der Fiskalpolitik, Steuern 
und Ausgaben, läge wie bisher beim Parlament, nur dass 
die zusätzliche Nebenbedingung gälte, das vorgegebene 
Budgetdefi zit einzuhalten. Der grundgesetzliche Auftrag 
einer solchen unabhängigen Schuldenkommission wäre 
somit, fi nanzpolitische Spielräume zu eröffnen und die 
Tragfähigkeit der deutschen Staatsschulden zu gewähr-
leisten.5 Ihre Mitglieder hätten feste, nicht erneuerbare 
Amtszeiten. Einen Unterschied zur Geldpolitik gäbe es 
allerdings: Das Parlament, um es nicht seines Königs-
rechts zu berauben, könnte die Vorgabe der unabhän-
gigen Schuldenkommission etwa mit einer qualifi zierten 
Mehrheit überstimmen, müsste sich aber in besonderem 
Maße vor dem Souverän rechtfertigen.
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Die Corona-Pandemie hat die Welt mitten in einem Struk-
turwandel getroffen. Neben der weiter voranschreitenden 
Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft haben 
viele Staaten seit 2019 endlich ihre Klimaschutzbemü-
hungen verstärkt. Die Konkretisierung von Klimaschutz-
zielen und politische Initiativen wie der Europäische 
Green Deal lassen wenig Zweifel daran, dass Geschäfts-
modelle auf Basis fossiler Energieträger kaum eine Zu-
kunft haben. Die bevorstehende Umstellung der Energie-
systeme und der Wirtschaftsprozesse auf klimaneutrale 
Technologien sowie die zunehmende Digitalisierung wer-
den die Art, wie wir wirtschaften und leben, verändern 
und erfordern hohe Investitionen.

Viele der heutigen Geschäftsfelder werden in einer digi-
talisierten und klimaneutralen Wirtschaft nicht weiter-
bestehen können. Wertschöpfungsketten werden sich 
daher zwar verlagern, aber im Gegenzug werden Zu-
kunftsmärkte entstehen. Für Deutschland und Europa ist 
es entscheidend, diese neuen Geschäftsfelder auf Basis 
von Innovationen zu bedienen und so die globale Wettbe-
werbsfähigkeit zu stärken. Die Europäische Kommission 

schätzt, dass im Zuge der Transformation bis 2030 rund 
2,6 Billionen Euro an zusätzlichen privaten und öffentli-
chen Investitionen notwendig sein werden, um die Klima-
ziele zu erreichen (Europäische Kommission, 2019). Dabei 
sind öffentliche Investitionen gefragt, um Grundlagen für 
die Transformation zu legen, etwa bei der Infrastruktur, 
der Forschungsförderung oder im Bildungswesen. Der 
Großteil des Kapitals muss jedoch aus der Privatwirt-
schaft kommen. Im Durchschnitt der vergangenen zehn 
Jahre war die Relation von privaten zu öffentlichen Inves-
titionen in Deutschland in etwa 8:1 (vgl. Abbildung 1). Dies 
zeigt die Dimension der Herausforderung: Auf die Mobili-
sierung privaten Kapitals wird es mit Blick auf die Trans-
formation ankommen.

Die Corona-Krise hat mitten in der Transformation ein-
drucksvoll verdeutlicht, wie wichtig die Rolle des Staates 
– und hier insbesondere seine Stabilisierungsfunktion – 
für die wirtschaftliche Entwicklung ist. Ohne die umfang-
reichen fi skalischen Maßnahmen und die Wirkung der 
automatischen Stabilisatoren wäre der Wirtschaftsein-
bruch ungleich schärfer ausgefallen. Die Tragfähigkeit der 
Staatsfi nanzen wurde dabei weltweit einer Belastungspro-
be ausgesetzt. Staaten waren gezwungen, sich für Un-
ternehmenshilfen, Stützungs- und Konjunkturprogramme 
außergewöhnlich hoch zu verschulden. Die Spielräume, 
um die Herausforderungen der Pandemie fi skalisch zu ad-
ressieren, waren international jedoch sehr unterschiedlich. 
Diese unterschiedliche Reaktionsfähigkeit bestimmt, ob 
in einer Krise entschlossen, in großem Umfang und oh-
ne externe Unterstützung fi skalpolitisch gegengesteuert 
werden kann. In wirtschaftlich guten Jahren sollte daher 
der Grundstein gelegt werden, um die Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen sicherzustellen. Der fi nanzpolitische 
Spielraum der einzelnen Staaten ist dabei in einer Wäh-
rungsunion umso wichtiger, da den Mitgliedstaaten weni-
ger Instrumente zur Herstellung der Tragfähigkeit zur Ver-
fügung stehen. Insbesondere kann, anders als etwa die 
USA oder Japan, kein Mitgliedstaat alleine durch nationale 
Geldpolitik ökonomische Schocks abfedern.

Die Ansichten in der aktuellen wirtschaftspolitischen De-
batte, wie es fi nanzpolitisch weitergehen soll, sind jedoch 
geteilt. Die einen befürworten eine Rückkehr zur Schul-
denbremse im Jahr 2023 und argumentieren, dass ausrei-
chend Spielraum für die Transformation und die Erholung 
von der Corona-Krise besteht. Die anderen fordern eine 
Lockerung der Schuldenbremse und schauen begeistert 
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Abbildung 1
Entwicklung der privaten und öffentlichen Investitionen in Deutschland1

1 Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen.

Quelle: Statistisches Bundesamt.

auf die USA, wo die neue Administration unter US-Präsi-
dent Biden ein schuldenfi nanziertes Wiederaufbau- und 
Investitionsprogramm im Umfang von jährlich ungefähr 
1 % des US-amerikanischen Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
über die nächsten acht Jahre lanciert und mit dem Narra-
tiv des Klimaschutzes verbindet.

Wir argumentieren im Folgenden, dass die Politik das 
realwirtschaftliche Umfeld und das Finanzierungsöko-
system auf die zukünftigen Herausforderungen – insbe-
sondere den Klimaschutz, die Digitalisierung und den de-
mografi schen Wandel – ausrichten sowie die verfügbaren 
öffentlichen Mittel zukunftsorientiert und zielgerichtet ein-
setzen sollte. Dabei sollten Deutschland und die EU auf 
fi skalische Tragfähigkeit setzen, um Wachstum in einem 
stabilen Umfeld zu gewährleisten. Die Schuldenbremse 
setzt die richtigen Anreize, zwischen gegenwarts- und 
zukunftsbezogenen öffentlichen Ausgaben abzuwägen 
und ein gutes Umfeld für private Investitionen zu schaffen. 
Deshalb sollte Deutschland an ihr festhalten.

Die Schuldenbremse im europäischen Kontext

Weltweit, nicht zuletzt aber in der EU, wurden Fiskalregeln 
eingeführt, um die öffentlichen Defi zite und Schulden in 
wirtschaftlich normalen Zeiten zu beschränken und damit 
eine antizyklische Politik zu ermöglichen. Die meisten Fis-
kalregeln passen den fi skalischen Spielraum in normalen 
Zeiten dem Konjunkturzyklus an und sind mit Ausnahme-
regelungen versehen, sodass sich die Staaten in Krisen-
zeiten umfangreich verschulden können. Dies gilt für die 
gesamtstaatlichen Defi zit- und Ausgabenregeln der Mit-
gliedstaaten des Euroraums wie für die Schuldenbrem-
se, die in Deutschland für Bund und Länder besteht. Die 
Schuldenbremse hat sich in der Corona-Krise bewährt. 

Die Fiskalpolitik konnte ungehindert in großem Umfang 
auf die Krise reagieren, ohne dass die Tragfähigkeit be-
einträchtigt oder Risikoprämien auf öffentliche Anleihen 
stark angestiegen wären.

An der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen in Deutsch-
land dürfte bei den aktuell niedrigen Zinsen auf deutsche 
Staatsanleihen selbst bei höheren Schuldenständen zwar 
kein Zweifel bestehen. Dass die Zinsen auf diesem Niveau 
verbleiben, ist jedoch keineswegs sicher (SVR, 2019). 
Bereits in den vergangenen Monaten sind die Zinsen auf 
zehnjährige deutsche Staatsanleihen von Dezember 2020 
bis Mitte Mai 2021 unter anderem aufgrund der Erwartung 
höherer Infl ationsraten um mehr als 0,4 Prozentpunkte 
angestiegen. Für stark verschuldete Mitgliedstaaten der 
Europäischen Währungsunion könnten höhere Zinsen die 
Tragfähigkeit der Staatsfi nanzen infrage stellen.

Es wäre kontraproduktiv, wenn Deutschland vor diesem 
Hintergrund auf mehr Staatsausgaben bei höheren De-
fi ziten setzen, von anderen Mitgliedstaaten aber Haus-
haltsdisziplin erwarten würde. Die Mitgliedstaaten der 
EU haben sich auf gemeinsame Fiskalregeln verständigt, 
deren Glaubwürdigkeit etwa an den Finanzmärkten davon 
abhängt, dass sie weder umgangen noch grundsätzlich 
infrage gestellt werden. Zudem dürften die Effekte auf 
das Wachstum in einem Mitgliedstaat durch höhere öf-
fentliche Ausgaben in einem anderen Mitgliedstaat sehr 
begrenzt sein. Die Spillover-Effekte sind zu gering, als 
dass dies eine Aufweichung der europäischen Fiskalre-
geln rechtfertigen würde.

Nach der Finanzkrise war es Deutschland gelungen, die 
damals stark angestiegene Verschuldung innerhalb von 
zehn konjunkturell guten Jahren wieder abzubauen (vgl. 
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Abbildung 2). Etwas Ähnliches muss den Mitgliedstaaten 
des Euroraums mit hohen öffentlichen Schuldenständen 
nun nach der Corona-Krise ebenfalls gelingen, um für die 
nächste Krise vorbereitet zu sein. Dafür sind neben ei-
ner Begrenzung der Defi zite vor allem Strukturreformen 
notwendig, die zu nachhaltigem Wachstum führen. Die 
Chancen für Reformen stehen besser als in den vergan-
genen Jahren, nicht zuletzt soweit die Zahlungen aus der 
europäischen Aufbau- und Resilizenzfazilität von Reform-
schritten begleitet werden. Das italienische Aufbau- und 
Resilienzprogramm stimmt dahingehend zuversichtlich. 
Da das „Next Generation EU“-Programm temporär und 
einmalig bleiben soll, müssen sich die Mitgliedstaaten da-
rauf einstellen, die nächsten Krisen fi skalisch aus eigener 
Kraft zu bewältigen.

Finanzpolitische Spielräume

In den Jahren 2020 bis 2022 nimmt die Bundesregie-
rung die Ausnahmeregelung der Schuldenbremse in An-
spruch, die eine Nettokreditaufnahme über die Regel-
grenze der Schuldenbremse hinaus ermöglicht. Damit 
dürfte die Ausnahme selbst dann bestehen, wenn 2022 
aller Voraussicht nach die Wirtschaftsleistung wieder 
über dem Niveau von vor der Krise und nahe oder sogar 
über dem Produktionspotenzial liegen dürfte (SVR, 2021). 
Den Übergang zur Regelgrenze in den Jahren ab 2023 er-
leichtern 48,2 Mrd. Euro aus der Asyl-Rücklage (Feld et 
al., 2021) sowie zusätzlich mögliche Auszahlungen aus 
der europäischen Aufbau- und Resilienzfazilität, die zum 
Teil erst im Jahr 2023 stattfi nden. Die durch die Ausnah-
meregelung notwendig gewordenen Tilgungspläne, die 
für 2020 und 2021 zusammen derzeit 370,7 Mrd. Euro 
ausmachen, könnten progressiv und konjunktursensibel 
ausgestaltet werden, wie Feld et al. (2021) vorschlagen. 

So würde die Tilgung den Spielraum der Schuldenbremse 
nur in wirtschaftlich guten Jahren signifi kant verringern. 
Damit dürfte insgesamt eine Normalisierung der Fiskal-
politik und Rückkehr zur Schuldenbremse ohne eine für 
das Wachstum schädliche übermäßig schnelle Konsoli-
dierung möglich sein.

Nach der Finanzkrise konnte die öffentliche Verschuldung 
in Deutschland insbesondere durch ein kontinuierliches 
und relativ hohes Wirtschaftswachstum gesenkt wer-
den. Hinzu kommt, dass das Ausgabenwachstum (von 
2011 bis 2018) unter dem Einnahmewachstum blieb (vgl. 
Abbildung 3). Dazu haben insbesondere sinkende Zins-
ausgaben beigetragen. Damit dies in den Jahren nach der 
Corona-Krise wieder gelingt, dürften jedoch zusätzliche 
Anstrengungen notwendig werden. Denn selbst wenn die 
Zinsen auf deutsche Staatsanleihen auf dem aktuell nied-
rigen Niveau verbleiben, dürfte das Potenzial für eine wei-
tere Senkung der Zinsausgaben niedriger sein als nach 
der Finanzkrise. Im Zeitraum von 2012 bis 2020 sind die 
Zinsausgaben von 1,4 % des BIP auf 0,4 % des BIP ge-
sunken. Bleiben die Zinsen auf aktuell niedrigem Niveau, 
dürfte der Bund im Jahr 2030 zwar sogar Zinseinnahmen 
in Höhe von 0,1 % des BIP erzielen, die Einsparung wä-
re jedoch im Vergleich zu derjenigen in den vergangenen 
Jahren bedeutend geringer. Steigen die Zinsen um einen 
Prozentpunkt, ist keine weitere Absenkung im Vergleich 
zu 2020 zu erwarten (Feld et al., 2021). Zudem endet in 
den nächsten Jahren die demografi sche Atempause des 
vergangenen Jahrzehnts. Die geburtenstarken Jahrgänge 
stehen vor dem Renteneintritt und der Altenquotient wird 
deutlich ansteigen. Ohne eine Reform der gesetzlichen 
Renten- und Krankenversicherung werden unter anderem 
bei Beibehaltung der doppelten Haltelinie die Bundeszu-
schüsse stark ansteigen (SVR, 2020).

Abbildung 2
Schuldenstand in Deutschland1

1 Gemäß Maastricht-Abgrenzung. In Relation zum BIP.  2 Prognose des Sachverständigenrates (Konjunkturprognose März 2021).

Quellen: Deutsche Bundesbank; Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen.
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Um die öffentliche Verschuldung wieder zu senken, dürfte 
es daher insbesondere auf ein hohes und stetiges Wirt-
schaftswachstum in den nächsten Jahren ankommen. 
Wirtschaftspolitische Maßnahmen, wie diskretionäre Ein-
griffe, Subventionen und Steuererhöhungen, sind daher 
insbesondere auf deren Wirkung auf das mittelfristige 
Wirtschaftswachstum zu überprüfen. Es muss darum ge-
hen, die Weichen richtig zu stellen für eine zukunftsfähige 
und dynamische Wirtschaft.

Öffentliche Ausgaben zielgerichtet einsetzen

In der öffentlichen Diskussion entsteht immer wieder der 
Eindruck, das zentrale Hemmnis für die Erreichung der Kli-
maziele und die Digitalisierung der deutschen Wirtschaft 
seien die Schuldenbremse und deren Beschränkung der 
öffentlichen Neuverschuldung. Es steht außer Frage, dass 
zusätzliche staatliche Ausgaben in diesen Bereichen not-
wendig sind. Vielfach sind es jedoch nicht fehlende staat-
liche Mittel, die der Umsetzung von öffentlichen Investiti-
onsvorhaben entgegenstehen. Zudem fällt nicht alles, was 
man als Investition in die Zukunft verstehen kann, unter 
den Investitionsbegriff etwa der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen oder der Haushaltsordnungen.

Die Bruttoanlageinvestitionen des Bundes sind seit 2014 
kontinuierlich gestiegen. Das Konjunkturpaket beinhal-
tet zudem zusätzliche Investitionen im Umfang von etwa 
46 Mrd. Euro in den Bereichen Klimaschutz, Digitalisie-
rung, Gesundheit und Bildung (Grimm et al., 2021). Wei-
tere Mittel für Investitionen stehen Deutschland aus der 
Aufbau- und Resilienzfazilität der EU zur Verfügung. Der 
Finanzplan der Bundesregierung für die Jahre 2022 bis 
2025 sieht Mittel in Höhe von 50 Mrd. Euro jährlich für In-
vestitionen des Bundes vor, was eine Steigerung von rund 

30 % im Vergleich zu 2019 darstellt (vgl. Abbildung 4). Das 
Problem in den kommenden Jahren dürfte also weniger 
die Höhe der auf dem Papier verabschiedeten Investiti-
onssummen sein, sondern vielmehr die Umsetzung der 
Investitionsvorhaben und der zielgerichtete Einsatz der 
öffentlichen Mittel. Bereits seit einiger Zeit behindern die 
unzureichenden Kapazitäten in der öffentlichen Verwal-
tung, langwierige und komplizierte Genehmigungs- und 
Planungsverfahren sowie die Kapazitätsengpässe im 
Baugewerbe den Abfl uss von Investitionsmitteln (SVR, 
2019; Grimm et al., 2021; Wissenschaftlicher Beirat beim 
BMWi, 2020). Diese Hemmnisse gilt es zu beheben. Bei-
spielsweise kann die zunehmende Digitalisierung der Ver-
waltung, die in der Corona-Krise Fahrt aufgenommen hat, 
sowohl Personalengpässe kompensieren als auch zur 
Beschleunigung von Arbeitsprozessen beitragen.

Um den Strukturwandel nach der Corona-Krise, den tech-
nologischen Wandel und die Transformation des Ener-
giesystems zu adressieren, ist weit mehr als ein Anstieg 
öffentlicher Investitionen notwendig. So reicht es etwa 
nicht, jede Schule mit Breitbandzugang und Laptops aus-
zustatten; es braucht das entsprechend qualifi zierte Per-
sonal. Den bereits heute bestehenden Fachkräfteengpäs-
sen kann durch bessere Bildung, durch Umschulung und 
Weiterbildung begegnet werden. Auf die von der Corona-
Krise ausgelösten Rückstände in der Bildung der Kinder 
und Jugendlichen muss mit Nachholmodellen, besserer 
Bildung und mehr Chancengleichheit im Bildungssystem 
geantwortet werden. Keine dieser Maßnahmen gilt in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) oder 
im Haushaltsrecht als Investition. Genauso wenig gel-
ten Ausgaben zur Instandhaltung oder Investitionen von 
ausgelagerten Unternehmen, wie die Deutsche Bahn, als 
solche. Nicht nur eine Priorisierung von solchen Ausga-

Abbildung 3
Gesamtstaatliche Einnahmen und Ausgaben sowie BIP in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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ben, die im Haushaltsrecht und in den VGR als Investiti-
onen gelten sowie deren zielgerichteter Einsatz sind also 
wichtig. Vielmehr muss bei den sonstigen Ausgaben der 
Fokus darauf gerichtet werden, die Grundlage für zukünf-
tiges Wachstum zu legen. Bildung und Forschung müs-
sen hier im Mittelpunkt stehen, aber zudem Ausgaben zur 
Herstellung der Chancengleichheit und der sozialen Abfe-
derung der Transformation.

Privatwirtschaftliche Investitionen mobilisieren

Öffentliche Investitionen spielen nur eine, wenngleich 
eine wichtige Rolle. Hingegen kann der Staat nicht die 
notwendigen privaten Investitionen übernehmen. Die 
öffentlichen Investitionen beziehen sich eher auf Zu-
schüsse zur Bereitstellung der passenden Infrastruktur, 
wie Breitbandnetze, Stromnetze und -speicher, oder 
den Ausbau von Bahn und ÖPNV. Dabei geht das Ver-
hältnis der Größenordnungen der privaten und öffent-
lichen Investitionen in der öffentlichen Debatte oftmals 
unter. Selbst bei einer Erhöhung der öffentlichen In-
vestitionen (für Bund, Länder und Gemeinden) um 460 
Mrd. Euro über die nächsten zehn Jahre, wie etwa von 
Bardt et al. (2019) vorgeschlagen, würden die öffentli-
chen Investitionen immer noch weniger als 20 % der 
gesamtwirtschaftlichen Investitionen ausmachen (vgl. 
Abbildung 1). Privatwirtschaftliche Investitionen werden 
die tragende Säule der bevorstehenden Transformation 
sein müssen. Diese wird nur mit etwas mehr staatlichen 
Mitteln nicht zu meistern sein.

Die Unternehmen analysieren schon heute ihre Portfo-
lios und identifi zieren Geschäftsfelder, die in Zukunft 
Wachstum und Wertschöpfung bringen können. Dabei 
ist es nicht ausgemacht, dass Investitionen in diese neu-
en Geschäftsfelder zwangsläufi g in Deutschland oder 
Europa getätigt werden. Um die Investitionen hier zu 
mobilisieren, ist es entscheidend, die richtigen Rahmen-
bedingungen und Anreize für privates Handeln zu setzen 
und ein gutes Umfeld für private Investitionen zu schaf-
fen. Der Staat sollte, statt den vielfältigen Rufen nach 
Subventionen und Förderung nachzugeben, besser die 
Rahmenbedingungen so anpassen, dass zukunftsorien-
tierte Geschäftsmodelle wirtschaftlich sind. Mit Blick auf 
den Klimaschutz bedeutet das etwa, CO2-Preise zu stär-
ken und verzerrende Abgaben und Umlagen konsequent 
abzubauen. Die Herausforderung der kommenden Jah-
re wird sein, diese und weitere dringend erforderliche 
Reformen rechtzeitig und entschlossen anzugehen. Die 
Gefahr ist groß, dass im Vertrauen auf die Transforma-
tionskraft staatlicher Investitionen wirkungsvolle Refor-
men nicht in Angriff genommen werden. So könnten sich 
die eigentlich erforderlichen Bemühungen weiter verzö-
gern – bis sich das Zeitfenster im Vorfeld der nächsten 
Bundestagswahl wieder schließt.

Eine Stärkung der Anreize für Innovation und Investitio-
nen gelingt insbesondere durch eine konsequente Aus-
richtung des realwirtschaftlichen Umfelds auf den Klima-
schutz und die digitale Transformation. Direkte und indi-
rekte Subventionen fossiler Energieträger sollten, ebenso 

Abbildung 4
Nettokreditaufnahme sowie Ein- und Ausgaben des Bundes1

1 Werte für 2018 und 2019 aus dem Haushaltsabschluss des jeweiligen Jahres, für 2020 aus dem vorläufi gen Haushaltsabschluss vom 19. Januar 2021. 
Wert für 2022 aus dem Regierungsentwurf für einen Nachtragshaushalt 2021. Ab 2022 beziehen sich die Werte auf den Eckwertebeschluss der Bundesre-
gierung zum Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2022 und zum Finanzplan 2021 bis 2025.

Quelle: BMF; eigene Berechnungen.
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wie verzerrende Abgaben und Umlagen in der Energiebe-
preisung daher abgeschafft werden. Eine Stärkung der 
steuerlichen Forschungsförderung kann das Engagement 
von Unternehmen im Bereich Forschung und Entwicklung 
weiter stärken. Es gilt, auf eine gerechte Transformation 
zu achten, welche die Interessen der folgenden Genera-
tionen wahrt (im Sinne des Urteils des BVerfG) und die 
unteren Einkommensgruppen entlastet (z. B. durch die 
Entlastung der Strompreise im Gegenzug zum Anstieg 
der CO2-Bepreisung; SVR, 2020; SVRV, 2021).

Um Innovationen zum Durchbruch zu verhelfen und 
zu skalieren, ist ein guter Zugang der Unternehmen zu 
Wagniskapital entscheidend. Heute steht in den USA 
und zum Teil in Asien im Vergleich zu Europa ein Viel-
faches an Wagniskapital zur Verfügung. Europa muss 
daher sein Finanzierungs-Ökosystem stärken und die 
Weichen stellen, damit Klimarisiken und -chancen an 
Märkten eingepreist werden können. Wichtige Kompo-
nenten sind belastbare Informationen und Indikatoren 
zur Nachhaltigkeit, eine echte europäische Kapital-
marktunion sowie eine Vernetzung der Expertise von Fi-
nanzwirtschaft, Realwirtschaft und Wissenschaft. Letz-
teres könnte die Expertise zu Nachhaltigkeitsthemen im 
Finanzsektor stärken, dadurch Investitionen und ins-
besondere mehr aktive Beteiligungen an Unternehmen 
auslösen. Der Ausbau der kapitalgedeckten betriebli-
chen Altersvorsorge könnte eine interessante Möglich-
keit sein, Kapital für Zukunftsinvestitionen zu mobili-
sieren und gleichzeitig viele Menschen am zukünftigen 
wirtschaftlichen Erfolg zu beteiligen. Nicht zuletzt muss 
die weiter bestehende steuerliche Benachteiligung der 
Beteiligungsfi nanzierung in den Blick genommen wer-
den. Der Sachverständigenrat hat dazu mit seinem Mo-
dell der Zinsbereinigung des Grundkapitals einen Vor-
schlag unterbreitet (SVR, 2012, 2015).

Die deutsche Fiskalpolitik mit den 
Herausforderungen in Einklang bringen

Deutschland muss seine Fiskalpolitik in den kommenden 
Jahren stärker darauf ausrichten, nachhaltiges Wachstum 
zu unterstützen und dabei sozial ausgewogen zu sein. Ob 
der Politik dies innerhalb der Schuldenbremse gelingen 
kann, wird von Kritisierenden der Schuldenbremse ange-
zweifelt. Die polit-ökonomische Verzerrung der Finanzpo-
litik zu gegenwartsbezogenen Maßnahmen führe zu einer 
Vernachlässigung der Zukunftsausgaben des Staates und 
somit der investiven Komponenten der Staatstätigkeit. Da-
her wird die Einführung einer Goldenen Regel vorgeschla-
gen, welche die Investitionen von der Schuldenbremse 
ausnimmt, oder eines rechtlich selbständigen Sonderver-
mögens für öffentliche Investitionen (Hüther und Süde-
kum, 2019), sodass Investitionen über zusätzliche Schul-

denaufnahme fi nanziert werden können und ihr Volumen 
von der Erhöhung anderer Ausgaben unabhängig wird.

Staatsverschuldung beschränkt zukünftige Generationen 
allgemein in ihrer Handlungsfähigkeit, indem sie deren fi s-
kalischen Spielraum verkleinert. Zudem könnten die von 
der heutigen Generation für den öffentlichen Kapitalstock 
als wichtig erachteten Investitionen im Urteil zukünftiger 
Generationen eine geringere oder gar keine Bedeutung 
haben. Dabei ist fraglich, ob erforderliche öffentliche In-
vestitionen überhaupt durch die Budgetbeschränkung 
der Schuldenbremse verhindert werden.

Die Bevorzugung von öffentlichen Investitionen setzt zu-
dem ihre eindeutige Defi nition und die Abgrenzung zu an-
deren Ausgaben voraus. Gelingt dies nicht, ist die Wahr-
scheinlichkeit hoch, dass bei der vorgeschlagenen Ände-
rung der Fiskalregeln lediglich mehr Spielraum für gegen-
wartsbezogene Ausgaben im Kernhaushalt geschaffen 
würde. Es würde eine Verlagerung der Diskussion drohen, 
die sich dann zunehmend um die Defi nition von Investitio-
nen ranken würde. Eine belastbare Defi nition von Investiti-
onen ist insbesondere dann schwierig, wenn sie abstrakt 
genug sein muss, um Bindungswirkung für alle zukünf-
tigen Haushaltsplanungen zu haben. Der Anreiz, einen 
sehr weiten Investitionsbegriff zu wählen, wäre hoch. Da 
für zukunftsorientierte Ausgaben die Verschuldung erhöht 
werden könnte, gäbe es zudem weniger Hemmungen, den 
Befürwortenden gegenwartsbezogener Ausgaben nach-
zugeben – solange diese es mittragen, die Verschuldung 
auszuweiten, um im Kernhaushalt Platz für ihre Anliegen zu 
schaffen. Der Konfl ikt zwischen Befürwortenden gegen-
warts- und zukunftsorientierter Ausgaben würde erheblich 
entschärft, zulasten der nachfolgenden Generationen. Es 
ließe sich dann nicht mehr argumentieren, dass die zu-
sätzliche Verschuldung folgenden Generationen zugute 
kommt, indem sie vollumfänglich einen Gegenwert schafft.

Unter der Schuldenbremse besteht die Herausforderung 
einer Priorisierung von Ausgaben gleichermaßen. Doch 
zwingt die Budgetbeschränkung, Konfl ikte tatsächlich 
auszutragen, weil der Zielkonfl ikt offensichtlich ist und 
nicht verlagert werden kann – in der Tat wird seit Einset-
zung der Schuldenbremse so intensiv über die Notwen-
digkeit öffentlicher Investitionen diskutiert, wie es kaum in 
den Dekaden zuvor der Fall war. Außerdem fällt die Zuord-
nung verschiedener geplanter Ausgaben in der konkreten 
Diskussion um die Haushaltsaufstellung deutlich leichter. 
So ist es z. B. schwierig, Ausgaben zur sozialen Abfede-
rung generell als „Investition in die Zukunft“ zu begreifen. 
In konkreten Fällen – wie z. B. anlässlich der Corona-Krise 
– wäre eine solche Einordnung jedoch geboten. Statt die 
öffentliche Debatte um die richtige Priorisierung durch ei-
ne festgeschriebene Trennung von Ausgabenkategorien 



Wirtschaftsdienst 2021 | 6
424

Zeitgespräch

samkeit der Politik auf die Rolle privatwirtschaftlicher 
Investitionen für die bevorstehende Transformation. Der 
begrenzte fi skalpolitische Spielraum ist dabei gleichzeitig 
ein starker Anreiz, die dringend notwendigen Reformen 
anzugehen. Das Potenzial, private Investitionen durch 
die Ausrichtung des realwirtschaftlichen Umfelds sowie 
des Finanzierungsökosystems auf die Herausforderun-
gen der Zukunft auszulösen, ist erheblich. Dies ist drin-
gend notwendig, denn in vielerlei Hinsicht wird sich erst 
im Wettbewerb um die besten Lösungen entscheiden, 
welche Technologien sich durchsetzen und die Grund-
lage für Wertschöpfung und Arbeitsplätze schaffen. Die 
Corona-Krise hat vielfach gezeigt, dass staatliche Koor-
dination schnell an ihre Grenzen stößt – ein Vertrauen in 
den „starken und lenkenden Staat“ scheint vor diesem 
Hintergrund nicht die logische Konsequenz. Vielmehr gilt 
es, auf ein gutes Zusammenspiel zwischen Staat und Pri-
vatwirtschaft zu setzen.
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zu ersetzen, sollte die öffentliche Auseinandersetzung 
gefördert werden. Dies könnte durch eine Erhöhung der 
Transparenz beispielsweise über die langfristigen Aus-
wirkungen verschiedener Ausgaben, eine Stärkung der 
unabhängigen fi skalpolitischen Institutionen sowie eine 
verstärkte öffentliche Debatte mit politischen Entschei-
dungstragenden erreicht werden.

Hinzu kommt, dass Bund, Länder und Gemeinden bereits 
in nennenswertem Umfang Investitionen außerhalb ihrer 
Kernhaushalte über die Extrahaushalte, über spezifi sche 
Investitionsvehikel und über ihre privatwirtschaftlichen 
Aktivitäten tätigen (Christofzik et al., 2019). Beim Bund 
dürften die Schulden der Extrahaushalte rund ein Siebtel 
der Bundesschulden im Jahr 2019 ausmachen. Bei den 
Ländern, vor allem aber bei den Kommunen dürfte dieser 
Anteil noch deutlich höher sein. Eine Auslagerung weite-
rer öffentlicher Investitionen in ein rechtlich selbständi-
ges Sondervermögen geriete damit allmählich in Konfl ikt 
mit dem grundgesetzlich gewährten Haushaltsrecht der 
Parlamente. Allerdings könnten bestehende Programme 
der KfW für Investitionen in den Bereichen Klimaschutz 
und Digitalisierung vorübergehend ausgeweitet werden. 
Dies sollte mit einem Abbau der Beteiligungen des Staa-
tes, beispielsweise an der Commerzbank oder den Betei-
ligungen im Rahmen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), einhergehen.

Es gilt, in den kommenden Jahren mehr Spielraum für 
öffentliche Investitionen zu schaffen. Dazu sollten zum 
einen die vielfältigen Subventionen für wenig zukunftsori-
entierte Aktivitäten abgebaut werden. Dies beschleunigt 
zudem die Transformation in Richtung zukunftsorien-
tierter Technologien. Zum anderen sollte einem weite-
ren überproportionalen Anstieg gegenwartsbezogener 
Ausgaben regelbasiert entgegengewirkt werden, sodass 
dieser nicht die durch das Wirtschaftswachstum entstan-
denen Spielräume aufbraucht. Dazu stehen etwa seit lan-
gem dringende Reformen der Sozialen Sicherungssys-
teme an (SVR, 2020). Insbesondere in der gesetzlichen 
Rentenversicherung hat sich zuletzt eine Loslösung von 
der Regelbindung etabliert, die es zu korrigieren gilt. So 
sollte die doppelte Haltelinie möglichst schon vor 2025 
aufgehoben und der Nachholfaktor in der Rentenformel 
wieder eingesetzt werden. In der sozialen Pfl egeversi-
cherung ist ein Festhalten am Teilkaskoprinzip unabding-
bar und sollte nicht durch eine Vollkaskoversicherung mit 
Selbstbeteiligung ersetzt werden. In der Grundsicherung 
müssen Bedürftigkeit und das Prinzip des Forderns und 
Förderns weiterhin wesentlicher Bezugspunkt bleiben.

Eine harte Budgetbeschränkung des Staates erzwingt 
nicht nur die Abwägung zwischen zukunfts- und gegen-
wartsbezogenen Ausgaben, sondern lenkt die Aufmerk-
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im Verlauf der Krise trotz der immensen Neuverschuldung 
nicht nennenswert gestiegen, und die Zins-Steuer-Quote 
im Bundeshaushalt liegt mit unter 4 % auf dem tiefsten 
Stand seit 40 Jahren (BMF, 2019). Von einem bedrohli-
chen Anstieg der Staatsverschuldung oder gar einem 
Verlust der Schuldentragfähigkeit, wie er in einigen Medi-
en beschrien wird, kann somit keine Rede sein.

Überwälzung und Endlagerung der Corona-Schulden

Im Umgang mit den Corona-Schulden empfi ehlt sich des-
halb die international übliche Strategie der Schuldenüber-
wälzung. Hierbei werden auslaufende Anleihen bedient 
und durch neue Anleihen ersetzt, aber letztlich nicht fi nal 
getilgt. Bei niedrigen Nominalzinsen in Relation zur nomi-
nalen Wachstumsrate des BIP (das eng mit der Wachs-
tumsrate der Steuereinnahmen korreliert ist) ergibt sich 
daraus eine Reduktion der Schuldenquote ohne die Bil-
dung von Primärüberschüssen.

In der öffentlichen Diskussion wird diese Strategie oft-
mals als das „Herauswachsen“ aus den Corona-Schul-
den beschrieben und erfährt mittlerweile in allen wesent-
lichen Parteien Zuspruch.1 Im Grunde wurde diese Stra-
tegie bereits nach der Finanzkrise erfolgreich angewandt. 
So stieg die absolute Staatsverschuldung zwischen 2007 
und 2009 um rund 500 Mrd. Euro. Davon wurden zwi-
schen 2014 und 2019 ausnahmsweise rund 100 Mrd. ge-
tilgt. Die restlichen 400 Mrd. stehen weiterhin zu Buche, 
fallen in einer seither gewachsenen Gesamtwirtschaft 
aber weniger ins Gewicht. Die Schuldenquote ist in der 
Dekade zwischen 2009 und 2019 trotz der bloß unvoll-
ständigen Tilgung stark gesunken, von über 80 % auf 
knapp unter 60 %.

Begünstigt wurde diese Quotenreduktion durch stark 
fallende Zinsen von 2012 bis 2019, die den Ersatz 

1 Diese Strategie hatte ich bereits in einem frühen Stadium des Pande-
mieverlaufs (im Mai 2020) öffentlich empfohlen (Südekum, 2020).

Das Licht am Ende des Pandemie-Tunnels wird allmäh-
lich heller. Die bundesweite Corona-Inzidenz sinkt, die 
Geschwindigkeit der Impfkampagne hat spürbar an 
Fahrt aufgenommen und somit steht – sofern keine er-
neute Virusmutation die Pläne durchkreuzt – einer suk-
zessiven Öffnung der seit Oktober 2020 eingeschränk-
ten Wirtschaftszweige nichts mehr im Weg. In der Folge 
dürfte es zu einer spürbaren wirtschaftlichen Erholung 
kommen, nicht zuletzt aufgrund der Entladung von auf-
gestauten Ersparnissen und Konsumwünschen. So 
rechnen die Institute in der Gemeinschaftsdiagnose für 
die kommenden zwei Jahre mit Wachstumsraten des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) zwischen 3,5 % und 4 % 
(Gemeinschaftsdiagnose, 2021).

Dieser Aufwärtstrend spiegelt sich auch bei den Staats-
fi nanzen wider. Die deutsche Schuldenquote war vor 
der Pandemie auf knapp unter 60 % des BIP gesunken. 
Im Sommer 2020 gingen viele Ökonom:innen davon aus, 
dass diese Quote aufgrund der weitreichenden Ausga-
bensteigerungen für Hilfs-, Rettungs- und Konjunkturpa-
kete bei gleichzeitig wegbrechenden Steuereinnahmen 
auf deutlich über 80 % emporschnellen werde. Das hat 
sich nicht bewahrheitet. Hierfür hat die unerwartet gute 
Entwicklung in großen Wirtschaftszweigen (wie der In-
dustrie oder dem Internethandel) gesorgt, die sich als au-
ßerordentlich resilient gegenüber der Krise erwiesen oder 
in Teilen sogar davon profi tiert haben.

Nach aktuellem Stand wird der gesamtstaatliche Schul-
denstand bis Ende 2022 um etwa 650 Mrd. Euro ge-
wachsen sein (Beznoska, Hentze und Hüther, 2021). Die 
Schuldenquote erreicht nach dieser Projektion 2021 mit 
etwa 75 % ihren Höhepunkt, also rund 7 Prozentpunkte 
weniger als nach der Finanzkrise, und würde bereits ab 
2022 wieder sinken. Zudem sind dem deutschen Staat 
aus den Corona-Schulden keinerlei Zinsverpfl ichtungen 
erwachsen. Nach der Finanzkrise lag das Zinsniveau für 
zehnjährige Bundesanleihen nominal bei rund 3 %. Die 
Neuverschuldung der Jahre 2020 bis 2022 konnte hinge-
gen zu Negativzinsen realisiert werden und hat dem Staat 
bei der Ausgabe der Anleihen sogar gewisse Zusatzein-
nahmen beschert. Das Zinsniveau für Bundesanleihen ist 
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cheres nominales Wachstum über einen so langen Zeit-
raum scheint nahezu ausgeschlossen.

Austerität nicht erforderlich, sondern kontraproduktiv

Kurzum: Die oberste fi skalpolitische Priorität der kom-
menden Jahre sollte auf der Wiederherstellung von an-
gemessenem Wirtschaftswachstum liegen, um auf diese 
Weise der automatischen Stabilisierung der Schulden-
quote seinen Gang zu gewähren. Austerität wäre hin-
gegen die falsche Antwort im Umgang mit den Corona-
Schulden. Das gilt sowohl im Hinblick auf Steuererhöhun-
gen als auch auf Ausgabenkürzungen.2 Beide Antworten 
sind entweder unnötig, da die Schuldentragfähigkeit kei-
ne Primärüberschüsse verlangt, oder wahrscheinlich so-
gar schädlich. Denn der negative Nachfrageimpuls eines 
Austeritätsprogramms würde den Wachstumspfad der 
Volkswirtschaft gefährden und den wirtschaftlichen Wie-
deraufstieg nach der Pandemie unnötig verzögern.

Dafür sprechen mindestens zwei Gründe: Erstens befi n-
det sich die deutsche Volkswirtschaft weiterhin in einem 
klaren Unterbeschäftigungszustand. Insbesondere bei 
den nicht sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitsverhält-
nissen fehlen weiterhin gut 600.000 Jobs im Vergleich zur 
Situation vor der Pandemie. Zweitens ist der zu verzeich-
nende Beschäftigungsanstieg der vergangenen Monate 
besonders stark getrieben durch den öffentlichen Dienst 
und den Gesundheitssektor (Bundesagentur für Arbeit, 
2021). Sparrunden bei den öffentlichen Haushalten liefen 
somit Gefahr, eine zentrale Säule des Arbeitsmarktauf-
schwungs vorzeitig abzuwürgen.

Für einen weiterhin expansiven Kurs der deutschen und 
europäischen Fiskalpolitik sprechen zudem auch rein an-
gebotsseitige Gründe. Die neue US-Regierung unter Prä-
sident Joe Biden begegnet der Corona-Krise mit einem 
beispiellos starken Fiskalimpuls. Hierbei lag der Schwer-
punkt zunächst auf kurzfristigen Maßnahmen zur konjunk-
turellen Stützung, allen voran einem Einkommenstransfer 
von 1.400 US-$ an alle Amerikaner:innen unterhalb einer 
Einkommensschwelle. Derzeit legt die Biden-Regierung 
nach und bringt ein Investitionsprogramm im Umfang von 
1,7 Billionen US-$ (knapp 8 % des BIP) auf den Weg, das 
einen Schwerpunkt in den Bereichen Infrastruktur sowie 
Forschung und Entwicklung (FuE) haben wird.

Diese amerikanische Fiskalpolitik trägt dazu bei, dass sich 
die wirtschaftliche Erholung in den USA erheblich schnel-

2 Diese Aussage bezieht sich ausschließlich auf die makroökonomi-
sche Ebene der Fiskalpolitik. Über Strukturreformen auf der Einnah-
men- oder Ausgabenseite und deren Verteilungsimplikationen wer-
den in diesem Beitrag keine Aussagen getroffen.

von Hoch- durch Niedrigzinsanleihen erlaubte. Einige 
Kommentator:innen erwarten, dass ein Herauswachsen 
aus den Corona-Schulden deshalb schwerer fallen wer-
de, weil nicht mehr mit weiteren Zinssenkungen zu rech-
nen sei. Dieses Argument verkennt aber, dass es auf das 
durchschnittliche Zinsniveau des Bestands an Staatsan-
leihen (abgekürzt durch r) in Relation zur Wachstumsrate 
der Steuereinnahmen (abgekürzt durch g) ankommt (Blan-
chard, 2019). Zwar mag das durchschnittliche r im Zeitab-
lauf nicht weiter sinken, aber es befi ndet sich ja bereits auf 
einem Tiefstand. Fortan werden somit häufi ger auslaufen-
de Niedrigzinsanleihen durch neue ersetzt. Aber auch das 
führt zu einer Reduktion der Schuldenquote, sofern paral-
lel die Volkswirtschaft mit einer Rate von g > r wächst, wo-
von mit hoher Wahrscheinlichkeit auszugehen ist.

In der deutschen Diskussion wird bisweilen eindringlich 
davor gewarnt, dass die Zinsen im Zeitablauf wieder stei-
gen könnten, was die Strategie der Schuldenüberwälzung 
erschweren würde. Diese Warnungen sind natürlich prin-
zipiell berechtigt. Aber sie bedürfen einer ökonomischen 
Begründung, woher ein solcher Zinsanstieg kommen soll. 
Ein kurzfristiger und temporärer Anstieg der Infl ation und 
der Nominalzinsen, wie er aktuell in den USA zu beobach-
ten ist, gefährdet jedenfalls nicht zwingend das längerfris-
tige (g-r)-Differential.

Nun könnte sich ein einmaliger Preisschub durchaus in 
eine längerfristige Infl ationstendenz verselbständigen, 
wenn Marktteilnehmende sie entsprechend erwarten 
und einpreisen. Doch selbst wenn die Infl ation (und damit 
die nominalen Zinsen) permanent ansteigen sollten, was 
nach wie vor unwahrscheinlich ist, hätte das nicht un-
bedingt einen Einfl uss auf das für die Schuldenüberwäl-
zungsstrategie entscheidende Differential, bei dem das 
nominale Zinsniveau mit der nominalen Wachstumsrate in 
Beziehung gesetzt wird.

Problematisch für die langfristige Schuldentragfähigkeit 
wäre allenfalls ein überproportionaler Anstieg des (na-
türlichen) Realzinsniveaus. Doch wie wahrscheinlich ist 
so ein Szenario? Hinter den seit 40 Jahren rückläufi gen 
Zinsen stehen langfristige makroökonomische Trends, 
die sich kurzfristig kaum umkehren werden (Südekum, 
2021). Zwar gibt es die Hypothese, dass die fortschreiten-
de Alterung insbesondere in Asien irgendwann zu einem 
Entsparen führen könnte (Goodhart und Pradhan, 2020). 
Dies hätte möglicherweise einen Anstieg des natürlichen 
Zinsniveaus zur Folge. Zu sehen ist davon bislang frei-
lich noch nichts. Und die Fiskalpolitik könnte sich gegen 
solche Gefahren absichern, indem sie das aktuelle Nied-
rigzinsumfeld für die Emission möglichst langlaufender 
Staatsanleihen nutzt. Derzeit liegen Nominalzinsen selbst 
für 30-jährige Bundesanleihen noch nahe null. Ein schwä-
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seiterposition darzustellen. Dieser Augenschein mag aber 
trügen. So verweisen Blesse et al. (2021) auf Umfrageer-
gebnisse unter Landtagsabgeordneten aus allen 16 Bun-
desländern, wonach sich zwei Drittel der Befragten wei-
terhin im Grundsatz zur Schuldenbremse bekennen, auch 
wenn der Zuspruch zu einer Ausnahmeregel für Investiti-
onsausgaben im Zeitablauf gewachsen ist.

Außerdem werden derzeit in vielen Bundesländern die 
mittelfristigen Finanzplanungen für die kommenden Jah-
re vorbereitet. Diese gehen in der Mehrheit davon aus, 
dass der Ausnahmetatbestand der Schuldenbremse 
2022 nochmals in Anspruch genommen wird. Spätestens 
ab 2023 wird die Regelgrenze aber wieder einzuhalten 
sein. Für die Länder bedeutet das eine strukturelle Neu-
verschuldungsgrenze von null. Zudem setzen dann kurz-
fristig die Tilgungsverpfl ichtungen für die insgesamt rund 
480 Mrd. Euro ein, die als Neuverschuldung im Rahmen 
der Ausnahmetatbestände aufgenommen wurden (Bez-
noska, Hentze und Hüther, 2021).

Wenn es also nach der Bundestagswahl nicht zu einer Re-
form der Fiskalregeln kommt, dann könnte schon kurzfris-
tig die Situation eintreten, dass die öffentlichen Haushal-
te (insbesondere auf Landesebene) einen Sparkurs ein-
läuten müssen – obwohl er weder gesamtwirtschaftlich 
geboten ist, noch von den wesentlichen Agierenden er-
wünscht zu sein scheint. Eine nochmals gesteigerte Dra-
matik kann sich auf der EU-Ebene abspielen. Derzeit sind 
die Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstums- sowie des 
EU-Fiskalpakts temporär außer Kraft gesetzt. Über das 
Regime danach herrscht noch große Unsicherheit. Auch 
hier ist ein unnötiges und ungewolltes Hineinrutschen in 
die Austerität ein nicht auszuschließendes Szenario. Die 
Debatte über die Zukunft der (nationalen und europä-
ischen) Fiskalregeln muss deshalb spätestens nach der 
Bundestagswahl ernsthaft geführt werden. Diese Regeln, 
die in einem völlig anderen gesamtwirtschaftlichen Um-
feld entwickelt wurden, benötigen eine grundlegende 
Reform und dürfen einem weiterhin expansiven Kurs, der 
auf absehbare Zeit möglich und notwendig bleiben wird, 
nicht entgegenstehen.

Bereits heute lassen sich auf den verschiedenen Ebe-
nen schon einige Vorbereitungen treffen und potenzielle 
Handlungsoptionen im Rahmen der aktuellen Regeln eru-
ieren. Hierzu gehören zum Beispiel:

• eine möglichst lange Tilgungsfrist der aufgelaufenen 
Corona-Schulden. Als Vorbild kann die 50-jährige Frist 
von Nordrhein-Westfalen dienen.

• einfachgesetzliche Reformen bei der Ausgestaltung 
der Konjunkturkomponente in den Schuldenbrem-

ler vollziehen wird als in Europa. Sie wird sich zudem auf 
zweierlei Weise auf unsere Volkswirtschaften auswirken. 
Zunächst dürfte sie einen effektiven Impuls für die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage setzen und zu einem spürbaren 
Anstieg der europäischen Exporte und des Leistungsbi-
lanzüberschusses führen. Langfristig noch bedeutsamer 
könnten aber angebotsseitige Effekte sein. Das Inves-
titionspaket von Biden setzt einen Schwerpunkt auf die 
Entwicklung und Anwendung neuer (Klima-)Technologien 
– also auf einen Bereich, der derzeit noch als Domäne der 
europäischen Industrie bezeichnet werden kann. Hiermit 
könnten sich die globalen Gewichte in der Technologiefüh-
rerschaft noch weiter in Richtung USA verschieben.

Somit spricht auch aus diesen strategischen Gründen viel 
für ein ähnlich geartetes, groß angelegtes europäisches 
Investitionsprogramm als Antwort auf den Biden-Plan, 
zur Erreichung der Klimaziele und zum Erhalt der Wert-
schöpfungs- und Exportbasis. Dessen Finanzierung soll-
te vornehmlich durch langfristige Anleihen erfolgen. Die 
entsprechenden fi skalischen Kapazitäten dafür sind vor-
handen, wie sich an den Marktpreisen (Zinsen) und aus-
sagekräftigen Indikatoren wie der Zins-Steuer-Quote ab-
lesen lässt. Idealerweise wäre das Programm nicht natio-
nalstaatlich, sondern auf europäischer Ebene organisiert. 
Dies würde bei konkreten Förderinstrumenten im wettbe-
werblichen Bereich möglichen Konfl ikten mit den Regeln 
des europäischen Beihilferechts und einer Verfestigung 
innereuropäischer Divergenzen vorbeugen. Als konkre-
te Handlungsoption bieten sich deshalb der Umbau und 
die Verstetigung des neuen EU-Wiederaufbaufonds (Next 
Generation EU) zu einem EU-Transformationsfonds an.

Ein ungewolltes Taumeln in die Austerität?

Auf den ersten Blick scheinen alle relevanten Parteien 
mittlerweile erkannt zu haben, dass ein expansiver Kurs 
der Fiskalpolitik auch nach der Bundestagswahl notwen-
dig sein wird. Grüne, SPD und Linke haben sich dezidiert 
für ein großes öffentliches Investitionsprogramm positi-
oniert und wollen dafür entweder explizit die Schulden-
bremse im Grundgesetz reformieren oder avisieren mög-
liche Lösungen abseits der Kernhaushalte. Der Kanzler-
kandidat der CDU/CSU, Armin Laschet, hat ebenfalls die 
Idee eines „Deutschlandfonds“ ins Gespräch gebracht, 
um mehr öffentliche Investitionen im Rahmen der gültigen 
Fiskalregeln zu ermöglichen, das Konzept bislang aber 
noch nicht näher erläutert. Und selbst die FDP schlägt 
in ihrem Wahlprogramm ein temporäres Aussetzen der 
Schuldenbremse vor, um damit eine Senkung der Unter-
nehmensteuern zu fi nanzieren.

Die Forderung nach Austerität in Reaktion auf die Coro-
na-Schulden scheint dagegen zunehmend eine Außen-
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sen von Bund und Ländern. Hierbei sollte das Ziel der 
Vollbeschäftigung expliziter bei der Defi nition des kon-
junkturellen Normalzustands Berücksichtigung fi nden.

• die Nutzung des Ausnahmetatbestands der Schulden-
bremse 2021 und 2022 zum Aufbau von Haushalts-
rücklagen, die als Kreditermächtigungen erst in den 
Folgejahren in Anspruch genommen werden und damit 
eine sanftere fi skalpolitische Landung ermöglichen.

Diese, vergleichsweise kleinen, Operationen können die 
notwendige Grundsatzdebatte über einen Kurswechsel 
in der deutschen und europäischen Fiskalpolitik aber 
nicht ersetzen.
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angenommen. Modellsimulationen von Pietzcker et al. 
(2021) legen nahe, dass die neuen Ziele eine schnelle 
Verknappung von Verschmutzungszertifi katen im Euro-
päischen Emissionshandel erfordern und den Zertifi ka-
tepreis bis 2030 auf 130 Euro pro Tonne verdreifachen 
würden. Bei solchen Preisen, so die Autoren, erfolgt der 
Umbau des Stromsektors sehr viel schneller als bisher 
angenommen, weil erneuerbare Energien deutlich profi -
tabler werden. Energie würde aber insgesamt auch teurer, 
was immer dann ein Problem ist, wenn die energieinten-
sive Industrie im internationalen Wettbewerb steht. Um 
diesem Problem vorzubeugen und um die Effektivität der 
eigenen Klimapolitik zu erhöhen, soll es in der EU einen 
Grenzausgleichsmechanismus geben.

Nicht der absolute CO2-Preis zählt, sondern der 
relative Bruttopreis schmutziger Energieformen

Clemens Fuest hat erst kürzlich in den Tagesthemen die 
Zentralität von CO2-Preisen betont. Das ist sicher rich-
tig; die Aussage ist aber insofern unvollständig, als der 
absolute Preis von CO2 nicht allein ausschlaggebend für 
das Verhalten von Konsumierenden und Produzierenden 

Die Bepreisung von CO2-Emissionen, egal ob mithilfe ei-
ner Mengenbeschränkung plus Zertifi katehandel oder mit 
Hilfe von CO2-Steuern, wird häufi g als das zentrale Inst-
rument einer effi zienten Klimapolitik bezeichnet. Die nun 
deutlich nachgeschärften nationalen und europäischen 
Ziele zur Verringerung von Treibhausgasemissionen er-
fordern in allen Sektoren höhere CO2-Preise als bisher 
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ist. Externe Effekte wie jene, die bei der Emission von 
CO2 entstehen, zu internalisieren, kann, wie wir seit Pi-
gou (1920) wissen, durch Besteuerung verschmutzender 
Aktivitäten oder durch Subventionierung sauberer Akti-
vitäten geschehen. Im Kontext der Energiewende muss 
es also um den Preis von emissionsintensiven relativ zu 
emissionsarmen Technologien gehen. Und wenn es um 
einen relativen Preis geht, so ist unmittelbar klar, dass 
dieser durch eine Zunahme des Zählers – etwa durch ei-
ne Steuer – steigen kann, aber auch durch eine Abnahme 
des Nenners – durch eine Subvention oder durch beides 
simultan. Wenn, wie in Deutschland, fossile Brennstof-
fe für das Heizen von Wohnungen oder den Antrieb von 
Autos teurer werden, der saubere Strom als alternative 
Energieform sich aber auch verteuert, dann werden die 
Anreize für einen Umstieg auf saubere Technologien 
bescheiden ausfallen. Die Bezuschussung des Verbrau-
cherpreises sauberer Energieformen ist etwas anderes 
als die Subventionierung der Aufstellung von Windrädern 
und Solarpanelen, wie sie in Deutschland bisher üblich 
war, vor allem, wenn die EEG-Umlage zu einem starken 
Auseinanderklaffen der Erzeuger- und der Konsumen-
tenpreise führt. Ganz unabhängig von diesen auf den 
relativen Preis schmutziger Energie abstellenden Überle-
gungen gibt es gute Gründe, dass der Staat mit grünen 
Subventionen die Entwicklung neuerer Technologien und 
den Ausbau der notwendigen Infrastruktur unterstützt. 
Welche unter der Vielzahl der in Deutschland praktizier-
ten Maßnahmen sinnvoll ist und welche nicht, ist in Fel-
bermayr und Peterson (2021) skizziert.

Es gibt noch einen zweiten Grund, warum es nicht aus-
reicht, den CO2-Preis allein in den Blick zu nehmen – was 
zählt ist der Bruttopreis, den Konsumierende oder Pro-
duzierende zahlen müssen, und dieser hängt neben dem 
CO2-Preis maßgeblich vom Weltmarktpreis für fossile 
Brennstoffe ab. Wenn ambitionierte CO2-Einsparungen 
die Nachfrage nach diesen Energieträgern absenken, 
dann sinken deren Preise, und ein Teil der Anreize für CO2-
armes Wirtschaften verschwindet wieder; eine CO2-Steu-
er müsste also nachgebessert werden. Sie ist daher nicht 
das Instrument der Wahl. Eine Mengenbeschränkung mit 
Handel von Verschmutzungsrechten führt automatisch zu 
den richtigen Bruttopreisen, ganz egal wie hoch die Welt-
marktpreise für fossile Brennstoffe gerade sein mögen. 
Sind diese Preise niedrig, dann wird der markträumende 
Zertifi katepreis noch etwas höher ausfallen, als wenn die 
Rohstoffpreise hoch wären.

Der Fokus auf das absolute Niveau des CO2-Preises in 
der deutschen Debatte ist vor diesem Hintergrund er-
staunlich. Klar ist natürlich, dass eine Bepreisung von 
Emissionen zu Einnahmen durch Auktionierung von 
Zertifi katen oder durch Besteuerung führt, während die 

Gewährung von Subventionen einer Finanzierung, typi-
scherweise durch verzerrende Steuern, bedarf und au-
ßerdem zu Mitnahmeeffekten führen kann. Die Lösung 
über Bepreisung von CO2-Emissionen mag man daher 
für effi zienter halten; verteilungspolitisch ist die Verbilli-
gung sauberer Energie allerdings die verträglichere Lö-
sung, zumal keine Mechanismen zur Kompensation der 
Haushalte mit niedrigen Einkommen notwendig wären, 
was auch wieder Verzerrungen und Mitnahmeeffekte ver-
ursachen kann. Aber vor allem im Hinblick auf die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit und die Durchführbarkeit 
eines Grenzausgleichsmechanismus ist es nicht egal, ob 
der relative Preis durch Bepreisung schmutziger Energie 
oder Subventionierung sauberer Energie erfolgt. Selbst 
wenn sich der relative Preis im Inland in beiden Szenarien 
um genau dasselbe Ausmaß erhöht, steigt im ersten Fall 
das Niveau der Energiekosten für die deutschen Produ-
zenten, im zweiten Fall geht es zurück. Die Erhöhung von 
CO2-Preisen führt zu Leakage-Effekten durch die Verla-
gerung energieintensiver Produktion in das Ausland, die 
Gewährung von Subventionen bewirkt das Gegenteil. Vor 
diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die USA 
auch unter dem klimapolitisch ambitionierten Präsiden-
ten Joe Biden einem umfassenden und hohen CO2-Preis 
eher ablehnend gegenübersteht. Es ist eher wahrschein-
lich, dass die USA die Klimapolitik mithilfe massiver auf 
Pump fi nanzierter Subventionen vorantreiben wird; eine 
Strategie, die der EU mangels Eigenmittel nicht ohne 
Weiteres zur Verfügung steht.

Schutz gegen Leakage nur teilweise erfolgreich

Nun kann natürlich gegen das Leakage-Problem einer 
CO2-Bepreisung vorgegangen werden. Anfang Juni 2021 
ist ein erster Entwurf der EU-Kommission zu einem CO2-
Grenzausgleichsmechanismus durchgesickert. Dieser 
sieht vor, dass in den Sektoren Zement, Stromerzeugung, 
Düngemittel und Stahl & Aluminium ab 2026 eine Nach-
bepreisung von Importen stattfi nden soll, die sich in der 
Höhe am Preis der Emissionszertifi kate in der EU orientie-
ren soll. Konkret sollen Zertifi kate erworben werden, aber 
aus einem separaten Pool, sodass das gewohnte Emissi-
onshandelssystem wie bisher weiterlaufen kann (und es 
nicht zu einer zusätzlichen Nachfrage nach Zertifi katen bei 
gegebenem Angebot kommt). Die Vorlage sieht vor, dass 
nur die Schweiz, Liechtenstein, Norwegen und Island aus-
genommen werden sollen. Äquivalente Klimaschutzan-
strengungen anderer Länder sollen allerdings angerech-
net werden. Auf der Exportseite sieht der vorgeschlagene 
Mechanismus allerdings keine Maßnahmen vor.

Der Textvorschlag der EU-Kommission wird die Dis-
kussion um einen CO2-Grenzausgleich in Europa in 
Fahrt bringen. Für die Akzeptanz und Effektivität hoher 
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CO2-Preise in Europa ist es notwendig, dass Emissio-
nen nicht einfach aus der EU ins Ausland verlagert und 
CO2-intensive Güter vermehrt importiert werden. Der 
Vorschlag der Kommission würde allerdings eine Rei-
he von Problemen schaffen. Die Formeln und Verfahren 
zur Bestimmung des CO2-Gehalts ausländischer Güter 
sind komplex und könnten zu Rechtsunsicherheit und 
Betrug führen. Zwar werden die CO2-intensivsten Sek-
toren erfasst; dennoch ist der Beitrag zum globalen Kli-
maschutz gering: Der Anteil zusätzlich erfasster Emis-
sionen am Weltausstoß liegt bei unter 1  % des globalen 
Ausstoßes, und die notwendigen Pauschalierungen re-
duzieren die Anreize zum Klimaschutz im Ausland. Und 
ob ein EU-Alleingang die notwendige internationale Ko-
ordination stärkt, ist höchst unsicher.

Vor allem aber sieht der Text keine Erstattung der von Ex-
porteuren in der EU geleisteten CO2-Kosten vor. Dies hat 
den Vorteil, dass der Vorschlag mit hoher Wahrschein-
lichkeit konform mit den Regeln der Welthandelsorgani-
sation geht. Artikel XX GATT sieht Ausnahmen von den 
Regeln der WTO vor, wenn sie für den Schutz von Ge-
sundheit und Leben von Menschen, Tieren und Pfl anzen 
notwendig sind. Weil eine Ausnahme von Exporten aus 
der CO2-Bepreisung die Emissionen in der EU leicht er-
höhen würde, sind sie nicht mit Artikel XX kompatibel. 
Theoretisch könnte ein CO2-Grenzausgleich auch in 
Analogie zur Mehrwertsteuer eingeführt werden, wo die 
Belastung der Importe und die Entlastung der Expor-
te WTO-rechtskonform ist, im Unterschied zum Grenz-
ausgleich aber eine nicht-diskriminierende Feststellung 
der Bemessungsgrundlage relativ einfach möglich ist. 
Die Kommission hat sich, um handelspolitischem Streit 
vorzubeugen, offensichtlich gegen die Einbeziehung von 
Exporten entschieden. Das ist aber durchaus nicht un-
problematisch, denn so erleiden die Exporteure der EU 
in Ländern ohne CO2-Bepreisung einen Wettbewerbs-
nachteil. Eine Weiterführung der bisher praktizierten frei-
en Zuteilung von Zertifi katen an EU-Produzenten ist in 
Kombination mit einem Grenzausgleich allerdings kaum 
vorstellbar, und der Entwurf der EU sieht explizit vor, die 
freie Vergabe durch den Grenzausgleich zu ersetzen. Bei 
der Behandlung der Exporte hat die Idee des Grenzaus-
gleichs ihre wichtigste offene Flanke. Wenn hier nicht 
doch noch Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden, wird 
ein höherer CO2-Preis zu einer Verlagerung der Produk-
tion in die Exportmärkte führen und in der Industrie, vor 
allem auf Gewerkschaftsseite, auf Widerstand stoßen.

Die Idee eines Klimaclubs und ihre Grenzen

In den vergangenen Monaten hat die Idee eines Klima-
clubs die Runde gemacht, siehe z. B. ein aktuelles Gut-
achten des wissenschaftlichen Beirats im Bundeswirt-

schaftsministerium (2021) oder Tagliapietra und Wolff 
(2021a, 2021b). Die Idee geht auf Nobelpreisträger Bill 
Nordhaus von der Princeton University zurück, der 
2015 vorgeschlagen hat, dass Klimaclubmitglieder die 
Outsider mit handelspolitischen Strafzöllen für ihr Tritt-
brettfahrertum sanktionieren. Unilaterale Grenzaus-
gleichsmaßnahmen haben den Nachteil, dass sie – im 
bestmöglichen Fall – das sogenannte direkte Leakage 
(die Verlagerung von Produktion ins Ausland) abwenden, 
nicht aber das indirekte Leakage (zusätzliche Emissionen 
im Ausland durch die Verringerung des globalen Preises 
fossiler Brennstoffe infolge der Reduktion der europäi-
schen Nachfrage) verhindern kann. Nur wenn viele Län-
der gleichzeitig aus der Verbrennung von Kohle, Erdgas 
und Erdöl aussteigen, kann das indirekte Leakage ver-
hindert werden. Um diesen Ausstieg sicherzustellen, 
braucht es aber nicht zwingend einen hohen CO2-Preis; 
dies kann, wie gezeigt, auch durch Subventionen grüner 
Energie oder durch Regulierung bewerkstelligt werden.

Die aktuellen Versionen der Klimaclubidee sind, anders 
als das Nordhaus‘sche Original, WTO-rechtskonform; 
die erhoffte Wirkung, durch Anreize möglichst viele Län-
der zum Mitmachen zu bewegen, ist aber dieselbe. In 
einem solchen Klub vereinigen sich Länder, die einen 
Mindestpreis für CO2-Emissionen verrechnen und sich 
gegenseitig von Grenzausgleichsmaßnahmen aller Art 
ausnehmen. Damit entfallen Handelserschwernisse und 
gegebenenfalls auch Belastungen. Gegenüber Drittstaa-
ten wird hingegen ein Grenzausgleich durchgeführt, der 
im Idealfall harmonisiert vorgenommen wird, sodass 
CO2-intensiv produzierte Güter aus dem Ausland nicht zu 
laxen Bedingungen in ein Mitglied des Klimaclubs einge-
führt werden und von dort ohne Grenzausgleich an an-
dere Mitglieder weitergeleitet werden. Drittstaaten soll-
ten ein Interesse haben, dem Klub beizutreten, denn so 
können sie die Einnahmen einer CO2-Bepreisung selbst 
verbuchen, und ihre Exporte in die Klimaclubländer wür-
den nicht behindert.

Der Vorschlag der EU-Kommission öffnet die Tür für einen 
solchen Klimaclub, indem er vorsieht, dass CO2-Preise im 
Ausland angerechnet werden und bilaterale Abkommen 
geschlossen werden können, die Länder vom Grenz-
ausgleich annehmen. Dies schafft erste Anreize, eine 
zur EU vergleichbare CO2-Bepreisung einzuführen. Das 
Ziel muss sein, den bürokratischen und fehleranfälligen 
Grenz ausgleich auf möglichst geringe Importvolumen 
anzuwenden und ihn als Baustein, nicht Stolperstein, zu 
einem effektiven globalen Klimaschutz zu gestalten.

Ein Klimaclub kann auch andere klimapolitisch sinn-
volle Maßnahmen enthalten, um die Anreize weiter zu 
verstärken. So wäre es höchst sinnvoll, gegenseitig auf 
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Importzölle bei klimapolitisch relevanten Gütern zu ver-
zichten. Ganz grundsätzlich schafft die Handelspolitik 
der EU und, in etwas geringerem Ausmaß jene der USA, 
eine implizite Subvention für CO2-intensiv produzierte 
Güter. Joseph Shapiro (2021) hat kürzlich gezeigt, dass 
die Importzölle auf CO2-intensiv hergestellte Güter im 
Durchschnitt deutlich geringer sind als jene auf CO2-arm 
produzierte. Aber der gemeinsame Mindestpreis für CO2-
Emissionen ist für den Klimaclub konstitutiv; ohne einen 
solchen klimapolitischen Konsens ist der Klub kaum vor-
stellbar, auch wenn mengenmäßige Regulierung in CO2-
Preisäquivalente umgerechnet würde, was schon kon-
zeptuell schwierig wäre.

Was, wenn wichtige Handelspartner nicht den Weg ei-
ner CO2-Bepreisung gehen, sondern jenen der Subven-
tionierung klimafreundlicher Güter und Technologien? 
Gut möglich, dass der für die Anreize so wichtige relati-
ve Preis auf diese Weise ähnlich hoch ist, wie der in der 
EU praktizierte, und dass der damit geförderte Ausstieg 
aus der Verwendung fossiler Brennstoffe ähnlich gut und 
schnell erfolgt. Gegen eine solche Politik könnte die EU 
auf Basis von Artikel XX GATT keine Nachbepreisung 
des CO2-Gehalts der Importe rechtfertigen, denn der 
Handelspartner setzt identische klimapolitische Anreize 
in Form eines identischen relativen Preises schmutziger 
Energie. Und selbst wenn die EU eine Nachbepreisung 
der Importe vornähme, wäre noch immer keine Wettbe-
werbsneutralität mit dem Ausland hergestellt, denn der 
EU-Grenzausgleich neutralisierte nur die Existenz eines 
europäischen CO2-Preises, nicht aber die Subventionen 
im Ausland. Die europäischen Exporte wären in einem 
solchen Land doppelt benachteiligt, weil sie einerseits 
nicht von den Subventionen profi tieren, andererseits 
aber von den europäischen CO2-Preisen belastet wären.

Was heißt eine solche Konstellation für die 
europäische CO2-Bepreisung?

Wenn sich  die wichtigsten Handelspartner über das Ziel 
einer ambitionierten Reduktion der Emission von Treib-
hausgasemissionen einig wären und auch den ökono-
misch sinnvollen Weg einer Beeinfl ussung des Preises 
schmutziger relativ zu sauberen Energien teilten, wäre 
für das Weltklima viel gewonnen. Wenn aber die EU auf 
das Instrument des CO2-Preises setzt, die Handelspart-
ner hingegen auf Subventionen setzen, dann wird kein 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus ausreichen, um ei-
ne Verlagerung energieintensiver Produktion ins Aus-
land zu verhindern. Dies wird dazu führen, dass man im 
Sektor der handelbaren Güter nur sehr beschränkt auf 
hohe CO2-Preise setzen kann; Pigou-Subventionen wer-
den dann ein wichtiger Teil des Politikmix sein müssen. 
Im bisher in der EU ja noch nicht vereinheitlichten Sek-

tor der nicht handelbaren Güter Wohnen und Verkehr 
könnten hohe CO2-Preise hingegen durchaus zweck-
mäßig sein, auch wenn dies eine Abkehr vom sonst von 
Ökonom:innen richtigerweise geforderten einheitlichen 
sektorübergreifenden CO2-Preis darstellen würde. In 
beiden Sektoren wird es aber darauf ankommen, die 
Einnahmen aus der Bepreisung direkt in die Verbilligung 
der alternativen sauberen Energieformen zu stecken, et-
wa durch die Absenkung der Stromsteuer oder durch die 
Überführung der EEG-Umlage in den allgemeinen Haus-
halt des Bundes. Für letzteres mögen Anpassungen im 
EU-Beihilferecht erforderlich sein, aber die in Brüssel 
gehegte Idee, die Einnahmen aus einer CO2-Bepreisung 
zur Aufstockung der EU-Eigenmittel und für andere Pro-
jekte auszugeben, sollte schnellstmöglich ad acta gelegt 
werden. Man kann so die Erhöhung des relativen Preises 
schmutziger Energie mit geringeren Kollateralschäden 
und weiter nach oben treiben, als wenn man nur an den 
absoluten CO2-Preis denkt.

Auf internationaler Bühne wäre ein Klimaclub gleichwohl 
wünschenswert. Dafür sollte das einklagbare Verspre-
chen ausreichen, ambitioniert, aber mit den selbst ge-
wählten Instrumenten, die CO2-Emissionen zu reduzie-
ren. Als Sanktionsmechanismus bliebe dann der Nord-
haus-Zoll – wenn viele WTO-Mitglieder mit an Bord sind 
und es Ausnahmen für die ärmsten Länder gibt, sollte 
auch die Frage der WTO-Rechtskonformität lösbar sein.
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Das Regional Comprehensive Economic Partnership 
(RCEP)-Abkommen ist ein multilaterales Freihandelsab-
kommen zwischen den Mitgliedsländern des Verbands 
Südostasiatischer Nationen (ASEAN) und fünf asiatisch-
pazifi schen Ländern, mit denen ASEAN bestehende Frei-
handelsabkommen im asiatisch-pazifi schen Raum unter-
hält. Es wurde im November 2011 von den ASEAN-Ländern 
vorgeschlagen mit dem Ziel, den regionalen Handel und die 
Investitionen zwischen den Unterzeichnenden zu erweitern 
und zu vertiefen. Die Verhandlungen zu dem Abkommen 
begannen offi ziell im November 2012. Nach acht Jahren 
Verhandlungen mit 31 Verhandlungsrunden und 18 Minis-
tertreffen wurde das Abkommen im November 2020 wäh-
rend des 37. ASEAN-Gipfels fertiggestellt und unterzeich-
net. Das RCEP-Abkommen ist nun das größte Freihandels-
abkommen der Welt, deutlich vor der Europäischen Union 

(EU), dem Nordamerikanischen Freihandelsabkommen 
(NAFTA, jetzt USMCA) und dem Comprehensive and Pro-
gressive Agreement for Trans-Pacifi c Partnership (CPTPP). 
Die RCEP-Unterzeichner sind die zehn ASEAN-Mitglieder 
(Brunei, Kambodscha, Indonesien, Laos, Malaysia, Myan-
mar, die Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam) sowie 
Australien, China, Japan, Neuseeland und Südkorea. Indien 
war ursprünglich Verhandlungsteilnehmer, entschied dann 
aber gegen Ende der Verhandlungsphase, sich zurückzu-
ziehen, da es den Wettbewerb vor allem durch chinesische 
Waren fürchtete. Insofern werden die Mitgliedsländer des 
RCEP-Blocks oft als ASEAN Plus 6 ohne Indien bezeichnet. 
Es wird erwartet, dass der Prozess der Ratifi zierung und 
des Inkrafttretens bis Ende 2022 abgeschlossen ist.

Warum ist das Freihandelsabkommen RCEP wichtig?

Auf die RCEP-Mitgliedsländer entfallen etwa 25 % des 
internationalen Waren- und Dienstleistungsverkehrs und 
fast ein Drittel des weltweiten BIP, wobei diese Zahl bis 
2030 voraussichtlich 50 % erreichen wird. Der RCEP-
Block deckt einen Markt von fast 2,3 Mrd. Menschen ab, 
was 30 % der Weltbevölkerung entspricht, und dient als 
gigantische Handelsplattform für Unternehmen, nicht nur 
innerhalb der Region, sondern auch von außerhalb.1

Seit einiger Zeit ist erkennbar, dass sich das globale Wirt-
schaftszentrum mehr und mehr nach Asien verlagert, wo-
bei China die wichtigste Rolle spielt. Gerade in der Zeit, in 
der die COVID-19-Pandemie noch vorherrscht, entsteht 
das RCEP-Abkommen als eine wesentliche Antwort auf 
die Notwendigkeit der Umstrukturierung globaler Liefer-

1 Die Daten zum RCEP-Block sind aus New Zealand Ministry of Foreign 
Affairs & Trade, FTA Implementation Unit (2020); Projektionen sind 
aus Neumann und Rajanayagam (2020).
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Tabelle 1
Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse des RCEP-Abkommens

Quelle: eigene Zusammenstellung und Kommentare basierend auf RCEP (2020), ASEAN (2020) und Australian Department of Foreign Affairs and Trade 
(2020a).

Warenhandel Hierin liegt der ehrgeizigste Teil des RCEP-Abkommens. Innerhalb von 20 Jahren sollen mindestens 90 % der Zölle auf Waren, die 
in der Region gehandelt werden, beseitigt werden. Die vereinbarten Regelungen gewähren den Mitgliedsländern neue und wichtige 
Marktzugänge in Bezug auf Waren, vor allem denjenigen, die keine Freihandelsabkommen mit anderen Ländern des RCEP-Blocks 
haben (z. B. zwischen China und Japan, Japan und Südkorea sowie Japan und Neuseeland). Zur Förderung der Handelsliberalisie-
rung werden auch einige nichttarifäre Maßnahmen festgelegt, wie z. B. die Verbesserung der Transparenz bei der Verwaltung von 
Importlizenzverfahren und der Anwendung von Gebühren und Formalitäten im Zusammenhang mit der Ein- und Ausfuhr.

Ursprungsregeln Durch produktspezifi sche Regeln (Product-Specifi c Rules) für die Bestimmung der Ursprungslandeigenschaft von Waren ein-
schließlich Regeln für die Verpackung für den Transport und die Behandlung von Teilen und Zubehör soll sichergestellt werden, 
dass Waren, die innerhalb der Region gehandelt werden, ihre Ursprungseigenschaft nicht verlieren. Hiermit können Wertschöp-
fungsketten über Ländergrenzen innerhalb des RCEP-Blocks organisiert werden.

Zollverfahren und 
Handelserleich-
terung

Dieses Regelwerk vereinfacht die Zollverfahren und sieht weitere handelsfördernde Maßnahmen vor, wie die Freigabe von Waren 
aus der Zoll- und Grenzkontrolle innerhalb von sechs Stunden und die Zollabfertigung innerhalb von 48 Stunden nach Ankunft der 
Waren.

Dienstleistungs-
handel

Diese Bestimmungen zielen darauf ab, den Handel mit Dienstleistungen innerhalb der Region zu verbessern, indem sie Regeln zum 
Marktzugang, zur Inländerbehandlung sowie zur Meistbegünstigung festlegen. Sie konzentrieren sich jedoch hauptsächlich auf den 
Handel mit Finanz-, Telekommunikations- und professionellen Dienstleistungen. Andere Arten von Dienstleistungen werden nicht 
ausdrücklich erwähnt oder sind derzeit noch Gegenstand von Verhandlungen.

Investitionen Die Bestimmungen in diesem Bereich umfassen Kernregeln zum Investitionsschutz wie Entschädigung für Enteignung, konfl iktbe-
dingte Verluste und den freien Transfer von Investitionskapital. Die Regeln zur Investor-Staat-Streitbeilegung (ISDS) sind jedoch 
noch nicht abgeschlossen und verbleiben unter einem „eingebauten Arbeitsprogramm“ für zukünftige Verhandlungen.

Geistige Eigen-
tumsrechte

Neben den Regeln zum Standardschutz geistiger Eigentumsrechte erstrecken sich diese Bestimmungen auch auf das digitale Um-
feld, einschließlich Klangmarken und gewerblicher Muster. Alle Mitgliedsländer sind außerdem verpfl ichtet, sich an eine Regelung 
zum Schutz der geografi schen Indikatoren zu halten.

E-Commerce Die Bestimmungen in diesem Bereich ermutigen die Mitgliedsländer, elektronische Mittel für Handelsverfahren einzuführen und 
diese parallel zum traditionellen Rechtsrahmen zu nutzen. Sie bieten weiteren Schutz für personenbezogene Daten von Anbietern 
und Verbrauchern, die den elektronischen Handel nutzen, und behandelt verschiedene Fragen im Zusammenhang mit dem grenz-
überschreitenden Datentransfer.

ketten durch die Förderung der Regionalisierung, insbe-
sondere im Fertigungssektor.

Der Umfang des RCEP-Abkommens

Das oberste Ziel des RCEP-Abkommens ist die Beseiti-
gung von Zöllen und Kontingenten, um damit den regio-
nalen Handel zu fördern. Etwa 65 % der Waren können 
in der Region ohne Zölle gehandelt werden, wenn das 
Abkommen in Kraft tritt und die meisten der verbleiben-
den Zölle innerhalb der nächsten zwei Jahrzehnte schritt-
weise abgeschafft werden sollen. Insgesamt besteht das 
RCEP-Abkommen aus 20 Bestimmungen, die wichtige 
Aspekte der multilateralen Beziehungen wie Warenhan-
del, Ursprungsregeln, Zollverfahren und Handelserleich-
terungen, Handel mit Dienstleistungen, Investitionen, 
elektronischer Handel und geistiges Eigentum abdecken 
(vgl. Tabelle 1).

Das Abkommen umfasst auch Bestimmungen zur Streit-
schlichtung bei Auslegung und Anwendung der Vertrags-
bestimmungen und zu handelspolitischen Antidumping- 

und anderen Schutzmaßnahmen. Im Grundsatz sind die 
Mechanismen an die der WTO angelehnt. Die festgeleg-
ten Prozesse implizieren, dass in jeder Phase Anreize für 
einvernehmliche Lösungen bestehen (BDI, 2020).

Im Vergleich zu bestehenden Freihandelsabkommen der 
EU mit ihren Handelspartnern ist das RCEP-Abkommen 
weniger umfassend. Obwohl beispielsweise der Handel 
mit Dienstleistungen eine der wichtigsten Bestimmun-
gen darstellt, ist der Umfang für diesen Sektor nicht sehr 
ambitioniert. Insbesondere zielt das Regelwerk für den 
Handel mit Dienstleistungen nur darauf ab, ausländi-
schen Dienstleistern einen besseren Marktzugang mit 
weniger Unsicherheiten zu gewähren. Es ist jedoch auf 
drei Arten von Dienstleistungen beschränkt, nämlich Fi-
nanzdienstleistungen, Telekommunikation und freiberuf-
liche Dienstleistungen, sodass andere Dienstleistungen 
weniger Liberalisierung erfahren. Im Hinblick auf den di-
gitalen Handel fördert das RCEP-Abkommen weder re-
gionale Standards, noch schränkt es die Möglichkeiten 
von Regierungen ein, die Offenlegung von Quellcodes 
von IT-Unternehmen zu verlangen. Darüber hinaus deckt 
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es einige wichtige Merkmale dessen, was oft als „bes-
serer“ Handel bezeichnet wird, nicht ab, wie etwa So-
zialstandards, Umweltschutz und Arbeitsrechte. Die 
Tatsache, dass das RCEP-Abkommen keinen Konsens 
zu nachhaltiger Entwicklung und zur Einschränkung der 
Rechte von Regierungen im Zusammenhang mit den 
Quellcodes von IT-Unternehmen erzielen konnte, ist 
vermutlich auf das unterschiedliche institutionelle und 
wirtschaftliche Entwicklungsniveau der Mitgliedsländer 
zurückzuführen. Während einige der 15 RCEP-Unter-
zeichnerländer zu den Ländern mit hohen Einkommen 
gehören (z. B. Australien, Japan, Neuseeland, Singapur 
und Südkorea), gehören einige Länder zur Gruppe mit 
dem niedrigsten Einkommen (z. B. Kambodscha, La-
os und Myanmar). Darüber hinaus haben einige Länder 
eher dezentralisierte Wirtschaftsstrukturen, während 
andere eher zentralisierte Wirtschaftsstrukturen haben. 
Daher würden umfassendere Regeln mehr Zeit und An-
strengungen für weitere Verhandlungen der RCEP-Mit-
gliedsländer erfordern.

Erwartete Auswirkungen des RCEP-Abkommens auf 
einzelne Mitgliedsländer

Auch wenn das RCEP-Abkommen von den ASEAN-Staa-
ten initiiert und angeführt wurde, scheint China aus meh-
reren Gründen der größte Gewinner dieses Abkommens 
zu sein. Erstens können chinesische Waren nun mit Vor-
zugszöllen auf den Markt Japans, der drittgrößten Volks-
wirtschaft der Welt, gelangen, was für China in der Ver-
gangenheit aufgrund seiner politischen und historischen 
Konfl ikte mit Japan nicht möglich war. Zweitens hat China 
durch die regionale Handelsliberalisierung, die durch das 
RCEP-Abkommen erreicht wird, mehr Möglichkeiten, sei-
nen wirtschaftlichen Einfl uss in der asiatisch-pazifi schen 
Region zu vergrößern, insbesondere da sich die USA von 
Handelsabkommen mit Ländergruppen in dieser Region 
zurückgezogen haben.2 Drittens ist zu erwarten, dass die 
Einbindung der größten Volkswirtschaft Asiens die wirt-
schaftliche Integration und Verfl echtung der gesamten 
Region beschleunigen wird. Viertens kann die Tatsache, 
dass westliche Länder wie Australien, Japan, Südkorea 
und Neuseeland stärkere Verbindungen zu China aufbau-
en, als ein großer Erfolg Chinas angesehen werden, weil 
diese Länder wirtschaftlich näher an China heranrücken 
und damit weg von den USA. Implizit signalisieren die-
se Länder mit dem RCEP-Abkommen auch ihre Skepsis 
gegenüber der von den USA propagierten Strategie der 

2 Die USA haben ihr Interesse bekundet, dem „Comprehensive and 
Progressive Agreement for Trans-Pacifi c Partnership“ (CPTPP), frü-
her bekannt als Trans-Pacifi c Partnership (TPP), wieder beizutreten. 
Dennoch wurden hierzu bisher keine weiteren Maßnahmen ergriffen.

technologischen und wirtschaftlichen Abkopplung von 
China (Helmold und Dathe, 2020).

Obwohl die ASEAN-Mitgliedsländer über die militäri-
sche Präsenz Chinas im Südchinesischen Meer besorgt 
sind, waren sie bereit, das RCEP-Abkommen zu unter-
zeichnen, weil sie sich davon eine Beschleunigung ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklung versprechen. Das RCEP-
Abkommen, das über die bestehenden sogenannten 
ASEAN-Plus-Eins-Freihandelsabkommen hinausgeht 
– diese bestehen zwischen AEA-China (ACFTA), ASEAN-
Korea (AKFTA) und ASEAN-Japan (AJFTA) –, wird den 
Unternehmen in den RCEP-Ländern einen leichteren 
Zugang zu einigen der größten Märkte der Welt ermög-
lichen. Die Unternehmen können z. B. von den standar-
disierten Ursprungsregeln profi tieren, da diese es den 
Firmen ermöglichen, ihre Produkte über die Länder 
der RCEP-Region hinweg zu versenden, ohne dass sie 
in jeder Produktionsstufe und in jedem Land, das sie 
durchqueren, Schwierigkeiten haben, den Ursprung der 
Produkte zu deklarieren. Da die Ursprungsregeln in den 
Handelsabkommen, die zwischen verschiedenen RCEP-
Mitgliedsländern zuvor bestanden, unterschiedlich wa-
ren, stellt die Konsolidierung und Harmonisierung dieser 
Regeln eine erhebliche Effi zienzsteigerung und Kosten-
einsparung für die Unternehmen dar. Zusammen mit den 
Präferenzzöllen können Unternehmen auf dem regiona-
len Markt wettbewerbsfähiger werden, einen größeren 
Kundenkreis erreichen, mehr Gewinn erzielen und somit 
ihr Geschäft ausweiten. Daher werden von den niedrige-
ren Handelsbarrieren zwischen den RCEP-Ländern er-
hebliche handelsschaffende Effekte erwartet.

Die geografi sche Nähe ist einer der größten Vorteile, die 
das RCEP-Abkommen für Australien und Neuseeland 
mit sich bringt, da diese beiden Länder von den meisten 
Teilen der Welt weit entfernt sind. Wenn das RCEP-Ab-
kommen in Kraft tritt, können australische und neusee-
ländische Unternehmen neben Präferenzzöllen auch von 
niedrigeren Transportkosten profi tieren, indem sie ihre 
derzeitigen Lieferanten von außerhalb durch neue inner-
halb der Region ersetzen.

Für die sogenannten Plus-Eins-Länder China, Südkorea 
und Japan ist die Verringerung der Handelsumlenkung 
durch die ASEAN-Plus-Eins-Freihandelsabkommen ein 
wichtiger Effekt. Das RCEP-Abkommen ermöglicht da-
her auch eine Konsolidierung der verschiedenen einzel-
nen Handelsabkommen zwischen den Mitgliedsländern. 
Abbildung 1 zeigt, welche Länder bereits vorher Frei-
handelsabkommen mit anderen RCEP-Mitgliedsländern 
hatten. Untersucht man, welche Länder vor der Unter-
zeichnung des RCEP-Abkommens noch keine Handels-
abkommen miteinander hatten, erhält man wichtige Er-
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Abbildung 2
Handelsgruppen im asiatisch-pazifi schen Raum

Quelle: eigene Darstellung.

kenntnisse zu der Frage, welche Länder am meisten pro-
fi tieren. Alle ASEAN-Länder hatten bereits ein Freihan-
delsabkommen untereinander und die ASEAN-Gruppe 
hatte Handelsabkommen mit allen anderen RCEP-Mit-
gliedsländern. Wie Abbildung 1 zeigt, bestehen die neu-
en Verbindungen nunmehr zwischen China und Japan 
sowie zwischen Japan und Südkorea. Das bedeutendste 
neue Handelsabkommen, gemessen an den Handels-
strömen, ist die Verbindung, die das RCEP-Abkommen 
zwischen China und Japan herstellt. Tatsächlich kann 
das RCEP-Abkommen als ein „China-Japan-Plus“-Han-
delsabkommen angesehen werden.

Insgesamt wird erwartet, dass die regionale Handelslibe-
ralisierung, die durch das RCEP-Abkommen ermöglicht 
wird, die Produktivität und Effi zienz der Unternehmen in 
der Region verbessert und das nationale Wirtschafts-
wachstum ankurbelt (Li et al., 2017; Amidi und Majidi, 
2020). Obwohl eine gewisse Handelsumlenkung für ei-
nige RCEP-Länder nicht ausgeschlossen werden kann, 
dürften die Gewinne aus der Handelsschaffung eindeutig 
überwiegen und zu einem höheren Wirtschaftswachstum 
in den Mitgliedsländern führen. Petri und Plummer (2020) 
gehen davon aus, dass der durch das RCEP-Abkommen 
geschaffene Handel wahrscheinlich einen Teil der Han-
delsströme ersetzen wird, die durch den Handelskrieg 
zwischen den USA und China zerstört wurden. Mittels ei-
nes berechenbaren allgemeinen Gleichgewichtsmodells 
schätzen sie, dass sich die Gewinne des RCEP-Abkom-
mens für die Mitgliedsländer bis zum Ende des Jahrzehnts 
auf 174 Mrd. US-$ belaufen werden, was 0,4 % ihres BIP 
entspricht. Die größten Gewinne werden für China, Japan 
und Südkorea erwartet, nicht nur weil diese Länder die 
größten Länder des Abkommens sind, sondern auch weil 

der Freihandel der kleineren Länder bereits durch ande-
re Handelsabkommen gesichert ist. Dynamische Effekte, 
die sich aus der erhöhten Attraktivität der Region für In-
vestitionen ergeben, werden die Wachstumseffekte lang-
fristig zusätzlich verstärken.

Das RCEP- und das CPTPP-Abkommen

Das Comprehensive and Progressive Agreement for 
Trans-Pacifi c Partnership (CPTPP) ist ein Freihandels-
abkommen, das im März 2018 zwischen elf Ländern im 
pazifi schen Raum unterzeichnet wurde. Das CPTPP-Ab-
kommen wurde aus der Transpazifi schen Partnerschaft 
(TPP) entwickelt, nachdem sich die USA im Januar 2017 
aus dem TPP-Abkommen zurückgezogen hatten. Auf die 
CPTPP-Mitgliedsländer entfallen zusammen 13,3 % des 
weltweiten BIP, 6,7 % der Weltbevölkerung und 14,4 % 
des Welthandels im Jahr 2020 (Australian Department of 
Foreign Affairs and Trade, 2020b).

Es gibt einige Überschneidungen bei den unterzeichnen-
den Ländern zwischen dem RCEP- und dem CPTPP-
Abkommen, nämlich Australien, Brunei, Japan, Malaysia, 
Neuseeland, Singapur und Vietnam (vgl. Abbildung 2). 
Das Fehlen der am wenigsten entwickelten Länder er-
möglichte es dem CPTPP-Abkommen, höhere und stren-
gere Standards für nachhaltige Entwicklung und den 
Schutz von Arbeitsrechten anzustreben und gleichzeitig 
den Handel zu liberalisieren. Darüber hinaus konnte das 
CPTPP-Abkommen durch die Abwesenheit der beiden 
größten Volkswirtschaften der Welt, China und USA, re-
lativ viele Handelshemmnisse zwischen den Mitglieds-
ländern beseitigen. Dies gilt insbesondere für den Abbau 
von nichttarifären Maßnahmen, die vielfach ein großes 

Abbildung 1
Handelsabkommen innerhalb des RCEP-Blocks

Quelle: eigene Darstellung.
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Hindernis für die regionale Handelsliberalisierung dar-
stellen. Obwohl die USA und China ihr Interesse an einem 
Beitritt zum CPTPP-Abkommen bekundet haben, wird 
China nach dem erfolgreichen Abschluss des RCEP-Ab-
kommens bei den Verhandlungen mit dem CPTPP-Block 
vermutlich einen Vorteil gegenüber den USA haben.

Es ist bemerkenswert, dass das Vereinigte Königreich am 
1. Februar 2021 – einen Monat nach dem Ende der Brexit-
Übergangszeit – einen formellen Antrag auf CPTPP-Mit-
gliedschaft gestellt hat. Die ersten Verhandlungen wer-
den voraussichtlich innerhalb weniger Monate beginnen. 
Wenn die Verhandlungen positiv verlaufen, wird dies die 
Chance für das Vereinigte Königreich erhöhen, ein Han-
delsabkommen mit den USA zu erreichen, da Präsident 
Biden im Januar 2021 angedeutet hat, dass er sich um 
Neuverhandlungen mit den Teilnehmerländern des CPTPP-
Abkommens bemühen würde.

Die Auswirkungen des RCEP-Abkommens auf die 
internationalen Handelsströme der EU

Die EU hat bilaterale Freihandelsabkommen mit vier 
RCEP-Mitgliedsländern: Japan, Südkorea, Singapur und 
Vietnam. Sie verhandelt derzeit auch über Freihandelsab-
kommen mit drei weiteren Mitgliedern, nämlich Aus tralien, 
Neuseeland und Indonesien. Diese bilateralen Freihan-
delsabkommen reichen jedoch nicht aus, um den Einfl uss 
der EU in der asiatisch-pazifi schen Region nach Inkraft-
treten des RCEP-Abkommens zu festigen. Abbildung 3 
zeigt, dass 2019 alle Mitgliedsländer des RCEP-Abkom-
mens zusammen 25,5 % des gesamten Warenhandels 
der EU ausmachten. Genauer gesagt entfi elen auf die Im-
porte aus den RCEP-Mitgliedsländern 31,5 % der gesam-

ten EU-Importe, und auf die Exporte in die RCEP-Länder 
entfi elen etwa 20 % der EU-Exporte. Die Anteile des Han-
dels mit Dienstleistungen sind deutlich geringer: Auf die 
RCEP-Länder entfi elen etwa 6 % der Dienstleistungsim-
porte und 8 % der Dienstleistungsexporte. Mit der fort-
schreitenden Digitalisierung dürften diese Anteile jedoch 
in den nächsten Jahren an Bedeutung gewinnen.

Bisher war die EU im asiatisch-pazifi schen Raum vor 
allem bei technisch anspruchsvollen Gütern wettbe-
werbsfähig. Mit reduzierten Handelsbarrieren innerhalb 
der RCEP-Region könnte die EU Gefahr laufen, unter 
Handels umlenkungen zu leiden, wenn ihre Exporte in die 
RCEP-Länder tatsächlich teurer werden als Waren aus 
der RCEP-Region und somit durch den Handel innerhalb 
der RCEP-Region ersetzt werden. Dies lässt sich am Bei-
spiel der Exporte der EU nach China veranschaulichen. 
China ist der zweitgrößte Exportmarkt der EU. Vor Ab-
schluss des RCEP-Abkommens hatten sowohl Japan als 
auch die EU keine Freihandelsabkommen oder ein ge-
meinsames regionales Handelsabkommen mit China. Die 
durch das RCEP-Abkommen ermöglichten Präferenzzölle 
könnten die chinesischen Importströme von der EU nach 
Japan umlenken, da Japan in China um die gleiche Art 
von qualifi kationsintensiven Gütern konkurriert. Bei EU-
Exporten in die vier RCEP-Mitgliedsländer, mit denen die 
EU bereits ein Freihandelsabkommen geschlossen hat, 
ist dieser Effekt unwahrscheinlich.

Insgesamt werden die Vorzugszölle Anreize für Unter-
nehmen der RCEP-Region schaffen, zu regionalen Liefe-
ranten zu wechseln. Es ist zu erwarten, dass niedrigere 
Transportkosten innerhalb der RCEP diese Entwicklung 
unterstützen werden. Wenn die EU keine geeignete Me-

Abbildung 3
Bedeutung des internationalen Handels der EU mit den RCEP-Mitgliedsländern

Anmerkungen: „4 Länder mit Freihandelsabkommen“ umfassen Japan, Südkorea, Singapur und Vietnam; „4 Länder mit Freihandelsabkommen + 3“ um-
fassen zusätzlich Australien, Indonesien und Neuseeland. Angaben beziehen sich auf die zuletzt verfügbaren Daten.

Quelle: Europäische Kommission; eigene Darstellung.
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thode zur Bewältigung dieser Herausforderungen fi ndet, 
wird ihre preisliche Wettbewerbsfähigkeit, die bisher sehr 
wichtig für ihre gesamten Handelsaktivitäten war, wahr-
scheinlich in ganzen Bereichen sinken. Ein Beispiel ist die 
Automobilindustrie. Das RCEP-Abkommen kann erhebli-
che Auswirkungen auf europäische Produzenten, insbe-
sondere aus Deutschland, haben, da das Handelsabkom-
men insbesondere Toyota, Honda, Nissan, Hyundai und 
Kia einen leichteren Zugang zu den Märkten der RCEP-
Mitgliedsländer ermöglicht.

Nicht alle Auswirkungen des RCEP-Abkommens auf die 
EU müssen negativ sein. Es sind zumindest drei positi-
ve indirekte Effekte zu erwarten. Erstens profi tieren auch 
europäische Unternehmen mit ihren Direktinvestitionen 
in der Region von der Harmonisierung und Konsolidie-
rung der Ursprungslandregeln. Zweitens werden die Un-
ternehmenden in den RCEP-Mitgliedsländern aufgrund 
sinkender Handelsbarrieren innerhalb der Region mit 
mehr Wettbewerb aus anderen Mitgliedsländern kon-
frontiert. Dies übt Druck auf diese Unternehmen aus, ih-
re Effi zienz zu steigern, und schafft Möglichkeiten, Ska-
leneffekte zu erzielen, wodurch die Importpreise der EU 
aus dieser Region sinken können. In dem Maße, in dem 
dies auf Zwischenprodukte von EU-Firmen zutrifft, wird 
dies deren Produktionskosten senken und ihre preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit erhöhen. Drittens kann davon 
ausgegangen werden, dass die regionale Handelslibera-
lisierung das Einkommen und das Wachstum der RCEP-
Mitgliedsländer erhöht, was zu einer höheren Nachfrage 
nach höherwertigen Waren und Dienstleistungen führt. 
Dieser Einkommenseffekt kann europäische Exporteure 
mit komparativen Vorteilen bei hochwertigen Gütern und 
Dienstleistungen in der RCEP-Region stärken.

Konsequenzen für die zukünftige EU-Handelspolitik

Die vorangegangenen Abschnitte legen nahe, dass das 
RCEP-Abkommen erhebliche Herausforderungen für die 
Volkswirtschaften der EU mit sich bringen kann. Sie er-
geben sich aus der Verringerung der Bedeutung europä-
ischer Standards auf globaler Ebene und aus Handelsum-
lenkungseffekten. Sie könnten Auswirkungen auf die inter-
nationalen Handelsströme der EU und auf ausländische 
Direktinvestitionen haben. Die EU ist eine der wichtigsten 
Herkunftsgebiete ausländischer Direktinvestitionen der 
ASEAN-Länder gewesen. Vor diesem Hintergrund gibt es 
insbesondere die folgenden vier strategischen Optionen 
für die Reaktion der EU auf das RCEP-Abkommen:

1. Die EU verstärkt ihre Bemühungen nicht über das hin-
aus, was bereits eingeleitet wurde. Derzeit hat die EU 
jeweils ein Freihandelsabkommen mit Japan, Südko-
rea, Singapur und Vietnam, und sie verhandelt über 

Handelsabkommen mit Australien, Indonesien und 
Neuseeland. Diese Abkommen könnten die Handel-
sumlenkung reduzieren, würden die EU aber immer 
noch außerhalb des RCEP-Raums lassen.

2. Die EU könnte ein Partnerschaftsabkommen mit dem 
RCEP-Block anstreben. Wenn es zustande käme, wäre 
es ein Abkommen zwischen den beiden größten Han-
delsabkommen der Welt. Es würde den freien Markt-
zugang der EU zu den Mitgliedsländern des RCEP-
Abkommens sichern. Eine kleinere Alternative wäre, 
eine Partnerschaft mit ASEAN einzugehen, da die EU 
bereits Handelsabkommen mit mehreren der anderen 
Mitgliedsländer des RCEP-Abkommens hat. Was dann 
übrig bliebe, wäre ein Handelsabkommen mit China.

3. Die EU könnte versuchen, sich mit den USA und Indi-
en zusammenzuschließen, um einen alternativen Han-
delsblock zu bilden. Ein Bündnis mit diesen beiden 
Ländern, die sich in der jüngeren Vergangenheit als 
primär nationalistisch ausgerichtet erwiesen haben, 
birgt jedoch Risiken. Die Handelspolitik der USA un-
ter dem früheren Präsidenten Trump hat dazu geführt, 
dass diese Option für viele Regierungen der EU-Mit-
gliedsländer weniger attraktiv wurde.

4. Die EU könnte sich Partner suchen, um die WTO zu 
reformieren und einen liberaleren Handel auf globaler 
Ebene zu etablieren. Dies würde bedeuten, die Doha-
Runde von 2001 zu reaktivieren oder zu modifi zieren, 
die seit geraumer Zeit praktisch zum Stillstand gekom-
men ist. Im Erfolgsfall hätte ein solcher Ansatz den Vor-
teil, dass die handelsschaffenden Effekte auf globaler 
Ebene maximiert und die handelsumlenkenden Effekte 
regionaler Abkommen minimiert werden. Die Nachteile 
dieser Strategie liegen auf der Hand: Sie würde nicht 
nur zusätzliche Schritte in Richtung eines global libera-
lisierten Handels erfordern, sondern auch eine Reform 
der WTO. Beides würde erhebliche Zeit in Anspruch 
nehmen und selbst dann wäre nicht garantiert, dass 
ein neues Abkommen zustande kommt. Daher ist diese 
strategische Option möglicherweise nicht realistisch.

Fazit

Die Unterzeichnung des RCEP-Abkommens im Novem-
ber 2020 ist ein weiterer Indikator für die zunehmende 
Bedeutung Asiens in der Weltwirtschaft. Auf die RCEP-
Region entfällt ein Viertel des internationalen Handels 
mit Waren und Dienstleistungen, ein Drittel des weltwei-
ten BIP und fast der gleiche Anteil an der Weltbevölke-
rung. Sobald das RCEP-Abkommen mit der Ratifi zierung 
einer ausreichenden Zahl von Mitgliedsländern abge-
schlossen ist, wird es das größte Freihandelsabkommen 
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der Welt sein. Es kann als ein Abkommen angesehen 
werden, durch das insbesondere China und Japan, die 
derzeit zweit- und drittgrößte Volkswirtschaft der Welt, 
profi tieren werden.

Das RCEP-Abkommen kann negative Auswirkungen auf 
die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen 
haben und wird möglicherweise auch die ausländischen 
Direktinvestitionsströme in die Mitgliedsländer beeinfl us-
sen. Außerdem kann es die Bedeutung von EU-Standards 
bei der Festlegung von Normen im internationalen Han-
del verringern. Dies wirft die Frage auf, wie die EU auf 
die Schaffung des RCEP-Raums reagieren sollte. Es gibt 
mehrere strategische Optionen für die EU, aber keine 
davon ist ideal oder leicht umzusetzen. Die stetig wach-
sende Bedeutung der asiatisch-pazifi schen Region in der 
Weltwirtschaft legt jedoch nahe, dass unabhängig davon, 
für welche Option sich die EU entscheidet, eine engere 
Allianz mit den RCEP-Ländern geboten erscheint.

Literatur

Amidi, S. und A. F. Majidi (2020), Geographic proximity, trade, and eco-
nomic growth: a spatial econometrics approach, Annals of GIS, 26(1), 
49-63.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
439

Analysen und Berichte Subsidiarität

Michael Hüther, Markus Vogel

Souveränität und Verantwortung im 
Mehrebenensystem: Subsidiarität als Leitmotiv?
Der Subsidiaritätsgedanke sollte von den politischen Entscheidungstragenden sowie von im 
europäischen Mehrebenensystem mitwirkenden Akteur:innen beachtet werden. Dazu gehört 
die Beachtung bei der legislativen Planung, dass die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips 
bedingungslose Voraussetzung ist. Zudem sollten alle an der europapolitischen Willensbildung 
Beteiligten für die Wahrung des Subsidiaritätsprinzips eintreten, wenn hieran Zweifel bestehen. 
Die Debatte um Anspruch und Wirklichkeit des europäischen Subsidiaritätsgedankens 
begleitet uns seit vielen Jahren, ist aber aktueller denn je.

DOI: 10.1007/s10273-021-2940-3

Subsidiarität – an diesem Begriff, so technisch und sper-
rig einerseits, so schillernd und unbestimmt andererseits, 
kommt man in der europapolitischen Debatte nicht vor-
bei. Als in den europäischen Verträgen verankertes all-
gemeinpolitisches und rechtliches Leitprinzip sollte der 
Subsidiaritätsgedanke sowohl von den politischen Ent-
scheidungstragenden als auch von allen im europäischen 
Mehrebenensystem mitwirkenden Akteur:innen regelmä-
ßig beachtet werden. Die Debatte um Anspruch und Wirk-
lichkeit bezogen auf den europäischen Subsidiaritätsge-
danken begleitet uns seit mindestens dreißig Jahren. Sie 
ist aber aktueller denn je und wird in der Zukunftsdebatte 
eine große Rolle spielen (Hüther und Vogel, 2020).

Im Krisenmanagement zur Bewältigung der COVID-19-Pan-
demie zeigt sich, dass subsidiäre Ansätze die schnelleren 
Erfolge liefern (Coatleven et al., 2020). Zumindest werden 
Plädoyers für subsidiäre Ansätze zur Krisenbewältigung 
laut und fi nden Gehör. Etwa zeitgleich – in der medialen 
Aufmerksamkeit überlagert durch die Pandemiebekämp-
fung – verzichten zahlreiche subsidiaritätsrügeberechtigte 
nationale Parlamente in einem Fall, in dem die Einhaltung 
der Subsidiarität objektiv auf große Zweifel trifft, wohl aus 
politischen Erwägungen darauf, ihr Rügerecht zu nutzen.1 

© Der/die Autor:in(nen) 2021. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

*  Der Beitrag gibt ausschließlich die persönliche Meinung der Autoren 
wieder. Dr. Berthold Busch, IW, danken wir für wertvolle Hinweise.

1 Der Deutsche Bundestag hat mit Blick auf den Koalitionsvertrag der 
Regierungskoalition aus CDU/CSU und SPD von der Rüge abgese-
hen; im Bundesrat erhielt die Rüge aufgrund der Stimmen der CDU/
CSU-geführten Länder eine Mehrheit, wurde dann aber auf Drängen 
grüner und sozialdemokratischer Koalitionspartner von den meisten 
Ländern im Bundesratsplenum nicht unterstützt.

Die Rede ist vom EU-Richtlinienentwurf für angemessene 
Mindestlöhne (Europäische Kommission, 2020a), die zu 
einem Kernvorhaben der Kommissionspräsidentin von der 
Leyen zählt und im Fokus ihrer Wahl im Juli 2019 stand.

Unabhängig von der Befürwortung bestimmter politischer 
Maßnahmen muss es bei der rechtlichen und organisatori-
schen Verfasstheit der Europäischen Union (EU) eine Rolle 
spielen, wer was und wie regeln darf. Wenn die Wächter 
der Subsidiarität ihrer Aufgabe nicht nachkommen (wollen), 
verpufft jeder Ruf nach aktiver Subsidiarität. Es wächst 
das Risiko, dass die Bürger:innen ohne Orientierung zu-
rückbleiben. Das ist nicht ohne Gefahr, vor allem in Zeiten, 
die als unübersichtlicher denn je wahrgenommen werden.

Die EU hat allen Befürchtungen zum Trotz immer noch hohe 
Zustimmungswerte in der Bevölkerung. Unvermindert hoch 
ist aber der Druck, sich neben der Überwindung der Pan-
demie den drängenden Zukunftsthemen – wie Sicherheit, 
Migration, Digitalisierung, Innovation, Rechtsstaatlichkeit 
sowie Klimawandel – zuzuwenden. Besondere Erwartun-
gen an weiterführende Impulse liegen auf der geplanten Zu-
kunftskonferenz, die – über zwei Jahre – einen interinstituti-
onellen Dialog über die Zukunft der EU unter Einbeziehung 
der Bürger:innen vorsieht. Nachdem der Europatag 2020 
coronabedingt abgesagt werden musste, ist auch unter 
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deutscher EU-Ratspräsidentschaft trotz aller Versprechun-
gen kein Start erfolgt. Das Thema Subsidiarität und Verant-
wortung ist jedenfalls aktuell, sodass – auch wenn sich die 
EU-Institutionen nicht mehr dazu geäußert haben – damit 
zu rechnen ist, dass das Thema von den Bürger:innen in der 
Debatte eingefordert wird.

Subsidiarität in der Kompetenzordnung

Das Subsidiaritätsprinzip hat in der deutschen Diskussion ei-
ne besondere Bedeutung. Aus der katholischen Soziallehre 
und dem Liberalismus des 19. Jahrhunderts stammend hat 
es seine Wirkung vor allem als Orientierung für die Verantwor-
tungsteilung zwischen Selbstverantwortung und subsidiärer 
kollektiver Unterstützung entfaltet. Eine (staatliche) Aufgabe 
soll so weit wie möglich von der unteren Ebene bzw. der klei-
neren Einheit wahrgenommen werden; zentrale Begriffe sind 
Selbsthilfe und Selbstorganisation, notwendiger staatlicher 
Schutz sowie familiäre und genossenschaftliche Solidarität. 
Über den sozialpolitischen Diskurs und die Debatte über die 
Verantwortung im föderalen System ist der Grundsatz der 
Subsidiarität schließlich in die ökonomische Diskussion ge-
langt, auch als Ordnungsidee für die soziale Marktwirtschaft. 
Theoretisch referenziert dieser Grundsatz auf die räumlichen 
Allokationswirkungen unterschiedlicher Güterkategorien, um 
Verzerrungen durch Überlagerungen, Interdependenzen, Haf-
tungsunklarheiten zu vermeiden und einen angemessenen 
Konnex zu den Finanzierungsentscheidungen sicherzustellen.

Ebenso bezieht sich das Subsidiaritätsprinzip juristisch 
auf das Verhältnis der föderalen Ebenen und hat so seinen 
Weg in die europäischen Verträge gefunden, zunächst in 
der Einheitlichen Europäischen Akte 1987 für den Bereich 
der Umweltpolitik, dann mit dem Maastrichter Vertrag 1992 
als generelle Norm für die EU. Mit dem Lissaboner Vertrag 
2009 wurde den nationalen Parlamenten zugewiesen, über 
die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips zu wachen; ihnen 
wurde somit eine Präventivkontrolle mittels Subsidiaritäts-
rüge sowie eine nachträgliche Klarstellung durch den Euro-
päischen Gerichtshof mittels Subsidiaritätsklage eröffnet 
(Parlament der Republik Österreich, 2008).

Vom juristischen Standpunkt fungiert das Subsidiaritäts-
prinzip als Regulativ zur Kompetenzordnung, und zwar 
als verbindliches Rechtsprinzip des EU-Rechts (Bicken-
bach, 2013, 523 ff). Danach sind die Zuständigkeiten der 
EU nach dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung 
beschränkt. Die EU darf nur in den Bereichen legislativ tä-
tig werden, die ihr durch die Verträge ausdrücklich zuge-
wiesen sind (Verbandskompetenz) und nur durch die dort 
genannten Organe (Organkompetenz). Erst bei Vorliegen 
einer Ermächtigung zu legislativen Maßnahmen kommt 
das in Art. 5 Abs. 3 EUV verankerte Subsidiaritätsprinzip 
ins Spiel und ist dann zwingend heranzuziehen.

Das Subsidiaritätsprinzip verleiht der EU keine Kompeten-
zen, sondern schränkt im Wege einer normativen Vorgabe 
auf Grundlage der begrenzten Einzelermächtigung vorhan-
dene Kompetenzen ein. Man spricht hier von der Kompe-
tenzausübungsschranke, die den Gestaltungsspielraum 
der Mitgliedstaaten und ihrer Untergliederungen garantiert 
und in jedem Fall der geteilten Zuständigkeit heranzuzie-
hen ist, von allen an der Rechtsetzung beteiligten Akteu-
ren. Im Mehrebenensystem ist es Aufgabe aller Ebenen, 
auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips zu achten.

Das Subsidiaritätsprinzip in Artikel 5 Abs. 3 EUV unter-
scheidet in der Frage, wer für die Ausübung einer Kompe-
tenz zuständig ist, nur zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Gemeinschaftsebene. Dass aber „die Maßnahmen der 
Europäischen Gemeinschaft gemäß dem Subsidiaritäts-
prinzip nicht nur die Mitgliedstaaten betreffen, sondern 
auch deren Gebietskörperschaften, soweit diese nach 
nationalem Verfassungsrecht eigene gesetzgeberische 
Befugnisse besitzen“, hat die – vom Amsterdamer Gipfel 
zur Kenntnis genommene – „Erklärung Deutschlands, Ös-
terreichs und Belgiens zur Subsidiarität“ zum Ausdruck 
gebracht (Landtagspräsidentenkonferenz, 2017).

Die wichtigste Option ist hier die Erhebung einer Subsi-
diaritätsrüge mitsamt begründeter Stellungnahme durch 
die nationalen Parlamente. Sie haben damit ein formales 
Recht, im europäischen Gesetzgebungsprozess zu einem 
frühen Zeitpunkt zu rügen, wenn die EU eine Materie regeln 
will, die nach ihrer Auffassung ausreichend auf mitglied-
staatlicher Ebene geregelt werden kann. Zwar mangelt es 
nicht an Subsidiaritätsrügen,2 doch wurde das notwendige 
Quorum erst in drei Fällen3 überschritten. Die Handhabung 
der Subsidiaritätsrüge ist in der Praxis durch unterschied-
liche Rechtsauffassungen und politische Präferenzen ge-
prägt. Kompliziert wird die Situation dadurch, dass unter 
den nationalen Parlamenten keine einheitliche Auffassung 
darüber herrscht, wie weit die Subsidiaritätsrüge gehen 
kann: Ist diese streng juristisch auf die Rüge eines Versto-
ßes gegen das Subsidiaritätsprinzip beschränkt oder um-
fasst sie auch Verstöße gegen den Verhältnismäßigkeits-
grundsatz sowie gegen das Prinzip begrenzter Einzeler-
mächtigung (weiter politischer Subsidiaritätsbegriff)4? Je-
denfalls bleibt das Thema Subsidiarität – wie es die Rüge 
im Mindestlohnfall erkennen lässt – bedeutsam in der eu-

2 Bisher 442 Rügen (14 vom Bundesrat, 11 vom Deutschen Bundestag)
3 Bezüglich „Monti II“ COM(2013)130, „Europäische Staatsanwalt-

schaft“ COM (2013)534 und „Entsenderichtlinie“ COM(206)128.
4 Der Bundesrat nutzt für die Prüfung eine Handreichung (21. Januar 

2013), die auch Spielraum für unterschiedlich weite Auslegungen vor-
sieht. Nach Ansicht der Mehrheit der Länder (vornehmlich B-Länder) 
ist eine tragfähige Kompetenzgrundlage als notwendige Vorfrage 
Bestandteil der Subsidiaritätsprüfung; einige A-Länder wollen das 
Fehlen jeglicher Kompetenz im Rahmen des politischen Dialogs und 
damit außerhalb des Frühwarnsystems verorten.
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ropapolitischen Befassung der nationalen Parlamente, ins-
besondere beim Bundesrat (Deutscher Bundesrat, 2019). 

In dem Mehrebenensystem EU kollidieren historisch diver-
gierende, systematisch inkonsistente und qualitativ unter-
schiedliche Bedürfnisse, die auszugleichen sind. So be-
steht die Herausforderung, ein differenziertes und gleichzei-
tig demokratisches Mehrebenensystem zu gestalten. Wäh-
rend die Erwartungen an die völkerrechtliche Funktion des 
Subsidiaritätsprinzips mit präventivem Schutz der unteren 
Ebenen nicht erfüllt werden konnten (Hatje und Schwarze, 
2019, 185) und die juristische Orientierung zwischen Verfas-
sungsrecht sowie Völkerrecht zu leichtfertig einen Transfer 
mit Effektivitätshoffnung nahegelegt hat, eröffnet der öko-
nomische Diskurs mit der Theorie der Allmende eine inte-
ressante Orientierung. Die Theorie der Allmende (Hardin, 
1968) bezieht sich auf ein Gut, bei dem der Konsum riva-
lisiert, aber ein Ausschluss von Nichtzahlenden unmöglich 
ist und es deshalb zur Übernutzung kommt (Ausbeutung 
freier Ressourcen). Der Staat ist deshalb gefordert, Nut-
zungsordnungen zu erlassen. Öffentlicher Raum, Öffent-
lichkeit und Sozialkapital können als Allmendegut gedeutet 
werden, indem man deren Bewirtschaftung durch mehrere 
staatliche Ebenen als Konkurrenz um die Wählerpräferen-
zen deutet, der es infolge der Komplexität an Transparenz 
fehlt. Das führt zu einem Koordinierungsversagen und da-
zu, dass die Wahlbürger:innen – quasi die Ressourcen der 
Allmende „öffentlicher Raum“ – zunehmend indifferent wer-
den; sie werden „übernutzt“, und das Vertrauen in die staat-
lichen Institutionen droht zu schwinden. Dies entspricht im 
Grundsatz der Erosion von Allmendegütern.

Die grundsätzliche Dynamik des Mehrebenensystems 
darf zudem nicht übersehen werden. Insofern richtet sich 
die Orientierungssuche nicht auf einmalige, quasi defi ni-
tive Systemlösungen, sondern auf Gestaltungsprinzipien, 
die den Ausgleich der verschiedenen historischen Pfade 
und systematischen Perspektiven unter sich wandelnden 
Bedingungen möglich machen. Folgende Orientierungen 
(Designprinzipien) lassen sich im Analogieschluss zum 
Allmendephänomen ableiten (Ostrom, 1990, 1999):

• Bei der Gestaltung eines Mehrebenensystems geht es 
um ein Regelwerk für die Klärung von Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten. Ein konsistentes Regelwerk 
beruht auf der Bottom-up-Perspektive, sichert instituti-
onelle Kongruenz sowie fi skalische Äquivalenz, sodass 
sich Handlungskompetenz und -legitimation sowie Fi-
nanzierungsverantwortung entsprechen. Dadurch ent-
steht Transparenz über die Wirksamkeit unterschiedli-
cher Ebenen der Staatlichkeit für die Bürger:innen.

• Dazu gehören auch die Klärung gemeinschaftlicher 
Aufgaben, das Monitoring der realen Politik hinsicht-

lich der defi nierten Ordnung, der Defi nition automa-
tischer Sanktionen bei institutionellem Fehlverhalten 
(Subsidiaritätsverstoß) sowie der Festlegung von Me-
chanismen zur Konfl iktlösung. Denn realistischerwei-
se ist angesichts lebenswirklicher Komplexität nicht 
davon auszugehen, dass bei aller Konsistenz des Re-
gelwerks eine vollständige Überschneidungsfreiheit 
zu realisieren ist.

• Es müssen institutionelle Anpassungsverfahren bei sich 
verändernden politischen, sozialen und technischen 
Bedingungen des Mehrebenensystems etabliert wer-
den, um der Dynamik des Umfeldes Rechnung tragen 
zu können. Besonders für Krisen transnationaler Qua-
lität – wie in der Pandemie – sind gesonderte Entschei-
dungsstrukturen vorzusehen, die ein Auseinanderfallen 
der Ebenen und Widersprüche im jeweiligen Handeln 
vermeiden, zugleich die notwendige Kooperation si-
cherstellen (z. B. beim Grenzmanagement).

Suche nach Orientierung für eine bessere Balance 
der Verantwortlichkeiten

Der Blick in die juristische und ökonomische Debatte zum 
Subsidiaritätsprinzip bleibt dennoch unbefriedigend. In die-
sem Mehrebenensystem kollidieren – wie angeführt – his-
torisch divergierende, systematisch inkonsistente und qua-
litativ unterschiedliche Bedürfnisse, die in einen Ausgleich 
zu bringen sind. Für die EU besteht die Herausforderung, 
ein differenziertes und gleichzeitig demokratisches Mehr-
ebenensystem zu gestalten und zu leben. Dabei wissen 
wir möglicherweise nicht eindeutig, wo die angemessene 
Aufgabenzuordnung in diesem gewachsenen Mehrebenen-
system liegt. Denn die Unübersichtlichkeit im europäischen 
Mehrebenensystem macht es nicht nur Außenstehenden 
schwer, die Beiträge der jeweiligen Ebene zur Formulie-
rung einer konkreten Politik überhaupt zu identifi zieren. Tat-
sächlich sind bereits Misch- und Verbundlösungen – in den 
Mitgliedstaaten – realisiert, die Komplexitäten begründen, 
schwerfällig sind, Transparenz erschweren und Plausibilitä-
ten überdecken. Es folgen Akzeptanzprobleme, die eine EU 
der Zukunft am wenigsten gebrauchen kann.

Zentral für die Frage, welche konkreten Gestaltungsprinzi-
pien am besten den erhofften Ausgleich bringen können, 
ist der Blick auf die Bedürfnisse (vgl. Abbildung 1), und zwar

• die Bedürfnisse der Bürger:innen in ihren jeweiligen 
Lebenskontexten und Sachbezügen (Akzeptanz durch 
Mehrwert);

• die Bedürfnisse der verschiedenen einzelnen Gestal-
tungs- und Entscheidungsebenen (Daseinsberechti-
gung durch Funktionalität);

• die Bedürfnisse der EU (Wirksamkeit und Effi zienz).
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Um zu besseren Einordnungen zu gelangen, ist zugleich 
die Heterogenität in Europa in den Blick zu nehmen. Was 
in einem Mitgliedstaat als Belastung, Problem oder Hür-
de in der Politikgestaltung angesehen wird, mag in einem 
anderen Staat keine oder nur eine untergeordnete Rolle 
spielen. Die Feststellung von Heterogenität und Dispari-
täten legt ebenfalls nahe, dass es nicht die eine (einzig 
denkbare) systematische Lösung geben wird.

1. Der Subsidiaritätsgedanke unterscheidet sich sehr in 
der EU aufgrund historischer und habitueller Differen-
zierungen mit Blick auf die Verläufe von Staatenbildung 
und die Gesellschaftsmodelle. Das zeigt sich vor al-
lem bei der Frage, ob primär die Legitimation zentra-
ler Kompetenzen verfolgt wird oder es vordergründig 
darum geht, zentrale Kompetenzen einzuhegen oder 
abzuwehren. Ein wiederkehrendes Problem in der Pra-
xis ist, dass es im Laufe der politischen Debatte um 
Subsidiarität häufi g nur darum geht, ob eine Maßnah-
me auf EU-Ebene erlassen wird oder nicht. Dabei sollte 
geklärt werden, welcher Akteur auf welcher Ebene die 
Maßnahme erlässt.

2. Eine weitere Rolle spielen die heterogenen 
Mehrebenen strukturen. In den Mitgliedstaaten herr-
schen große Unterschiede im staatsorganisations-
rechtlichen Aufbau; insbesondere differiert stark, wie 
viele Ebenen am staatlichen Geschehen mitwirken, 
welche Ebenen das sind und wo deren Zuständigkei-
ten liegen. Dabei unterscheidet sich besonders, wie 
einzelne Ebenen an der Europapolitik beteiligt sind – 
bloße Umsetzung oder Mitwirkung als Region mit Ge-
setzgebungskompetenz – und nicht zuletzt, welche 
Rolle dieser Ebene in der landläufi gen Wahrnehmung 
in Bezug auf die Europapolitik zugemessen wird. Spie-
gelbildlich zu diesen Einschätzungen variieren auch 
die Erwartungen der Bürger:innen an die jeweils be-
kannte Ebene.

3. Auch Staatsaufbau und -verständnis unterscheiden sich 
erheblich mit Bedeutung für die kulturelle, rechtliche und 
gesellschaftliche Identität. In allen 27 Mitgliedstaaten 
gibt es zwangsläufi g unterschiedliche Erfahrungen mit 
Staatlichkeit, Kompetenzverteilung und Souveränität(en). 
Es gibt in der EU nicht nur die klassischen Föderal- und 
Einheitsstaaten als jeweilige Extreme, sondern auch 
Staaten, in denen der Regionalismus als Gestaltungs-
prinzip (in Italien eher schwach, in Spanien eher stark) 
gewählt wurde. Zudem unterscheiden sich unter den 
Einheitsstaaten auch die zentralistischen Einheitsstaa-
ten (z. B. Finnland) von den dezentralen Einheitsstaaten 
(wie Frankreich, Dänemark oder Niederlande) (Sebaldt, 
2009). Und nicht zuletzt gibt es in diesen Einheitsstaaten 
autonome Regionen, für die wiederum Abweichungen 

vom Grundprinzip gelten.5 Innerhalb der EU waren 73 
Regionen aus acht Staaten im Netzwerk REGLEG (Kon-
ferenz der Regionen Europas mit Gesetzgebungsbefug-
nis) aktiv;6 zudem engagieren sich Regionalparlamente 
aus neun Staaten in der CALRE (Konferenz der Europäi-
schen Regionalen Gesetzgebenden Parlamente).7

4. Der Föderalismus gilt als bürgernah und fl exibel, hat 
aber auch mit limitierter Souveränität zu tun. Mit über-
schaubaren Lebens- und Funktionsbereichen schafft 
der föderale Staat eine größere Bürgernähe und kann 
dazu beitragen, politische und administrative Ent-
scheidungen auf ein menschliches Maß zurückzu-
führen. In föderalen Strukturen werden öffentliche 
Leistungen nach dem lokalen und regionalen Bedarf 
gewährt – ohne das Risiko zentralstaatlicher Fehl-
einschätzungen. Es gibt verschiedene Ebenen der 
Zuständigkeitsbereiche – auch in der Gesetzgebung 
–, die einander ergänzen. Aber Föderalismus ist kein 
Selbstläufer: Er muss für die Bürger:innen einen er-
kennbaren Mehrwert bringen, und er setzt die Bereit-
schaft zur erweiterten Verantwortungsübernahme vo-
raus. Gerade durch Digitalisierung und E-Government 
sind die Grenzen föderaler Strukturen deutlich, weil 
nun die Prozesse unabhängig von institutionellen Zu-
ständigkeiten im Mittelpunkt stehen. Ebenso hat die 
Pandemie die begrenzte, vor allem zeitraubende Um-
setzungskapazität föderaler Systeme verdeutlicht.

5 Åland-Inseln, Azoren und Madeira.
6 Neben 16 deutschen und 9 österreichischen Bundesländern, 5 bel-

gischen Regionen und Gemeinschaften auch 17 spanische Comu-
nidades Autónomas, 20 italienische Regionen, die Countries Nord-
irland, Schottland und Wales des Vereinigten Königreichs sowie die 
Regionen Åland (Finnland), Azoren und Madeira (Portugal).

7 https://www.calrenet.eu/.

Abbildung 1
Subsidiarität – Bedürfnisse und Plausibilitäten

Quelle: eigene Darstellung.
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5. Nicht aus dem Blick geraten sollten regionale Differenzie-
rungsbedarfe, die vor allem in Mitgliedstaaten ohne oder 
mit nur schwach ausgeprägten Föderalstrukturen zuta-
ge treten. Zu nennen sind Autonomiebewegungen und 
Regionalkonfl ikte, die es vielfach in der EU gibt und die 
teilweise (wie in Katalonien und Schottland) zu Sezessi-
onsbewegungen avanciert sind. Aus EU-Sicht handelt 
es sich zwar um interstaatliche Angelegenheiten, für die 
die EU nicht zuständig ist. Interessant ist aber, dass aus 
den Lagern der Unabhängigkeitsbefürwortenden stets 
das Bekenntnis zur EU-Freundlichkeit hochgehalten und 
der Ruf nach einer „europäischen Lösung“ laut wird.

6. Nicht zuletzt sind die territorialen Bezüge von Interesse. 
Aufgrund gradueller Aufl ösungen von Staatsgrenzen 
erhalten räumliche Maßstabsebenen eine zunehmend 
höhere Relevanz (Löcse, 2019). Durch eine fortschrei-
tende europäische Integration verliert der Nationalstaat 
in einigen Bereichen für die Bürger:innen an Bedeu-
tung. Durch die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit sind transnationale Räume gewachsen, in denen 
Regelungsbedarfe nicht an der Grenze haltmachen, 
sondern darüber hinauswirken. Dort entstanden Eu-
roparegionen (Euregios), vornehmlich als überstaat-
liche Kommunalverbände organisiert. Häufi g grenzt 
eine wirtschaftlich schwache Randregion an ein Wirt-
schaftszentrum jenseits der Staatsgrenze. Die Bedarfe 
der dort lebenden Menschen defi nieren sich vor Ort, 
und mit ihnen geht der Wunsch nach Überwindung ad-
ministrativer und bürokratischer Hürden einher.

Der Blick auf diese Differenzierungsaspekte im Mehr-
ebenensystem der EU bestätigt die These der vielgestalti-
gen Differenzierung. Wenn deshalb die Chance gering ist, 
weder ein einheitliches Verständnis der Subsidiarität noch 
eine systematisch gestaltete Ordnung der Subsidiarität für 
Europa zu fi nden, dann bleibt für die Gestaltung zunächst 
nur die Möglichkeit der Perspektivenverankerung, nämlich 
Bottom-up. Ein europäisches Mehrebenensystem sollte 
grundsätzlich von unten nach oben gedacht werden. Die 
konkrete Ausgestaltung der Zuständigkeit zwischen den 
Ebenen kann dann stärker den nationalen Traditionen fol-
gen. Dazu erscheint der Vorschlag der Task Force vom 10. 
Juli 2018 passend, der das Konzept der aktiven Subsidia-
rität in den Mittelpunkt rückt (Task Force on Subsidiarity, 
Proportionality and „Doing Less More Effi ciently“, 2018). 
Damit lassen sich die genannten Gestaltungsprinzipien 
und der Gesichtspunkt der Dynamik verbinden.

Um das Koordinierungsversagen in der „Allmende der eu-
ropäischen Wahlbürger“ durch Übernutzung zu vermeiden, 
werden die institutionellen Ebenen der Staatlichkeit einem 
Koordinierungssystem unterworfen, das auf dem Gedanken 
beruht, dass Subsidiarität nicht nur gewährt wird, sondern 

permanent verlangt und praktiziert werden muss, quasi als 
Subsidiaritätsroutine. Das setzt einerseits voraus, dass die 
Aufgaben der EU klar bestimmt sind, um den subsidiaritäts-
freien Bereich eindeutig zu defi nieren. Andererseits ist das 
verwaltungsmäßige Ineinandergreifen der Ebenen in jenen 
Bereichen, die einen europäischen Mehrwert vermuten las-
sen, gemäß der Subsidiaritätsroutine zu gestalten, zu beob-
achten und gegebenenfalls zu überprüfen und anzupassen.

Aktive Subsidiarität und Subsidiaritätsroutine führen dazu, 
dass das Miteinander im Mehrebenensystem in einen dyna-
mischen Prozess eingebettet wird. Zugleich eröffnet diese 
Routine alle Differenzierungsmöglichkeiten, wie sie in An-
sätzen vorhanden sind und kurz skizziert wurden: Umgang 
mit heterogenem Mehrebenensystem, mit differenzierten 
nationalen staatlichen Ordnungen oder der Eröffnung un-
terschiedlicher territorialer Bezüge. Die Routine folgt den 
Schritten: (1) Neue Handlungsoptionen, (2) umfassende 
Wirkungsanalyse, (3) Subsidiaritäts- und Verhältnismäßig-
keitsprüfung, (4) Einbindung nationaler Parlamente, (5) koor-
dinierter legislativer Prozess, (6) Umsetzung, (7) Evaluation.

Plädoyer für Subsidiarität in der Zukunftsgestaltung

In der aktuellen Debatte um die Zukunft der EU müssen 
diese Perspektiven auf Subsidiarität sowie auf Struktu-
ren und Verantwortlichkeiten im europäischen Mehre-
benensystem in den Fokus rücken. Es sollte nicht nur 
um die Auswahl von politischen Schwerpunkten anhand 
von „europäischen Zukunftsthemen“ gehen, sondern 
vor allem um Überlegungen zu Aufgabenverortungen im 
Mehrebenen system. Hierbei wird eine große Rolle spielen, 
welcher Spieler bzw. welche Institution was vorschlägt. 
Speziell sollten die politischen Akteure die ihnen zuge-
dachte Rolle und Stellung im Mehrebenensystem kennen.

Aus der ökonomischen Theorie der Bürokratie lassen sich 
grundlegende Zweifel ableiten, ob die Europäische Kom-
mission (EK) überhaupt die geeignete Instanz ist, über die 
Subsidiarität einer Maßnahme zu befi nden. „Bürokraten 
wird – wie in der ökonomischen Theorie der Politik üb-
lich – Maximierung ihres Eigennutzens unterstellt; an der 
Erreichung der offi ziellen Ziele der Organisation sind sie 
nicht direkt interessiert“ (Frey, 1980, 663). Bürokrat:innen 
orientieren sich somit an Zielen wie „Macht, Prestige, Si-
cherheit und Einkommen“. Nach Niskanen wollen Büro-
kraten ihr Budget maximieren; Williamson zufolge nutzen 
Bürokraten einen diskretionären Spielraum aus, da sie 
nur unvollständig von Regierung und Wählern kontrolliert 
werden können (Frey, 1980, 664). So dürfte die EK eher an 
„mehr“ als an „weniger Integration“ interessiert sein und 
insofern auch dem Subsidiaritätsprinzip weniger Bedeu-
tung zuzusprechen geneigt sein als der Europäische Rat 
und natürlich der Ausschuss der Regionen.
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Mit der von der EK interinstitutionell gemeinsam mit Rat 
und Europäischem Parlament geplanten Konferenz zur Zu-
kunft Europas, welche die Bürger:innen einbezieht, besteht 
die Chance, die hier angestellten Überlegungen in die De-
batten einfl ießen zu lassen. Aus den vorliegenden Papieren 
von EK (Europäische Kommission, 2020b) und Parlament 
(Europäisches Parlament, 2020) lässt sich nicht herausle-
sen, inwieweit das Thema Subsidiarität eine Rolle spielen 
wird. Wenn man es aber ernst meint mit der Beteiligung der 
Bürger:innen, dann müssen vor dem Hintergrund ihrer In-
tegrationsverantwortung auch die Regionen mit Gesetzge-
bungskompetenz sowie die nationalen Parlamente sowohl 
an der Organisation der Konferenz als auch an der Festle-
gung ihrer Ziele beteiligt werden und ähnlich wie bei der 
Einbeziehung in Arbeiten des Europäischen Konvents in 
den entsprechenden Planungsgremien repräsentiert sein.

Nur wenn föderale Strukturen und der Subsidiaritäts-
grundsatz bei den Planungen zur Zukunft der EU berück-
sichtigt werden, kann die gewünschte Bürgernähe plau-
sibel und das europäische Projekt bei den Menschen als 
positiv erfahrbar gemacht werden. Subsidiaritätsaspek-
te, Erfahrungen aus dem Föderalismus sowie Aspekte 
wie Territorialität und regionale Differenzierungsbedarfe 
sollten unbedingt mit im Zentrum von Zukunftsdebatten 
stehen. Denn die Frage der Verortung von Verantwort-
lichkeit ist kein Selbstzweck, sondern muss sich für die 
Bürger:innen erkennbar als vorteilhaft darstellen und plau-
sibel sein. Andernfalls droht ein Akzeptanzverlust. Wer die 
Bürger:innen für die EU gewinnen will, muss vor allem das 
Subsidiaritätsprinzip ernstnehmen (Limbach, 2012).

Es liegt nahe, die Verantwortungsverteilung auf verschie-
denen Ebenen beizubehalten sowie diese bei den weiteren 
Arbeiten an einer zukunftsfähigen EU stärker zu berück-
sichtigen, d. h. zu integralen Bestandteilen der Zukunfts-
konzepte zu machen. Denn die Vergrößerung von Gestal-
tungsräumen und die Stärkung der Eigenverantwortlichkeit 
auf den unteren Ebenen sind der beste Beitrag dafür, dass 
die EU von der Bevölkerung nicht als Fremdbestimmung 
empfunden wird. Schließlich gilt: Die Entscheidungsfi n-
dung auf verschiedenen Ebenen vermag die jeweilige Le-
gitimität besser zu wahren und erhöht die Chance, dass 
Plausibilitäten sichtbar werden bzw. bleiben. Auch geben 
sie Raum für regionale Spezifi täten und bergen ein großes 
Potenzial, Regionalkonfl ikte einzudämmen und kleinzuhal-
ten. Dazu gehört eine bedeutsame Voraussetzung in den 
Mitgliedstaaten: Es darf dort nicht zu einer internen Schwä-
chung oder gar Aushöhlung der Subsidiarität kommen.

Wird die Subsidiarität im nationalen Rahmen geschwächt, 
dann erschwert das natürlich die Forderung an die europäi-
sche Ebene. Eine „aktive Subsidiarität“ der EU verlangt eine 
besonders aktive und „relevante Subsidiarität“ in den Mit-

gliedstaaten. Wer sich – wie die deutschen Länder – auf Mit-
wirkungsrechte beruft, muss auch die ihm national zur Ver-
fügung stehenden Rechte ausüben oder auf deren Stärkung 
hinwirken. Das schließt kritische Fragen, wie die nach der 
angemessenen Mindestgröße einer Gebietskörperschaft, 
mit ein. Wenn aktive Subsidiarität ein größeres Verantwor-
tungsbewusstsein und ein besseres Verständnis für die Po-
litikgestaltung schaffen soll, dann muss damit die frühzeitige 
Beteiligung der unteren Ebenen an Folgenabschätzung und 
gegebenenfalls Gesetzgebungsverfahren einhergehen; de-
ren Erfahrungen sind einzubeziehen und auch dort konse-
quent Subsidiaritätsprüfungen vorzunehmen. Subsidiarität 
hat dann das Potenzial, als Garant für ein „besseres Europa“ 
betrachtet zu werden und nicht als die Bremse für „weniger 
Europa“. Dazu gehört freilich ebenso, dass föderale Mitwir-
kungsansprüche nicht künstlich und willkürlich konstruiert 
werden, wo die Zuständigkeit – wie in der Handelspolitik – 
auf der europäischen Ebene liegt. Das kann als fehlgedeute-
te Subsidiarität das Prinzip nachhaltig schädigen.

Als nächste Schritte im Spannungsfeld von Effi zienz und 
Akzeptanz sind somit zu gehen (vgl. Abbildung 2):

• Subsidiarität neu erklären und einfordern. Das in den Ver-
trägen enthaltene Subsidiaritätsprinzip sollte – trotz aller 
Schwierigkeiten – künftig in einer Form gefasst sein, die 
dessen Justiziabilität als Kontrollmaßstab gewährleistet 
(Hatje und Schwartze, 2019, 164) und die Rückbindung 
an die nationalen Bedingungen herstellt, um eine Aus-
höhlung von unten zu verhindern. Die Rückwirkungen 
auf die nationalen Ordnungen sind dabei systematisch 
zu berücksichtigen. Wichtig ist die oft vernachlässigte 
Einsicht, dass die Subsidiarität in der EU nur aktiv ge-
lebt und gestaltet werden kann, wenn sie im nationalen 
Kontext selbstbewusst entwickelt wird.

• Ideen aus den Erfahrungen mit dem Föderalismus ab-
leiten. Welche Potenziale stecken in föderalen Struktu-
ren? Welche Nachteile entstehen, wenn diese negiert 

Quelle: eigene Darstellung.
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werden? Die Potenziale, die für die EU in föderalen 
Strukturen liegen, sollten diskutiert werden, vor allem 
darf sich der Blick nicht verschließen auf die Nachteile, 
die entstehen, wenn föderale Bedürfnisse übersehen 
oder gar negiert werden. Ebenfalls muss laut gefragt 
werden (können), ob und gegebenenfalls welche An-
passungen der europäische Integrationsprozess mit 
Blick auf bestehende Mehrebenenstrukturen erfordert.

• Über weitere konkrete Gestaltungsräume, Prinzipien und 
Prozeduren nachdenken. Das kann sich auf neue Pers-
pektiven für Euregios oder die stärker thematisch orien-
tierte Kooperation von Spiegel-Regionen beziehen, näm-
lich solchen, die sich strukturell mit Blick auf relevante 
Faktoren (gesellschaftlich, kulturell, ökonomisch) ähneln. 
Das könnte auch eine Stärkung dieser Ebenen in den Na-
tionalstaaten bewirken. Die Frage wäre zu klären, ob im 
europäischen Mehrebenensystem die Subsidiarität vor 
allem vertikal unter Berücksichtigung der bestehenden 
Verfassungsordnungen bedeutsam sein kann oder nicht 
auch stärker horizontal unter Berücksichtigung vergleich-
barer Interessenlagen in einzelnen Mitgliedstaaten. Je-
denfalls bedarf es einer Subsidiaritätsroutine, um dieses 
Grundprinzip dauerhaft aktiv zu halten.

Die EU-Institutionen sind gefragt, tragfähige Lösungen zu 
diskutieren, und zwar zentral im Rahmen der Konferenz zur 
Zukunft Europas. Zudem sollte die Task Force Subsidiari-
tät an ihre Vorschläge anknüpfen und ihre Arbeiten weiter-
führen. Wenn die EU-Institutionen diesen Weg nicht gehen, 
dann sollten zumindest entsprechende Impulse aus Politik 
und Wissenschaft formuliert werden, um Eingang in die De-
batte zu fi nden. Nur relevante Subsidiarität in den Mitglied-
staaten begründet eine „aktive Subsidiarität“ in der EU.
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Historisch gesehen gehört der Schienenverkehr zu den 
am stärksten regulierten Wirtschaftssektoren in Euro-
pa. Dies liegt zum einen an den strukturellen Vorausset-
zungen dieses Sektors mit der Schieneninfrastruktur als 
natürlichem Monopol, zum anderen aber auch an den 
politisch relevanten gemeinwirtschaftlichen Verpfl ichtun-
gen in diesem Feld. Hinzu kommt das Potenzial für Markt-
machtmissbrauch aufgrund von Infrastrukturengpässen 
und des Fehlens eines effektiven intermodalen Wett-
bewerbs (Nash, 2013). Die traditionelle Regulierung des 
Bahnsektors deckt – unabhängig von den spezifi schen 
Eigentumsverhältnissen – verschiedene Bereiche ab: 
Markteintritt und -austritt, Regeln für den Infrastruktur-
zugang, Preisgestaltung, Technologie (insbesondere zur 
Gewährleistung der Interoperabilität) und in jüngerer Zeit 
auch Fragen der Dienstleistungsqualität und des Verbrau-
cherschutzes (Finger und Messulam, 2015).

Trotz umfassender Bemühungen zur Einführung und Bele-
bung des intramodalen Wettbewerbs im Schienenverkehr 

in den meisten europäischen Ländern war die Politik der 
Europäischen Union nur bedingt erfolgreich. Dies gilt ins-
besondere für den Schienenpersonenfernverkehr (SPFV), 
wofür Deutschland ein Paradebeispiel ist. Auch ein Viertel-
jahrhundert nach der Bahnstrukturreform von 1994 ist die 
Deutsche Bahn AG trotz eines offenen Zugangsregimes 
nach wie vor de facto Monopolist im SPFV. Im Nahverkehr 
hatte sie im letzten vollen Geschäftsjahr vor Ausbruch 
der COVID-19-Pandemie gemessen an den Zugkilome-
tern immer noch einen Marktanteil von 74 %, während 
beim Schienengüterverkehr die Wettbewerber mittlerwei-
le mehr als die Hälfte der Kunden bedienen (gemessen in 
Tonnenkilometern) (Monopolkommission, 2020).

Während im Nah- und im Güterverkehr Wettbewerb 
durchaus in Gang gekommen ist, bleibt die Entwicklung 
im SPFV absolut unbefriedigend. Daher wird hier ein alter-
nativer Regulierungsansatz skizziert, der den intramoda-
len Wettbewerb im SPFV in Deutschland beleben soll. Der 
Vorschlag stellt eine radikale Abkehr von der traditionellen 
Doktrin dar, den konkurrierenden Bahnbetreibern diskri-
minierungsfreien Zugang zur Infrastruktur zu gewährleis-
ten. Der Ansatz basiert vielmehr auf einer Neudefi nition 
dessen, was als monopolistischer Engpass zu betrachten 
ist: Als kritische Infrastrukturkomponente auf stark ausge-
lasteten, aber monopolistisch bedienten Fernstrecken ist 
dies nicht mehr der offene Zugang zu den Gleisen, son-
dern der Zugang zu den Zügen und Wagen, die vom eta-
blierten Betreiber auf diesen Strecken betrieben werden. 
Es geht also um den nichtdiskriminierenden Zugang von 
Konkurrenten zum Sitzplatzangebot des Monopolisten.

Theoretische Grundlagen

Wertschöpfungskette im Schienenverkehr

Ausgangspunkt für ein angemessenes regulatorisches 
Verständnis des Schienenverkehrs ist die Unterscheidung 
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zwischen Infrastruktur- (bzw. Netz-)Leistungen (d. h. Bau, 
Betrieb und Instandhaltung der Schieneninfrastruktur) 
einerseits und Transportleistungen (d. h. Personen- und 
Gütertransport) andererseits. Dieser Ansatz entspricht 
der langjährigen Arbeitsteilung zwischen spezialisierten 
Infrastrukturbetreibern und Dienstleistungsanbietern für 
alle anderen Verkehrsträger.

Bei der Eisenbahn wird häufi g noch die Koordination des 
Netzzugangs und der Netzauslastung (d. h. die Zuwei-
sung von Gleisen und Bahnhofsinfrastrukturen im Sinne 
von zeitdefi nierten Nutzungsrechten – „Slots“ – für Zug-
fahrten) und damit implizit auch die Fahrplan- und Ter-
minkoordination als dritte Ebene angesprochen. In einem 
solchen dreistufi gen Modell ist die Steuerungsebene vom 
originären Aufgabenbereich des Netzbetreibers zu tren-
nen, um diskriminierungsfreien Netzzugang zu gewähr-
leisten (grundlegend Knieps, 1996).

Vertikale Trennung vs. diskriminierungsfreier Zugang

Theoretisch gibt es verschiedene Möglichkeiten, intra-
modalen Wettbewerb im Eisenbahnsektor anzureizen. 
Neben der strikten Trennung der Wertschöpfungsebenen 
Netz und Transport ist es grundsätzlich auch möglich, 
intramodalen Wettbewerb bei gleichzeitiger vertikaler In-
tegration der beiden Wertschöpfungsebenen über diskri-
minierungsfreien Netzzugang (Open Access) zu gewähr-
leisten. Dazu bedarf es im zweiten Fall jedoch einer um-
fassenden und intensiven Regulierung (Seabright, 2003). 
Im Falle einer vertikalen Desintegration von Netz- und 
Zugbetrieb erfolgt dagegen eine vollständige eigentums-
rechtliche Entfl echtung, oder zumindest die institutionelle 
Trennung der entsprechenden Stufen der Wertschöp-
fungskette. Diese Lösung des Netzzugangsproblems ist 
aus regulatorischer Sicht besonders interessant, denn sie 
beseitigt jeglichen Anreiz für den Infrastrukturbetreiber, 
bei der Zuteilung von Infrastrukturnutzungsrechten sei-
ne eigenen Transportabteilungen zu begünstigen (Nash, 
2013). Umgekehrt haben vertikal integrierte Eisenbahn-
verkehrsunternehmen starke Anreize, aktuelle sowie po-
tenzielle Wettbewerber im Transportgeschäft zu diskrimi-
nieren (Heddrich, 1996).

Für eine ausgewogene Bewertung ist es aber auch not-
wendig, die möglichen wirtschaftlichen Nachteile einer 
vertikalen Trennung zu diskutieren. Sie resultieren vor 
allem aus dem möglichen Verlust von Verbundvorteilen 
und aus höheren Transaktionskosten. Auch innerhalb 
eines vertikal integrierten Eisenbahnunternehmens exis-
tieren relevante Koordinationskosten, die typischerweise 
erheblich unterschätzt werden (Laaser, 1994). Ökonomi-
sche Verbundvorteile können durchaus auch durch sym-
biotische organisatorische Arrangements und hybride 

Koordinationsschemata nutzbar gemacht werden. Dar-
über hinaus sind einige der wirtschaftlichen Vorteile der 
vertikalen Integration gleichbedeutend mit wettbewerbli-
chen Nachteilen für Eisenbahnbetriebsunternehmen oh-
ne Netzeigentum.

Was Deutschland betrifft, ist die vollständige vertikale 
Trennung von Netz und Diensten bisher weder im Eisen-
bahnsektor noch in den meisten anderen Netzsektoren 
(mit Ausnahme der Elektrizitätswirtschaft und teilwei-
se der Gaswirtschaft) erreicht worden. Dies mag jedoch 
nicht auf wirtschaftliche Nachteile oder technische Un-
durchführbarkeit zurückzuführen sein, sondern ist in ers-
ter Linie das Ergebnis der Dominanz des Status quo und 
des Einfl usses der Netzeigentümer auf den politischen 
Entscheidungsprozess.

Die ordnungspolitische Alternative zur vertikalen Tren-
nung von Schienennetz und Dienstleistungen stellt der 
diskriminierungsfreie Netzzugang Dritter dar. Bei diesem 
Ansatz wird die traditionelle institutionelle Integration von 
Infrastruktur und Transportdienstleistungen beibehalten. 
Der Infrastruktursektor ist jedoch verpfl ichtet, Eisenbahn-
unternehmen ohne eigene Netzinfrastruktur einen diskri-
minierungsfreien Netzzugang zu gewähren. Um dies um-
zusetzen, sind zumindest eine buchhalterische Trennung 
zwischen Infrastruktur- und Verkehrsleistungen sowie 
Neutralität bei der Trassenvergabe unabdingbar (Knieps, 
2015). Weiterhin müssen Gesetzgeber und zuständige 
Regulierungsbehörde detaillierte Vorgaben für den Zu-
gang zur Infrastruktur machen und den Netzzugang über-
wachen. Im Kartellrecht wird das Problem des diskrimi-
nierungsfreien Netzzugangs mit Hilfe der Essential-Facili-
ties-Doktrin adressiert. Dieses Rechtskonzept kommt zur 
Anwendung, wenn sich Netze oder andere wesentliche 
Einrichtungen in den Händen vertikal integrierter Unter-
nehmen befi nden (Knieps, 1996).

Wettbewerb auf dem Markt vs. Wettbewerb um den Markt

Diskriminierungsfreier Marktzugang oder Open Access 
basiert immer auf der Annahme, dass der relevante Markt 
für Transportdienstleistungen profi table Geschäftsmo-
delle ermöglicht. Die Idee ist, dass diese Verkehrsdiens-
te ohne Subventionen betrieben werden können. Daher 
muss ein Interesse der Eisenbahnverkehrsunternehmen 
am Markteintritt bestehen, damit intramodaler Wettbe-
werb überhaupt wirksam werden kann. So hat die Öff-
nung des Schienengüterverkehrsmarkts der EU zwar zu 
zahlreichen Markteintritten geführt, jedoch nicht zu einer 
Veränderung der Wettbewerbssituation im Einzelwagen-
verkehr. Dieses Geschäftsmodell ist für die Konkurrenten 
der etablierten Bahnbetreiber offensichtlich zu unattrak-
tiv. Hier ist – im Gegensatz zum Markt für Ganzzugver-
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kehre – ohne öffentliche Subventionen anscheinend nicht 
mit einem Markteintritt privater Anbieter zu rechnen.

Ein Grund für den stark unterentwickelten Wettbewerb 
im SPFV mag sein, dass die Öffnung in diesem Markt-
segment im Vergleich zum Schienengüterverkehr immer 
wieder verschoben und damit erheblich verzögert wurde. 
Für den deutschen Markt trifft dies jedoch nicht zu, da 
der Zugang im SPFV bereits 1994 und damit lange vor der 
allgemeinen Marktöffnung auf EU-Ebene gesetzlich ga-
rantiert wurde (van de Velde, 2015). Vielmehr dürfte die 
Marktstruktur auch auf die relativ geringe Rentabilität die-
ses Markts und die schwierigen Wettbewerbsbedingun-
gen zurückzuführen sein (Feuerstein, Busacker und Xu, 
2018). Ein weiterer Grund für mangelnden Wettbewerb 
in Europa insgesamt dürfte darin liegen, dass ausländi-
sche staatliche Eisenbahngesellschaften keine potenziel-
len Konkurrenten der nationalen etablierten Bahnen sein 
wollen und können, da sie im grenzüberschreitenden Ver-
kehrssegment weiterhin eng zusammenarbeiten und da-
her auf ihrem jeweiligen „Heimatgebiet“ in den nationalen 
Eisenbahnsystemen nicht in einen intensiven Wettbewerb 
gegeneinander treten.

Wenn ein Markt für neue Wettbewerber nicht attraktiv 
ist oder gar nicht bedient wird, weil dauerhafte Verlus-
te nicht vermieden werden können, scheint es eine gute 
Alternative zu sein, Wettbewerb um den Markt zu etab-
lieren, um die Erbringung der im Sinne der Daseinsvor-
sorge gewünschten Dienstleistungen sicherzustellen. 
Diese Idee geht auf Demsetz (1968) zurück, der bereits 
in den 1960er Jahren zeigte, wie die Marktkräfte genutzt 
werden können, um den Anbieter mit dem geringsten 
Bedarf an öffentlichen Subventionen für die Leistungs-
erbringung auszuwählen. Kommt Wettbewerb auf einem 
Verkehrsmarkt nicht zustande, gibt es somit starke Ar-
gumente für eine wettbewerbsorientierte Ausschreibung 
von Transportdienstleistungen, vor allem aufgrund der 
damit verbundenen Anreize zur Steigerung von Effi zienz 
und Qualität, wie z. B. im deutschen Schienenpersonen-
nahverkehr zu beobachten ist.

Intramodaler Wettbewerb und produktive Effi zienz

Vor der Bahnreform 1994 wurden die Eisenbahnen in 
West- und Ostdeutschland als vertikal integrierte, staat-
liche Unternehmen organisiert und geführt, die keinem 
intramodalen Wettbewerb ausgesetzt waren. Darüber hi-
naus wurden und werden Eisenbahninfrastrukturen und 
Schienenpersonenverkehr wie in praktisch allen anderen 
Industrieländern jahrzehntelang stark subventioniert (Eu-
ropean Environmental Agency, 2007). Es ist daher höchst 
unwahrscheinlich, dass integrierte Eisenbahnunterneh-
men wie die Deutsche Bahn mit höchstmöglicher Effi zi-

enz arbeiten. Offensichtlich ist, dass es im Vergleich zu 
intermodalen Wettbewerbern wie dem Lkw- oder dem 
Luftverkehr seit Jahrzehnten eine Innovationsschwä-
che gibt; Marktschwächen und die daraus resultieren-
den schlechten wirtschaftlichen Ergebnisse der Bahnen 
werden jedoch in der (deutschen) verkehrspolitischen 
Diskussion häufi g als Folge von intermodalen Wettbe-
werbsverzerrungen und mangelnden Investitionen des 
staatlichen Eigentümers insbesondere in die Infrastruktur 
angesehen (Eisenkopf, 2004).

Auf Basis des Modells der drei Wertschöpfungsebenen 
ist es möglich, Wettbewerb auf dem Markt für Eisenbahn-
verkehrsleistungen zu organisieren. Aus dem Markteintritt 
neuer Wettbewerber sollten sich Effi zienzsteigerungen 
und eine nachhaltige Verbesserung der Marktposition 
der Eisenbahnen gegenüber ihren intermodalen Wettbe-
werbern ergeben (Nash, 2013). Dahinter steht die Überle-
gung, dass der potenzielle Marktzutritt den Druck auf eta-
blierte Betreiber erhöht, die Qualität zu verbessern und 
Kosten zu senken. Intramodaler Wettbewerb wird dabei 
als wesentlich wirksamer hinsichtlich Kosteneffi zienz und 
Marktorientierung als die vorhandene intermodale Kon-
kurrenz angesehen.

Allerdings hat sich die Öffnung der Schienenverkehrs-
märkte für neue Transportdienstleister in der europä-
ischen Praxis als relativ schwierig erwiesen, nicht nur 
wegen des (verständlichen) politischen Widerstands der 
etablierten staatseigenen Bahnen (Incumbents), sondern 
auch wegen des politischen Interesses ihrer staatlichen 
Eigentümer an der Aufrechterhaltung des Status quo. 
Eine rationale Schienenverkehrspolitik sollte sich jedoch 
nicht auf den Schutz eines dominanten Incumbent kon-
zentrieren, sondern auf die Förderung des Schienenver-
kehrssystems als Ganzes. Vor allem dank der Beharrlich-
keit der EU sind heute zumindest rechtlich die Vorausset-
zungen für einen nachhaltigen intramodalen Wettbewerb 
auf den Schienenverkehrsmärkten in allen EU-Mitglied-
staaten geschaffen worden (UNECE, 2017). Trotzdem hat 
sich der intramodale Wettbewerb im Schienenpersonen-
fernverkehr nicht wie erwartet entfaltet. Dies gilt insbe-
sondere auch für Deutschland (Cherbonnier et al., 2018; 
van de Velde, 2015).

Open-Access-Regime in der Praxis wenig erfolgreich

Die Steigerung der Effi zienz und Wettbewerbsfähig-
keit der Eisenbahn zur Förderung des Marktanteils der 
umweltfreundlichen Schiene ist eines der wichtigsten 
verkehrspolitischen Ziele der EU und der nationalen 
Verkehrspolitiken, um die aktuellen und zukünftigen He-
rausforderungen der Verkehrsmärkte, insbesondere die 
steigende Nachfrage im Personenfern- und Güterverkehr, 
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zu bewältigen (Nash, 2006). In dicht besiedelten Ländern 
mit einer diversifi zierten industriellen Basis wie Deutsch-
land sind Bahnbetreiber in bestimmten Marktsegmenten 
intermodalem Wettbewerb ausgesetzt, wenn auch in un-
terschiedlichem Ausmaß. Dies gilt z. B. für den Nahver-
kehr in großen Ballungsräumen – im Wettbewerb mit dem 
motorisierten Individualverkehr – und zunehmend auch im 
SPFV durch das Aufkommen von Billigfl uglinien. Ab 2013 
traten in Deutschland Fernbusverkehre als neue Wett-
bewerber auf. Der intermodale Wettbewerb durch diese 
neuen Player hat die Deutsche Bahn zwar gezwungen, 
die Preise zu senken und den Fahrgastkomfort auf eini-
gen Fernverkehrsstrecken zu erhöhen, der Gesamteffekt 
ist aber insgesamt noch bescheiden (detailliert: Knorr und 
Lueg-Arndt, 2016).

Vor diesem Hintergrund sollte die Intensivierung des in-
tramodalen Wettbewerbs der Schlüssel zu signifi kanten 
Fortschritten sein, um die intermodale Wettbewerbsfä-
higkeit der Eisenbahnen zu verbessern. Dementspre-
chend und in Übereinstimmung mit den theoretischen 
Überlegungen war die Neugestaltung des bestehenden 
Regulierungsrahmens auf EU-Ebene der Ausgangspunkt 
zur Belebung des intramodalen Wettbewerbs im SPFV. 
Ausgehend von der Richtlinie EWG 91/440 der Europäi-
schen Kommission wurde die Marktöffnung durch vier Ei-
senbahnliberalisierungspakete vorangetrieben. In der EU 
wird der Markt für inländische Schienenpersonenfernver-
kehrsdienste ab 2022 vollständig liberalisiert sein, wobei 
unbegrenzte Kabotage erlaubt sein wird. Damit hat die 
EU eine klare Regelung für den offenen Zugang zu diesem 
Marktsegment verabschiedet (Perennes, 2016). Markt-
zugangsregeln für den Schienenpersonenfernverkehr im 
Einklang mit dem EU-Rahmen sind bereits in mehreren 
derzeitigen EU-Mitgliedstaaten (plus Großbritannien als 
vorheriges Mitglied) gängige Praxis (Cherbonnier et al., 
2018). Tatsächlicher Wettbewerb auf der Basis von Open-
Access-Modellen bleibt in diesem Marktsegment in Euro-
pa aber ein seltenes Phänomen (Bergantino, Capozza und 
Capurso, 2015), wobei der italienische Hochgeschwindig-
keitsbahnmarkt (wo der Newcomer Italo – Nuovo Traspor-
to Viaggiatori (NTV) ein Drittel des Markts erobert hat) die 
einzige relevante Ausnahme darstellt (Desmaris, 2016). In 
allen anderen Ländern, die sich für ein offenes Zugangs-
regime entschieden haben (d. h. in der Tschechischen 
Republik, Österreich, Schweden, Großbritannien und 
Deutschland), kam es nur auf wenigen Strecken zu Markt-
eintritten von Neueinsteigern, die nur einen begrenzten 
kommerziellen Erfolg hatten.

In Deutschland wurden zwischen 2000 und 2010 insge-
samt zehn Markteintrittsversuche unternommen, aller-
dings auf sehr bescheidenem Niveau hinsichtlich der 
Frequenzen und der Sitzplatzkapazität, von denen sechs 

nach relativ kurzer Zeit wieder eingestellt wurden (Ségu-
ret, 2009). Abgesehen von einigen wenigen marginalen 
Anbietern war vor dem Einbruch infolge der Corona-Kri-
se nur Flixtrain auf dem inländischen Fernverkehrsmarkt 
aktiv, allerdings auch nur auf wenigen Strecken und mit 
geringer Frequenz (Flixtrain, 2019). Angesichts dieser 
Befunde kann man nicht wirklich von einem wirksamen 
Wettbewerb im Schienenpersonenfernverkehr sprechen, 
wie die Monopolkommission in ihrem letzten Sondergut-
achten zum Schienenverkehrsmarkt noch einmal aus-
drücklich festgestellt hat (Monopolkommission, 2019).

Blickt man ins Ausland, zeigt die Etablierung eines Wett-
bewerbs im SPFV über einen Markt für Ausschreibungen 
vor allem in Großbritannien, dass auch diese alternative 
Marktordnung nicht reibungslos funktioniert. Zwar wur-
de auch dort gelegentlich ein offener Zugang für ausge-
wählte SPFV-Dienste gewährt, doch werden diese in ihrer 
überwiegenden Mehrzahl derzeit von den 16 Franchise-
unternehmen erbracht. Festzuhalten ist somit, dass das 
Franchising-System in Großbritannien zwar mit starkem 
Verkehrswachstum verbunden war, die erzielten Kos-
tensenkungen aber dennoch unbefriedigend geblieben 
sind. Darüber hinaus ist immer wieder das Problem des 
Winner‘s Curse aufgetreten, wenn Bietende aufgrund zu 
optimistischer Prognosen kommerziell nicht erfolgreich 
waren. Ein Vergleich der jeweiligen Wettbewerbs- und 
Regulierungsregime in Großbritannien, Schweden und 
Deutschland zeigt, dass nicht abschließend geklärt ist, 
welches das bessere Modell der Marktorganisation ist. 
Das stärkere Wachstum der Transportdienstleistungen 
sowohl im Personen- als auch im Güterverkehrsmarkt 
scheint jedenfalls mit einem höheren Bedarf an staatli-
cher Subventionierung verknüpft zu sein (Nash, Nilsson 
und Link, 2013).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Ge-
samtbild gemischt ist: Weder ein offener Zugang noch 
der Wettbewerb um den Markt bilden eine „Wunderwaffe“ 
für die Etablierung eines effektiven intramodalen Wett-
bewerbs im SPFV. Insbesondere fällt auf, dass – anders 
als in der Luftfahrt – im SPFV bisher kein nennenswerter 
Markteintritt von Low-Cost-Eisenbahnunternehmen statt-
gefunden hat. Tatsächlich wurde dieses Geschäftsmodell 
– mit Ausnahme des deutschen Flixtrain sowie der tsche-
chischen Anbieter RegioJet und LEO Express – im SPFV 
bislang kaum erprobt.

Zugang zum Sitzplatzinventar

Konzeptionelle Überlegungen

Die traditionellen Ansätze für eine Marktöffnung ha-
ben nicht zu relevantem intramodalen Wettbewerb im 
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Schienenpersonenfernverkehr geführt, weil die poten-
ziellen Wettbewerber trotz der rechtlichen Marktöffnung 
aufgrund der institutionellen Rahmenbedingungen des 
Schienenverkehrsmarkts bisher nicht in der Lage sind, 
eine kritische Masse an Sitzplätzen auf den betreffen-
den Städtepaaren darzustellen. Ein konkurrierender 
Punkt-zu-Punkt-Verkehr mit zwei oder drei Zugpaaren 
pro Tag führt noch nicht zu wirksamem Wettbewerb auf 
der betroffenen Strecke, außer im ertragsschwachen 
Segment der preisbewussten Freizeitreisenden. Zudem 
muss sichergestellt werden, dass Wettbewerber nicht 
nur auf einzelnen Strecken konkurrieren, sondern in der 
Lage sind, ein möglichst breites Netz zu bedienen, um 
eine größere Zahl von Städtepaaren verbinden zu können 
ähnlich dem Angebot von Low-Cost-Airlines und dem 
Intercity-Busverkehr von Flixbus.

Zu den institutionellen und ökonomischen Rahmenbedin-
gungen, die als Markteintrittsbarrieren für Newcomer im 
SPFV wirken, gehören:

• Hoher Kapitalbedarf für spezifi sche Investitionen in rol-
lendes Material;

• begrenztes Angebot an Schienenfahrzeugen aufgrund 
hoher Auslastung der europäischen Hersteller und 
erheblicher Marktzutrittsschranken gegenüber Nicht-
EU-Schienenfahrzeugherstellern aus Korea, Japan 
und China und eines rudimentären Leasing- und Ge-
brauchtwagenmarkts;

• enge Beziehungen zwischen den Rollmaterialherstel-
lern und den etablierten Bahnbetreibern, die den An-
reiz für die Hersteller verringern können, Verträge mit 
Neueinsteigern abzuschließen;

• zunehmender Mangel an Triebfahrzeugführer:innen, 
Rangierer:innen und Personal für Stellwerke;

• anhaltende Schwierigkeiten bei der Erlangung eines 
diskriminierungsfreien Zugangs zu den Auskunfts-
diensten der Deutschen Bahn (um Fahrplaninformati-
onen der breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen).

Da diese Probleme kurzfristig kaum überwindbar er-
scheinen, schlagen wir als Alternative ein ergänzendes 
einfaches, aber potenziell sehr wirksames neues Regu-
lierungssystem vor, den regulierten Zugang zum Sitz-
platzangebot des marktbeherrschenden Anbieters. Wir 
sind der Überzeugung, dass die verfügbare Sitzplatz-
kapazität aus Sicht von Newcomern, die Langstrecken-
dienste anbieten wollen, derzeit faktisch der wichtigste 
monopolistische Engpass und somit die relevante we-
sentliche Einrichtung ist.

Dabei ist zunächst einmal von großer Bedeutung, dass 
die durchschnittliche Zugauslastung im Personenfern-
verkehr in Deutschland 2019 (vor Corona) bei nur 56,1 % 
lag. Zwar ist die Auslastungsquote gegenüber 2010 
(48 %) vor allem aufgrund des verstärkten intermodalen 
Wettbewerbs durch den Busfernverkehr und des daraus 
resultierenden aggressiven Preiskampfes etwas gestie-
gen, doch stagnierte sie in den vergangenen beiden Jah-
ren (bereits vor dem Absturz im Zuge der Corona-Krise) 
(Deutsche Bahn AG, 2020). Zwar ist die Auslastung in 
den Hauptreisezeiten und zu Spitzenzeiten am Tage 
deutlich höher, aber am Ende bleibt im Durchschnitt im-
mer noch fast die Hälfte der Sitze unverkauft. Außerdem 
sollte auch nicht übersehen werden, dass für den Fern-
verkehr in den Zügen der Deutschen Bahn keine obliga-
torische Sitzplatzreservierung im Voraus erforderlich ist; 
d. h. selbst wenn alle Plätze in einem Zug besetzt sind, 
können zusätzliche Fahrgäste einsteigen, solange ge-
nügend Stehplätze in einem Wagen vorhanden sind, um 
eine sichere Fahrt zu gewährleisten. Dementsprechend 
kann die effektiv nutzbare Kapazität eines Zuges wäh-
rend der Hauptreisezeiten 100 % der Sitzplatzkapazität 
bei weitem übersteigen.

Der vorgeschlagene regulierte Zugang zum Sitzplatzan-
gebot des marktbeherrschenden Incumbent für Wettbe-
werber könnte in zwei Varianten umgesetzt werden:

• Entweder eröffnet die Regulierungsbehörde den Wett-
bewerbern den vollen Zugang zu einem bestimmten 
Prozentsatz aller Sitze in einer einzelnen Zugeinheit 
(z. B. 10 % oder 20 % aller in einem bestimmten Zug 
angebotenen Sitze) unter nicht diskriminierenden Be-
dingungen, d. h. auf der Grundlage der Grenzkosten 
pro Sitzplatz des etablierten Betreibers. Die Konkur-
renten würden dann versuchen, diese Sitze im Wett-
bewerb zu den Fahrkartenangeboten des etablierten 
Betreibers direkt oder über Vermittler an potenzielle 
Reisende zu verkaufen.

• Alternativ könnte das Regulierungssystem so gestaltet 
werden, dass die Wettbewerber exklusiven Zugang zu 
einer bestimmten Zahl von Wagen in einem bestimm-
ten Zug (mindestens einer) sowie das Recht erhalten, 
diese Kapazität unabhängig zu vermarkten.

Codeshare-Vereinbarungen in der Luft und auf der Schiene

Der Vorschlag eines regulierten Netzzugangs zu Sitz-
platzkapazitäten des monopolistischen Anbieters 
nimmt Anleihen bei dem in der Luftfahrtindustrie po-
pulären Modell des Code-Sharing. Hierbei planen zwei 
oder mehr Fluggesellschaften gemeinsam einen Flug 
und vermarkten diesen unter ihren jeweiligen Airline-
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Kennungen und Flugnummern; der Flug wird allerdings 
nur von einer der Gesellschaften durchgeführt. Zur 
Umsetzung haben sich verschiedene Modelle wie die 
Blockplatz- oder die Free-Flow-Regelung etabliert. Es 
kommen auch Vereinbarungen zur Einnahmen- bzw. 
Gewinnaufteilung vor.

Codeshare-Agreements können hinsichtlich paralleler 
Flüge oder auch für Anschluss- und Zubringerdienste 
getroffen werden. Im zweiten Fall verbinden beide Flug-
gesellschaften ihre Netze miteinander, um Reiserouten 
zwischen Zielen anzubieten, die sonst nur von einem 
der Codeshare-Partner bedient würden. Codeshare-
Vereinbarungen in der Luftverkehrsbranche sind von 
Ökonom:innen im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf 
Flugkosten, Flugpreise, Vorteile für die Verbraucher und 
ihre möglichen kartellrechtlichen Auswirkungen sehr ge-
nau analysiert worden (stellvertretend: Yimga und Gorji-
dooz, 2019). In der Regel werden erhebliche Vorteile von 
Codeshare-Vereinbarungen für die beteiligten Flugge-
sellschaften aufzeigt. Auf der Kostenseite ergeben sich 
niedrigere Produktionskosten aufgrund einer besseren 
Kapazitätsauslastung; auf der Einnahmenseite dürfte ein 
weniger intensiver Preiswettbewerb ceteris paribus die 
Erlöse und letztendlich die Gewinne steigern.

Aus Sicht der Passagiere und des Kartellrechts sind die 
Vorteile von Codeshare-Vereinbarungen jedoch weniger 
klar. Tatsächlich bieten Codeshares auf Umsteigeverbin-
dungen den Kund:innen Vorteile in Form von nahtlosen 
Reisemöglichkeiten für eine größere Zahl verfügbarer 
Städtepaare. Im Gegensatz dazu verringern Codeshare-
Vereinbarungen bei parallelen Diensten häufi g den Wett-
bewerb zwischen den Codeshare-Partnern, was tenden-
ziell zu höheren Flugpreisen führt, wenn nicht ein gewis-
ses Maß an intermodalem und vor allem intramodalem 
Wettbewerb (durch andere Fluggesellschaften, insbe-
sondere Billigfl uggesellschaften) aufrechterhalten werden 
kann. Dieses wettbewerbspolitische Problem tritt beson-
ders dann zutage, wenn Codeshare-Vereinbarungen zur 
Aufteilung von Einnahmen und Gewinnen verwendet wer-
den. Daher müssen die Kartellbehörden bei der Beurtei-
lung dieser Vereinbarungen die potenziellen Vorteile des 
Codeshare für die Verbraucher:innen gegen das erhöhte 
Risiko von Absprachen zwischen den mittels Codeshare 
kooperierenden Fluggesellschaften abwägen.

Freiwillige Codeshare-Vereinbarungen gibt es in un-
terschiedlicher Form und seit langem auch im Eisen-
bahnsektor. Im Gegensatz zu den Codeshares der 
Fluggesellschaften werden sie jedoch ausschließlich 
für Anschlussleistungen genutzt und existieren in zwei 
grundlegenden Varianten: zwischen Bahnbetreibern 
aus verschiedenen Ländern und zwischen Bahnbetrei-

bern und Fluggesellschaften im Zu- und Abbringerver-
kehr nach/von den Verkehrsfl ughäfen. So arbeiten die 
Eisenbahnverkehrsunternehmen bei der Erbringung 
grenzüberschreitender Eisenbahndienstleistungen seit 
langem eng zusammen. Diese Zusammenarbeit besteht 
nicht nur darin, dass nationale Züge der beteiligten Un-
ternehmen auf internationalen Strecken eingesetzt wer-
den, d. h. durch die gemeinsame Nutzung von Personal 
und Rollmaterial und die Gewährleistung des gegen-
seitigen Zugangs zur Infrastruktur in allen Ländern, die 
bedient oder durchfahren werden. Insbesondere verkau-
fen beide Unternehmen Fahrkarten für die jeweilige Ver-
bindung, häufi g zu differenzierten Tarifen für identische 
Streckenführungen, was Arbitrage-Möglichkeiten für In-
termediäre wie Trainline eröffnet.

Ein weiteres praktisches Beispiel aus Deutschland ist die 
Vereinbarung zwischen der Lufthansa und der Deutschen 
Bahn über Lufthansa Express Rail. Dieses intermodale 
Angebot kombiniert ein Zugticket und ein Flugticket und 
gilt für ICE-Hochgeschwindigkeitszüge vom und zum 
Flughafen Frankfurt – dem Hauptdrehkreuz der Lufthan-
sa –, um unwirtschaftliche kurze Zubringerfl üge durch 
effi zientere Zugverbindungen zu ersetzen. Das Angebot 
besteht derzeit zwischen 17 deutschen Großstädten, und 
es wird kontinuierlich auf mehr Züge ausgeweitet. Die Ti-
ckets werden direkt von Lufthansa verkauft, auch die je-
weiligen Züge erhalten eine Lufthansa-Flugnummer. In je-
dem infrage kommenden Zug sind zwei Wagen – je einer 
in der ersten Klasse und zweiten Klasse – für Lufthansa 
Express Rail Passagiere reserviert. Deren Tickets enthal-
ten zwar eine Sitzplatzzuweisung, aber alle nicht genutz-
ten Sitze in diesen speziellen Wagen können auch von 
den eigenen Kunden der Deutschen Bahn in Anspruch 
genommen werden.

Ein weiteres verwandtes Beispiel ist das seit langem 
bestehende Rail&Fly-Tarifsystem der Deutschen Bahn. 
Es erlaubt (einigen) Fluggesellschaften den Verkauf von 
Bahntickets von jedem deutschen Bahnhof zu jedem 
deutschen Flughafen als zusätzliche Segmente der 
ausgestellten Flugtickets. Diese Regelung ist beson-
ders attraktiv für ausländische Fluggesellschaften, die 
keinen eigenen inländischen Zubringerfl ug von und zu 
ihrem Gateway-Flughafen in Deutschland durchführen 
bzw. in Ermangelung von Verkehrsrechten nicht dazu 
berechtigt sind. Die Preise der jeweiligen Rail&Fly-Tarife 
unterscheiden sich je nach Fluggesellschaft erheblich, 
in Abhängigkeit vom Ergebnis ihrer Preisverhandlungen 
mit der Deutschen Bahn und der Preisstrategie der Flug-
gesellschaften. Rail&Fly-Tickets werden nicht von der 
Deutschen Bahn verkauft, sondern müssen während 
des Buchungsprozesses direkt bei der Fluggesellschaft 
hinzugebucht werden.
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Vor- und Nachteile eines regulierten Zugangs zum 
Sitzplatzangebot

Die innovative Open-Access-Regulierung, die einen 
marktbeherrschenden Incumbent verpfl ichten würde, 
seine unverkauften Sitzplatzkapazitäten für Wettbe-
werber zu öffnen, beseitigt grundlegende Probleme der 
bisher praktizierten Marktzugangsregulierung. Unter 
der traditionellen Regulierung blieben trotz der Absen-
kung bzw. Aufhebung rechtlicher Eintrittsbarrieren die 
wirtschaftlichen Eintrittsbarrieren praktisch unange-
tastet. Mit der hier vorgeschlagenen Regulierungsalter-
native würden aufgrund der sehr niedrigen Kosten für 
den Markteintritt (und -austritt) neue, sinnvolle Markt-
zugangsmöglichkeiten eröffnet. Insbesondere wären 
die Eintrittsbarrieren für die Entscheidung eines neuen 
Anbieters über einen Markteintritt völlig irrelevant – vor-
ausgesetzt, der etablierte Betreiber schließt den Zugang 
Dritter zu seinen Sitzplatzkapazitäten nicht aus. Dies 
wäre dementsprechend in unserem Regulierungsansatz 
der zentrale Ansatzpunkt regulatorischen Eingreifens, 
um einen diskriminierungsfreien Zugang für Wettbe-
werber zu gewährleisten. In diesem Punkt besteht auch 
der Unterschied zu den als Analogie herangezogenen 
Codesharing-Vereinbarungen, denn diese sind freiwil-
lige geschäftsstrategische Vereinbarungen, die es den 
beteiligten Unternehmen ermöglichen, ihre Gewinne 
zu maximieren, auch wenn dies zu einer Verminderung 
des vorhandenen Wettbewerbs, vor allem bei parallelen 
Diensten, führen kann.

Darüber hinaus würden die Informationsasymmetrien, die 
eine (wirksamere) Regulierung im Eisenbahnsystem auf 
herkömmliche Weise regelmäßig erschweren, auf ein Mi-
nimum reduziert – d. h. die Ermittlung der (Grenz-)Kosten 
für das Angebot eines Sitzplatzes in einem bestimmten 
Zug, um eine wettbewerbswidrige Preisdiskriminierung 
des etablierten Betreibers zu verhindern. Allerdings ist 
die Bestimmung eines solchen nichtdiskriminierenden 
Zugangspreises alles andere als trivial. Alle anderen rele-
vanten Informationen, insbesondere die gesamte erwar-
tete effektive Sitzplatzkapazität eines Zuges, können aber 
direkt beim etablierten Zugbetreiber eingeholt werden.

Ein weiterer wichtiger komparativer Vorteil des alternati-
ven Regulierungssystems besteht darin, dass es die in-
frage kommenden Wettbewerber nicht auf andere Eisen-
bahnunternehmen beschränkt. Es sind auch Newcomer 
aus ganz anderen Branchen denkbar wie große Konzert-
kartenhändler (z. B. Eventim), Online-Reisebüros und an-
dere Großhändler von Reisedienstleistungen, die dann in 
die Lage versetzt würden, ihren Anteil an den Sitzplatzbe-
ständen des etablierten Bahnbetreibers in direktem Wett-
bewerb zu seinen eigenen Preisen zu vermarkten.

Selbstverständlich sind auch potenzielle Nachteile und 
Mängel einer Umsetzung des Regulierungsvorschlags zu 
beachten. Zwar sollten im Gegensatz zum Codeshare kei-
ne negativen Auswirkungen auf den Wettbewerb auftre-
ten, doch wird auch der regulierte Zugang zur Sitzplatz-
kapazität keine neuen oder zusätzlichen Verkehrsdienste 
auf dem Markt schaffen, da es keine eingebauten Anreize 
zur Kapazitätserweiterung gibt. Angesichts der völlig un-
befriedigenden Kapazitätsauslastung wäre das Modell 
dennoch ein großer Schritt vorwärts, um die wirtschaft-
liche Tragfähigkeit des Schienenpersonenfernverkehrs zu 
erhalten und seine Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern.

Darüber hinaus beseitigt der vorgeschlagene innovative 
Regulierungsansatz nicht die Notwendigkeit, den Zu-
gang zur Infrastruktur zu verbessern, um all jenen Neu-
ankömmlingen, die ihren eigenen Zugverkehr betreiben 
wollen, eine diskriminierungsfreie Nutzung des beste-
henden Schienen- und Bahnhofsnetzes zu ermöglichen. 
Dementsprechend ist er auch nicht als Ersatz für Open-
Access-Regelungen gedacht, sondern als komplemen-
tärer Ansatz, der mehrere kleinräumige Zugänge im ge-
samten Fernverkehrsnetz der Deutschen Bahn ermögli-
chen würde.

Eine wichtige Lehre aus den Codeshare-Vereinbarungen 
in der Luftfahrtindustrie ist schließlich die Notwendigkeit, 
kartellrechtliche Bestimmungen strikt durchzusetzen, um 
Preisabsprachen zwischen dem etablierten Betreiber und 
den Unternehmen, die Zugang zu dessen Sitzplatzange-
bot erhalten haben, zu verhindern.

Fazit und Schlussfolgerungen

Das hier vorgeschlagene ergänzende Regulierungssys-
tem kann einen einfachen und potenziell sehr effektiven 
Weg für den Markteintritt in das deutsche Personenfern-
verkehrssegment bieten. Es vermeidet Abschreckungs-
effekte, die sich typischerweise aus der Komplexität des 
bestehenden Regulierungsrahmens für den SPFV erge-
ben. Die etablierte Betreiberin, die Deutsche Bahn, wä-
re zwar weiterhin die dominierende Akteurin in diesem 
Marktsegment, hätte aber dennoch stärkere Anreize als 
je zuvor für Effi zienz und bessere Servicequalität. Mehr 
Wettbewerb im Vertrieb und eine höhere Kapazitätsaus-
lastung könnten so ohne größere Hindernisse und zu ver-
gleichsweise geringen Regulierungskosten erreicht wer-
den. Die höhere Kapazitätsauslastung könnte auch das 
wirtschaftliche Ergebnis der etablierten Betreiberin ver-
bessern, sodass Widerstand gegen ein solches Regulie-
rungsregime auf lange Sicht unwahrscheinlich erscheint. 
Müsste die Deutsche Bahn als (privates) Wirtschafts-
unternehmen am Markt bestehen, wäre sie umgekehrt 
sogar sicher an einer solchen Lösung interessiert. Der 
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aktuelle Nachfragerückgang im SPFV infolge der COVID-
19-Pandemie böte eine günstige Gelegenheit, den vorge-
schlagenen innovativen Regulierungsansatz auf ausge-
wählten Hauptstrecken zu erproben.
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Beitragsfi nanzierung im „demografi egestressten“ 
Rentensystem möglich
Trotz des demografi schen Wandels ist ein beitragsfi nanziertes Rentensystem in 
Deutschland möglich und wünschenswert. Ein Rentenniveau von beispielsweise 50 % 
kann auch nach 2030 noch über Beiträge fi nanziert werden. Zum einen übersteigt die 
Produktivitäts- und Einkommensentwicklung die steigende Beitragsbelastung, sodass 
das Nettorealeinkommen trotz höherer Beiträge deutlich steigt. Außerdem müssen 
versicherungsfremde Leistungen sachgemäß durch Steuern und nicht durch Beiträge 
fi nanziert werden, um die Beitragshöhe zu begrenzen.
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Die von der Bundesregierung berufene „Kommission Ver-
lässlicher Generationenvertrag“ schlug für die Rente und 
für den Beitragssatz verbindliche Haltelinien vor. In ihrem 
Bericht nannte sie für das Rentenniveau einen Korridor 
von 44 % bis 49 % und für den Beitragssatz einen Korridor 
von 20 % bis 24 %. Die Kommission betrachtete den Zeit-
raum bis 2060 und erklärte zu den genannten Korridoren: 
„Damit wird den Rentnerinnen und Rentnern das Verspre-
chen der weiteren Teilnahme an der Wohlstandsentwick-
lung gegeben und zugleich die Belastung der Beitrags-
zahlerinnen und Beitragszahler begrenzt“ (Bundesregie-
rung, 2020, 65 ff.). Es ist schon fraglich, ob ein 49 %-iges 
Rentenniveau die Teilnahme an der Wohlstandsentwick-
lung sichern kann, dessen Begrenzung angeblich not-
wendig ist, weil ein höheres Niveau aus demografi schen 
Gründen nicht aus Beiträgen zu fi nanzieren sei, die Bei-
tragszahlenden also überfordere. Und die Fixierung des 
Beitragssatzes auf höchstens 24 % stellt das technische 
Hindernis für eine Beteiligung der Rentner:innen an der 
Wohlstandsentwicklung dar, weil dem Rentensystem das 
Äquivalenzprinzip zugrunde liegt und diese willkürliche 
Begrenzung des Beitragssatzes zwangsläufi g zu einem 
willkürlich niedrigen Rentenniveau führt.

Die gleiche Meinung der Überforderung der Beitragszah-
lenden vertritt der Wissenschaftliche Beirat beim Bun-
desministerium der Finanzen (2020) in seinem Gutach-
ten zu nachhaltigen Rentenreformen. Er stellt fest: „Die 
gegenwärtige demographische Herausforderung für die 
GRV lässt sich weder durch immer neue Erhöhungen des 
Beitragssatzes noch durch eine beliebige Ausweitung der 
steuerfi nanzierten Quersubventionierung der GRV aus 
dem Bundeshaushalt bewältigen“ (Wissenschaftlicher 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen, 2020, 1). 
Der Ökonom Martin Werding formuliert in einer 2018 vor-
gelegten Expertise als Ergebnis seiner Simulationen, die 
bis 2080 reichen: „Vorschläge, das Rentenniveau in heu-
tiger Höhe (oder darüber) zu fi xieren, lassen sich in der 
akuten Phase des demografi schen Wandels, spätestens 
ab 2030, kaum durchhalten – egal ob sie aus Beiträgen 
oder nach einer Umfi nanzierung aus Steuermitteln fi nan-
ziert werden sollen“ (Werding, 2018, 35). Eine wichtige 
Aussage sowohl der Kommission und des Beirats als 
auch von Werding und anderen Ökonom:innen lautet al-
so: Mit Beiträgen kann aus demografi schen Gründen eine 
auskömmliche Rente nicht fi nanziert werden. Die span-
nende Frage lautet nun, ob diese Behauptung haltbar ist.

Lücken in der Argumentation

Die Fragwürdigkeit der skizzierten Argumentation ergibt 
sich dadurch, dass sie gravierende Lücken aufweist: Be-
rücksichtigt wird nicht, dass das Ergebnis der Riester-
Reform im Jahr 2030 zu vergleichbar hohen Belastungen 
der Versicherten führen würde, die offenbar als akzepta-
bel angesehen wurden; dass die öffentlichen Leistungen 
für allgemeine gesellschaftliche Probleme, sogenannte 
„versicherungsfremde Leistungen“, äquivalenzwidrig aus 
dem Beitragsaufkommen fi nanziert werden. Vor allem 
aber beachtet die Behauptung nicht, dass die Tragbar-

Dr. Ernst Niemeier war Lehrbeauftragter an der 
Hochschule Bremen.
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keit von Beiträgen entscheidend von der Höhe der jewei-
ligen Realeinkommen abhängt und dass diese auf Grund 
der Produktivitätsentwicklung langfristig deutlich steigen 
werden. Schließlich ist auch die Behauptung fragwürdig, 
höhere Beiträge kosteten stets Arbeitsplätze.

Beiträge als Form des Sparens

Das von der Finanzwissenschaft formulierte und der GRV 
zugrundeliegende Äquivalenzprinzip fordert eine strenge 
Beziehung zwischen einer Leistung und der sich daraus 
ableitenden Gegenleistung. Es stellt eine „fundamenta-
le Gerechtigkeitsnorm“ (Scherf, 2011) dar, die die Leis-
tungsgerechtigkeit sicherstellen soll: In der Rentenver-
sicherung sollen die Versicherungsbeiträge die Gegen-
leistung Rente und ihre Höhe bestimmen. Sie stellen eine 
Form des Sparens für die Alterssicherung und für die die 
Erwerbsfähigkeit sichernden Maßnahmen dar (Altham-
mer und Lampert, 2014). Mit dem erworbenen Rentenan-
spruch bilden die Versicherten eine Form des Eigentums, 
für das der Schutz des Art. 14 GG gilt. Die Verwendung 
der Beitragsmittel für andere gesellschaftspolitische 
Zwecke, die als versicherungsfremde Leistungen be-
zeichnet werden, verletzen sowohl Äquivalenzprinzip und 
damit die Leistungsgerechtigkeit als auch den Eigen-
tumsschutz des Grundgesetzes. Trotzdem werden in der 
Bundesrepublik erhebliche Anteile des Beitragsaufkom-
mens für solche allgemeinen gesellschaftspolitischen 
Zwecke verwendet, obwohl deren Finanzierung aus dem 
Steueraufkommen zu erfolgen hat.

Versicherungsfremde Leistungen

Beispiele für solche versicherungsfremden Leistungen, 
die gegenwärtig aus dem Beitragsaufkommen getragen 
werden, sind die Rentenzahlungen an die früheren DDR-
Bürger:innen, die nach der Wiedervereinigung ohne Bei-
tragszahlungen in das westdeutsche Rentensystem über-
nommen wurden, und die Rentenzusagen an Frauen, de-
ren gesamtgesellschaftlich wichtige Erziehungsleistung 
durch die sogenannte Mütterrente anerkannt werden soll. 
Es ist gut begründbar, dass die DDR-Bürger:innen nach 
der Wiedervereinigung in das westdeutsche Rentensys-
tem trotz nicht geleisteter Sparbeiträge eingegliedert wer-
den mussten. Aber die fi nanziellen Folgen dieser solidari-
schen Entscheidung hat die ganze Gesellschaft zu tragen 
und nicht nur die Gruppe der Rentenversicherten. Es ist 
auch verständlich, dass für die sich nachteilig auf die Al-
tersversorgung von Frauen auswirkende Erziehungsar-
beit ein Ausgleich ohne Beitragszahlung geschaffen wird. 
Aber das ist ebenfalls eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe und nicht eine Aufgabe nur der Rentenversicherten. 
Ihre Finanzierung aus dem Beitragsaufkommen verletzt 
die Eigentumsrechte der Beitragszahler:innen.

Das Bundesverfassungsgericht erkennt den Eigentums-
charakter der Beitragsleistungen zwar an, es vernachläs-
sigt mit der Erlaubnis der Beitragsfi nanzierung versiche-
rungsfremder Leistungen in der Ablehnungsbegründung 
einer Verfassungsbeschwerde (Bundesverfassungsge-
richt, 2000) aber die grundgesetzlich geforderte Leis-
tungsgerechtigkeit, die sich aus dem Äquivalenzprinzip 
ergibt, und de facto auch den Eigentumsschutz. Die Ab-
lehnung der Eigenschaft dieser Leistungen als versiche-
rungsfremd durch das Bundesverfassungsgericht und die 
gleiche Ablehnung durch die Wissenschaftlichen Dienste 
des Bundestages (2016) übersehen, dass es unterschied-
liche Solidargruppen gibt. Für gesamtgesellschaftlich re-
levante Ziele ist die gesamtgesellschaftliche Solidarität 
gefordert und nicht die Solidarität der gesellschaftlichen 
Teilgruppe der Rentenversicherten. Die Versicherten er-
halten durch diese Fehlfi nanzierung eine geringere Rente 
als sie ihnen gemäß ihren Beitragszahlungen zusteht. Sie 
werden teilenteignet. Schon die langfristige Orientierung 
der Beitragszahlungen auf das Ende der Erwerbstätigkeit, 
die vertrauensvoll darauf abzielt, in der ferneren Zukunft 
eine auskömmliche Rente zu erhalten, verbietet die Ver-
wendung der Beitragsmittel für andere als die angestreb-
ten Alterssicherungszwecke.

Die Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages bestä-
tigen zwar, dass Grundlage der gesetzlichen Rentenversi-
cherung ein auf Leistung und Gegenleistung bestehender 
Risikoausgleich sei. Die Behauptung aber, dass dieser 
Risikoausgleich auf Grund sozialpolitischer Erwägungen 
durch einen sozialen Ausgleich ergänzt werde (Wissen-
schaftliche Dienste des Bundestages, 2016, 4) und dass 
diese Leistungen deshalb aus Beiträgen fi nanziert wer-
den dürften, verkennt die sich aus den politischen Zie-
len ergebenden unterschiedlichen Solidargruppen. Der 
Begriff „Risikoausgleich“ widerspricht auch der Leis-
tungs-Gegenleistungs-Beziehung, da der Beitrag, wie 
schon gesagt, eine Form des Sparens für die Zeit nach 
der Erwerbstätigkeit darstellt. Die Behauptung der Wis-
senschaftlichen Dienste (2016), dass das Ausmaß nicht 
beitragsgedeckter Leistungen in der Rentenversicherung 
immer auch Ergebnis des politischen Werturteils sei, wie 
das Ziel sozialpolitisch festgelegt werde, vernebelt die 
Problematik der versicherungsfremden Leistungen. Der 
schon angesprochene Bezug zu der relevanten Solidar-
gruppe der Gesamtgesellschaft wird vernachlässigt. Es 
wird ferner außer Acht gelassen, dass mit dieser Interpre-
tation die vorhergehende sozialpolitische Entscheidung 
für das Äquivalenzprinzip als Grundlage des Rentensys-
tems für abhängig Beschäftigte und damit für ein leis-
tungsgerechtes Rentensystem für diese gesellschaftliche 
Gruppe übergangen und auch deren Eigentum verletzt 
wird. Die politische Entscheidung über die Begünstigung 
einer bestimmten Gruppe ohne Beitragszahlung kann die 
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Verletzung des Eigentumsrechts nicht rechtfertigen. Neu 
eingeführte Leistungen, für die Beiträge nicht erhoben 
werden, müssen aus dem Steueraufkommen fi nanziert 
werden. Bestätigt werden kann jedoch, dass über die 
ursprünglich angestrebten Leistungen hinaus Solidar-
leistungen in das Rentensystem eingefügt werden kön-
nen, sie müssen dann aber bei gesamtgesellschaftlicher 
Zielsetzung aus Steuern fi nanziert werden. Das rein leis-
tungsorientierte Äquivalenzprinzip erlaubt die Finanzie-
rung der „solidarischen“ Leistungen nicht, die gesamt-
gesellschaftliche Ziele verfolgen. In diesem Fall ist die 
gesamtgesellschaftliche Solidarität gefordert. Deshalb 
sind diese besonderen Leistungen, die gegenwärtig aus 
dem Beitragsaufkommen mitfi nanziert werden, aus dem 
Steuer aufkommen zu tragen.

Ausmaß der versicherungsfremden Leistungen

Der Bund zahlt für versicherungsfremde Leistungen zwar 
schon eine Pauschale an die Rentenversicherung und 
erkennt damit de facto an, dass diese Leistungen nicht 
aus Beitragsmitteln fi nanziert werden dürfen. Aber die 
gezahlten Pauschalen reichen den vorliegenden Unter-
suchungen zufolge zur Deckung der versicherungsfrem-
den Leistungen bei weitem nicht aus. Für 2018 nennt eine 
Vorsorge-Veröffentlichung beispielsweise allein für die 
Mütterrente, welche die gesellschaftspolitisch bedeutsa-
me Erziehungsleistung anerkennen will und die deshalb 
von der ganzen Gesellschaft getragen werden muss, ei-
ne jährliche Höhe von ca. 11,5 Mrd. Euro (Ihre Vorsorge, 
2019, 2). Die sogenannte Teufel-Tabelle nennt für 2019 ei-
ne ungedeckte Summe aller versicherungsfremden Leis-
tungen in Höhe von 37,6 Mrd. Euro und für den gesamten 
Zeitraum von 1957 bis 2019 die Summe von 869,7 Mrd. 
Euro (Aktion Demokratische Gemeinschaft e. V., o. D., 2). 
Der Beirat bezeichnet die Zuschüsse aus dem Bundes-
haushalt zur (Teil-)Deckung versicherungsfremder Leis-
tungen merkwürdigerweise als „Quersubventionierung“. 
Da diese Leistungen aber nicht dem ursprünglichen 
Zweck des Rentensystems dienen und da für sie keine 
Beitragszahlungen eingeführt wurden; da sie nachträg-
lich aus gesellschaftspolitischen Gründen hinzugefügt 
wurden, stellt ihre Finanzierung aus Steuermitteln keine 
Subvention für das Rentensystem dar, sondern ihre sach-
lich korrekte Steuerfi nanzierung. Das beitragsbezogene 
Gewicht, das die versicherungsfremden Leistungen für 
die Beitragserhebung haben, lässt sich einer Studie des 
Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
(IMK) für 2016 entnehmen, die feststellt, dass ein erheb-
licher Teil der Ausgaben der Sozialversicherung nicht ad-
äquat fi nanziert wird und dass „eine Beseitigung dieser 
Fehl fi nanzierung den Spielraum für nennenswerte […] 
Beitragssenkungen im Bereich von 4,7 bis 6,7 Beitrags-
punkten“ schaffen würde (Meinhardt, 2018).

Beitragshöhe macht Erwerbsarbeit unattraktiv?

Der Beirat begründet seine Behauptung, dass eine Bei-
tragsfi nanzierung das demografi sche Problem nicht lösen 
könne, mit der Feststellung: „Würde die aktuell bis 2025 
festgeschriebene Haltelinie eines Rentenniveaus von 48 
Prozent nach 45 Beitragsjahren auf Dauer festgeschrie-
ben, müsste der Beitragssatz bis 2070 auf rund 31 Pro-
zent steigen […]. Berücksichtigt man die weiteren Abzüge 
eines Erwerbstätigen für das allgemeine Steueraufkom-
men sowie für Kranken-, Arbeitslosen- und Pfl egeversi-
cherung, dann wird schnell deutlich, dass sozialversi-
cherungspfl ichtige Erwerbsarbeit durch die hohen Be-
lastungen kaum mehr attraktiv wäre“ (Wissenschaftlicher 
Beirat, 2020, 4). Schon die unzulässige Vermischung des 
Rentensparens mit der Steuerbelastung zeigt, wie frag-
würdig die Behauptung der Unattraktivität ist. Geht man 
statt von 48 % von 50 % als wünschenswertem Renten-
niveau aus, ergibt sich nach Werding (2018, 30) für 2070 
sogar ein Beitragssatz von ca. 32,5 %.

Eine konkrete sachliche Begründung für die Behauptung, 
dass die Erwerbsarbeit durch solche Beitragssätze unat-
traktiv werde, wird nicht gegeben. Es wird nicht beachtet, 
dass ein relativ hoher Beitragssatz die Beschäftigung nur 
dann unattraktiv machen könnte, wenn das Nettorealein-
kommen durch ihn auf ein Niveau sinken würde, das den 
fi nanziellen Spielraum stark einengt und zu Einschränkun-
gen in der Lebenshaltung führen würde. Das aber verhin-
dert die Realeinkommenssteigerung, die normalerweise 
zu erwarten ist und von der in den Simulationen auch aus-
gegangen wird. Die Beiträge sind wegen des steigenden 
Realeinkommens, wie noch aufgezeigt werden soll, in der 
demografi ebedingten Höhe grundsätzlich tragbar. Die 
Real einkommensentwicklung überkompensiert die Belas-
tungssteigerung. Das gilt übrigens auch für die sonstigen 

Tabelle 1
Realeinkommenssteigerung überkompensiert 
Beitragssatzsteigerung

Quelle: eigene Berechnungen, Annahme einer Realeinkommenssteige-
rung von 1,4 %.

Jahr

Brutto-
realein-
kommen 
in Euro

Steige-
rung (%)

RV-
Beitrag 

(%)
Steige-
rung (%)

Realein-
kommen 

./. RV-
Beitrag in 

Euro
Steige-
rung (%)

2020 2.500 (=100) 9,3 (=100) 2.267,50 (=100)

2030 2.872

2040 3.301

2050 3.793

2060 4.359

2070 5.010 +100,4 15,5 +66,67 4.233,45 +86,7
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Sozialversicherungsabzüge, da die Beitragsbelastung 
normalerweise unterproportional zum Realeinkommen 
wächst. Eine auskömmliche Rente kann also grundsätzlich, 
wenn die Löhne auskömmlich sind, „angespart“ werden. In 
den möglichen und zu beachtenden Fällen, in denen eine 
auskömmliche Rente nicht erreichbar ist, ist ein steuerfi -
nanzierter Rentenzuschlag zu zahlen. Denn die Betroffe-
nen sind in diesem Fall für ihre Situation in der Regel nicht 
verantwortlich, da wirtschaftspolitische Fehler zu niedri-
gen Löhnen (Förderung des Niedriglohnsektors) und auch 
zu Arbeitslosigkeit führten (Niemeier, 2020, 2010). Beachtet 
werden müssen ferner die Fälle der erziehungsbedingten 
Teilzeitbeschäftigung von Frauen, deren Erziehungsleis-
tung dazu führt, dass sie in Teilzeit arbeiten und deshalb 
eine nur unzureichende Rente „ansparen“ können. Die er-
forderlichen Aufstockungen der Renten aus dem Steuer-
aufkommen stellen versicherungsfremde Leistungen dar.

Die Aussage des Beirats, dass mit einem 31 %-igen Bei-
trag Erwerbsarbeit unattraktiv werde, erweckt allerdings 
schon deshalb einen falschen Eindruck, da der Beitrags-
anteil der abhängig Beschäftigten nur 15,5 % beträgt. 
Eine solche Beitragshöhe war in den Riesterschen Re-
formüberlegungen ursprünglich schon einmal festgelegt 
worden und wurde offenbar als tragbar angesehen. Denn 
der Beitrag zur gesetzlichen Versicherung sollte danach 
maximal 22 % betragen, wovon die Arbeitnehmer:innen 
11 % hätten tragen müssen. Allerdings sollten die Be-
schäftigten die dabei zugleich geplante Absenkung des 
gesetzlichen Rentenniveaus durch eine private Versiche-
rung ausgleichen, die 4 % vom Bruttoeinkommen kostete. 
In der Summe ergab sich daraus eine Einkommensbelas-
tung der Erwerbstätigen von 15 %. Warum wird eine Be-
lastung, die schon Anfang der 2000er Jahre für 2030 als 
tragbar angesehen wurde, nun nicht mehr für tragbar ge-
halten? Warum wäre bei ungefähr gleicher Belastung eine 
„Erwerbsarbeit … kaum mehr attraktiv“?

Realeinkommenssteigerungen erhöhen Tragbarkeit

Die Behauptung der unattraktiv werdenden Beschäf-
tigung lässt bei der Beurteilung der Tragbarkeit eine 
ganz wichtige wirtschaftliche Entwicklung außer Acht: 
die Produktivitätssteigerung. In der Expertise Werdings 
(2018, 41) wird in den Simulationen der Rentenentwick-
lung für 2020 bis 2080 zwar ein jährlich wechselndes re-
ales Wachstum des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf von 
1,0 % bis 1,7 % zugrunde gelegt, das sich primär aus den 
Produktivitätssteigerungen ergibt. Bei der Einschätzung 
der Tragbarkeit aber werden diese Produktivitätssteige-
rungen in allen Untersuchungen vernachlässigt. Unter-
stellt man einen durchschnittlichen jährlichen Mittelwert 
der Realeinkommenssteigerung von 1,4 % und ferner für 
2020 ein Monatseinkommen von 2.500 Euro, dann würde 

das Realeinkommen in 2070 auf 5.010 Euro angestiegen 
sein. Das Nettorealeinkommen von 2020 würde nach Ab-
zug des 9,3 %-igen Beitragsanteils 2.267,50 Euro betra-
gen und sich 2070 bei einem 15,5 %-igen Beitragsanteil 
auf 4.233,45 Euro belaufen (vgl. Tabelle 1). Es läge nach 
Abzug des höheren Versicherungsbeitrags um 86,7 % 
über dem Ausgangseinkommen von 2020. Der höhere 
Versicherungsbeitrag wäre tragbar, da sich das Realein-
kommen selbst nach dem erhöhten Beitragsabzug fast 
verdoppelt hätte. Brutto wäre es um 100,4 % gestiegen, 
während sich der Beitragssatz nur um 66,67 % erhöht 
hätte. Ein entsprechend positives Ergebnis stellte sich 
auch ein, wenn der Beitragssatz in 2070 auf 32,5 % (Ar-
beitnehmeranteil 16,25 %) und in 2080 auf 33,6 % (Arbeit-
nehmeranteil 16,8 %) stiege. Diese Beitragssätze ergeben 
sich aus der Simulation Werdings (2018, 29 f.) für den Fall, 
dass das Rentenniveau auf 50 % festgeschrieben wird.

Berücksichtigt worden ist noch nicht die Notwendigkeit 
der vollen steuerlichen Finanzierung versicherungsfrem-
der Leistungen. Wenn man von möglichen Beitragssatz-
senkungen in der Größenordnung von 4,7 % bis 6,7 % 
ausgeht, die Meinhardt (2018) aus der Fehlfi nanzierung 
versicherungsfremder Leistungen abgeleitet hat, und als 
Arbeitnehmeranteil einen Mittelwert von 2,5 % ansetzt, 
dann würde der Beitragsanteil für Arbeitnehmer:innen statt 
15,5 % nur noch 13 % betragen. Dann ergäbe sich für 2070 
ein Realeinkommen nach Beitragsabzug von 4.358,70 Euro 
und eine Steigerung des Nettorealeinkommens gegenüber 
dem Ausgangseinkommen 2020 von 92,2 %.

Diese Beispielrechnungen für ein nicht sehr hohes Ein-
kommen verdeutlichen, dass die aktive Erwerbsgenerati-
on von 2070 die Belastung, die sich aus dem Anstieg des 
Rentneranteils an der Bevölkerung ergibt, grundsätzlich 
ohne Überforderung tragen kann. Zugleich wird deut-
lich, dass sich die reale Einkommenssituation im Falle der 
steuerlichen Vollfi nanzierung versicherungsfremder Leis-
tungen trotz höherer Beitragsbelastung noch stärker er-
höht, im Beispiel statt um 86,7 % um 92,2 %.

Zusätzlich zu diesen positiven Ergebnissen ist zu beach-
ten, dass die vertretbar höhere Belastung der in der Zu-
kunft aktiven Erwerbsgeneration nicht nur eine Leistung 
der „jungen“ für die „alte Generation“ darstellt. Vielmehr 
erwirbt die „junge Generation“ zugleich einen Anspruch 
auf die eigene auskömmliche Rente. Die verbreitete Sicht, 
die auch in dem Gutachten des Beirats anklingt, dass die 
„Alten“ die „Jungen“ ausbeuten, ist nicht wirklich haltbar. 
Zudem ist die damit verbundene Unterstellung in der Re-
gel unzulässig, dass sich die junge Generation für die El-
tern nicht verantwortlich fühle. Und die junge Generation 
wird auch wissen, dass die Elterngeneration an der Ent-
wicklung des Produktionsapparates tatkräftig mitgewirkt 
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hat, der die Produktivitäts- und Realeinkommenssteige-
rungen ermöglichte.

Lohnnebenkosten und Wettbewerbsfähigkeit

Es bleibt nun noch ein Argument übrig, das gegen die 
Beitragserhebung eingewandt wird und dass trotz der 
erwartbaren positiven Einkommenswirkungen beacht-
lich sein könnte. Da die Arbeitgeber:innen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung die Hälfte der Beiträge zahlen, 
steigen die Lohnnebenkosten und bedrohen – so wird 
befürchtet – die Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen. 
Dadurch entstehe die Gefahr, dass die Beschäftigung 
sinke und die Arbeitslosigkeit steige. Auch Werding fragt, 
„ob eine mit steigenden Beiträgen verbundene Erhöhung 
der öffentlichen Einnahmen die beste Strategie ist, […], 
nicht zuletzt wegen der davon ausgehenden ungünstigen 
Rückwirkungen auf Beschäftigung, Wachstum und öf-
fentlichen Haushalt“ (Werding, 2018, 18).

In einer Untersuchung der gesamtwirtschaftlichen Effek-
te höherer Beitragssätze wird entlastend auf Österreich 
(Lindner et al., o. D.) verwiesen, wo mit 22,8 % schon ge-
genwärtig deutlich höhere Beiträge erhoben werden als 
in Deutschland. Die Arbeitnehmer:innen tragen davon 
10,25 % und die Arbeitgeber:innen sogar 12,55 %. Dar-
aus wird gefolgert: „Allerdings zeigt schon das Beispiel 
Österreich, dass ein hoher Beitragssatz zur Rentenver-
sicherung ein hohes Leistungsniveau fi nanzieren kann, 
ohne den Wirtschaftsstandort zu schwächen“ (Lindner et 
al., o. D., 2). Der Beitragssatzanteil der Arbeitgeber:innen 
in Österreich entspricht einem paritätisch fi nanzierten 
deutschen Beitrag von 25,10 %. Da die österreichische 
Wirtschaft mit diesen relativ hohen Beitragssätzen, die zu 
erheblich höheren Renten führen als sie in Deutschland 
gezahlt werden, keine Wettbewerbsprobleme hat, werden 
die Lohnkosten als arbeitsmarktpolitisches Problem der 
Beitragsfi nanzierung schon infrage gestellt.

Es gibt weitere empirische Untersuchungen der Wirkung 
von höheren Lohnkosten, welche die Befürchtungen des 
Beirats und Werdings nicht bestätigen. Bereits die ge-
plante Einführung des Mindestlohns in Deutschland 2015 
ließ führende Ökonomen Horrorszenarien für den Arbeits-
markt entwickeln. So sagte Hans-Werner Sinn voraus, 
dass die Einführung des Mindestlohns 900.000 Stellen 
gefährde (FAZ, 2020). Da sich diese Voraussage nicht be-
wahrheitete, sind „Ökonomen […] ein wenig in die Defen-
sive geraten“ (FAZ, 2020).

Nachdem der Mindestlohn mehrere Jahre in Kraft war, 
wurde 2018 eine Studie des Institute of Labor Economics 
(IZA) vorgelegt, welche die Mindestlohnkommission in 
Auftrag gegeben hatte. Darin wird festgestellt: „Signifi -

kante Wirkungen des Mindestlohns auf die sozialversi-
cherungspfl ichtige Beschäftigung lassen sich bislang 
ebenso wenig feststellen wie eine Veränderung der Ar-
beitslosigkeit“ (IZA, 2018). Die Hans-Böckler-Stiftung zi-
tiert in einer Veröffentlichung eine Studie des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sowie des Lon-
doner University College mit der Aussage: „Die Einfüh-
rung des Mindestlohns hat keine Jobs gekostet. Stattdes-
sen hat sie die Volkswirtschaft produktiver gemacht […]. 
Es gibt keinen Hinweis darauf, dass der Mindestlohn die 
Beschäftigungsaussichten von Niedriglohnbeschäftigten 
verschlechtert hat“ (Hans-Böckler-Stiftung, 2020).

Diese Ergebnisse sind allerdings deshalb nicht überra-
schend, weil bei der Beurteilung der Wettbewerbsfähig-
keit die Löhne selbst auf der Angebotsseite allein nicht 
die entscheidenden Faktoren sind. Zu berücksichtigen ist 
auch die Produktivität, aus der sich zusammen mit den 
Löhnen die Lohnstückkosten ergeben. Außerdem wird 
die Produktivitätssteigerung in den Lohnverhandlungen 
üblicherweise zwischen den Tarifvertragspartnern gemäß 
den aktuellen Gegebenheiten aufgeteilt. Wenn also die 
Beiträge für die Arbeitgeber:innen steigen, setzen diese 
in den Tarifverhandlungen in der Regel auch ihre Beteili-
gung an den Produktivitätssteigerungen zur Abdeckung 
der gestiegenen Lohnnebenkosten durch. Die von man-
chen Ökonom:innen befürchteten negativen Wirkungen 
leiten sich aus Arbeitsmarktmodellen ab, die einseitig nur 
die Angebotsseite, d. h. die Arbeitskosten im Blick haben 
und die Nachfrageseite vernachlässigen. Nicht beachtet 
wurden auch die im internationalen Vergleich niedrigen 
deutschen Lohnstückkosten. Der Wirtschaftsnobelpreis-
träger Robert Solow wies deshalb für Deutschland zum 
einen darauf hin, dass die Exportüberschüsse nicht mit 
zu hohen Löhnen vereinbar seien, und er formulierte zum 
anderen: „Es scheint mir ein intellektueller Fehler zu sein, 
dass diese Seite des Problems (die Nachfrageseite, E. N.) 
wenig oder gar keine Beachtung in der politischen Debat-
te erhält“ (Solow, 2007, 40).

Problematischer Paradigmenwechsel der 
Rentenpolitik

Die einseitig angebotsseitigen Arbeitsmarktmodelle sind 
auch ein Grund dafür, dass die Rentenreformen während 
der Schröder-Regierung Anfang der 2000er Jahre nicht 
wirklich Reformen des Rentensystems waren, dessen 
zentrales Ziel nur die auskömmliche Alterssicherung sein 
kann, sondern Sparprogramme zur Begrenzung der Lohn-
nebenkosten für die Unternehmen. Und sie waren auch 
für die Arbeitsmarktpolitik verantwortlich, die mit den ne-
gativ auf die Beitragseinnahmen wirkenden Hartz-IV-Re-
gelungen die Finanzlage des Rentensystems belasteten 
(Eder, 2018, 2019). Durch die Stabilisierung der Beitrags-



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
459

Analysen und Berichte Rentenpolitik

sätze zulasten des Rentenniveaus sollte die Arbeitslosig-
keit bekämpft werden, deren Ursachen allerdings nicht 
wirklich in zu hohen Lohn- und Lohnnebenkosten lagen, 
sondern in der die Nachfrage schwächenden Lohnpoli-
tik vieler Jahre und in einer systematisch prozyklischen 
Wirtschaftspolitik (Wyplosz, 2007, 81 ff.; Solow, 2007, 35 
ff.). Wie dargestellt, ist – anders als die Riester-Reform es 
unterstellte – eine auskömmliche Alterssicherung durch 
Beitragszahlungen auf der Basis des Äquivalenzprinzips 
möglich, weil die Wettbewerbsfähigkeit nicht beeinträch-
tigt werden muss und weil die Beitragsbelastung nicht 
proportional zur Realeinkommensentwicklung steigt. Zu 
diesem Ergebnis kommen auch sozialpolitisch versierte 
Mathematiker:innen und Ökonom:innen. Der Mathemati-
ker Günter Eder, der in einer umfangreichen Studie Simu-
lationen der Rentenentwicklung unter verschiedenen em-
pirisch abgeleiteten Annahmen durchführte, bestätigt das 
Ergebnis, dass sowohl ein auskömmliches Rentenniveau 
erreichbar sei, als auch tragbare Beitragssätze möglich 
wären. „Es muss zurückgefunden werden zu einem Ren-
tensystem, das für die große Zahl der regulären Beitrags-
zahler eine angemessene, Lebensstandard sichernde 
Rente gewährleisten kann. Hierbei sollte der leistungsbe-
zogene Aspekt (Stichwort: Beitragsäquivalenz) im Vorder-
grund stehen“ (Eder, 2018, 109). Diese Forderung erhob 
auch der langjährige Vorsitzende des Sozialbeirats der 
Bundesregierung Winfried Schmähl, der 2012 feststellte, 
„dass der Dreh- und Angelpunkt der neuen deutschen 
Alterssicherungspolitik (Riester-Reform, E. N.) – der Ab-
bau des Leistungsniveaus der GRV und der Ersatz durch 
kapitalmarktabhängige Alterssicherung – nicht etwa die 
Lösung des Problems unzureichender Alterseinkommen, 
sondern selbst dessen Ursache ist“ (Schmähl, 2012, 313). 
2016 ergänzte Schmähl seine Kritik und formulierte, dass 
es „höchste Zeit für einen Ausstieg aus dem Ausstieg“ 
(Schmähl, 2016) sei. „Die Alterssicherungspolitik wurde 
in eine Sackgasse getrieben. Und wenn es nicht gelingt, 
eine ‚Rentenwende‘ durchzusetzen, also einen Ausstieg 
aus dem politisch gewollten Ausstieg aus der lohnbezo-
genen und leistungsdefi nierten GRV, dann wird die GRV 
zu einem Mindestsicherungssystem, das allenfalls für 
langjährig Versicherte Altersarmut verhindert, während 
viele andere auf bedürftigkeitsgeprüfte Transfers ange-
wiesen sein werden“ (Schmähl, 2016, 717). Die „lohnbe-
zogene“ und „leistungsdefi nierte“ GRV besagt, dass nach 
Einschätzung Schmähls eine auskömmliche Rente aus 
Beiträgen fi nanziert werden kann.

Ergänzt werden muss, dass der politisch geforderte Aus-
gleich für die aktuelle Senkung des gesetzlichen Renten-
niveaus, die kapitalmarktgedeckte Privatversicherung, 
erstens wegen der feststellbar höheren Kosten zu einer 
höheren Belastung der Versicherten als die gesetzliche 
Versicherung führt. Schmähl bestätigt diese Wirkung mit 

der Feststellung: „In dem nun propagierten ‚Mehrsäulen-
system‘ wird es für die Bürger teurer, ein dem Leistungs-
niveau der GRV vergleichbares Niveau zu fi nanzieren – 
vor allem auch für junge Menschen, obgleich angeblich in 
deren Interesse die Umstrukturierung dringend notwen-
dig war“ (Schmähl, 2016). Hinzu kommen zweitens die 
Nachteile des Verlustrisikos, das in der Kapitalmarktkrise 
2008/2009 z. B. vielen Amerikaner:innen die Alterssiche-
rung raubte, und drittens die fehlende Dynamisierung der 
Rentenentwicklung, die im gesetzlichen Rentensystem 
vorgesehen ist. Der Ersatz eines Teils der gesetzlichen 
Rente durch einen privaten Rentenanteil ist deshalb für 
die Versicherten nachteilig (Niemeier, 2018). Eine Privat-
versicherung sollte nur ergänzend und freiwillig zur ge-
setzlichen Basisabsicherung abgeschlossen werden.

Fazit

Ein ausreichendes Rentenniveau – von z. B. mindestens 
50 % – und daraus folgende auskömmliche Renten kann 
und sollte auch dann aus Beiträgen fi nanziert werden, 
wenn die demografi sche Entwicklung nach 2030 einen 
großen Altenanteil aufweist. Denn die parallel laufende 
Produktivitäts- und Realeinkommenssteigerung über-
kompensiert die steigende Beitragsbelastung, sodass 
das Nettorealeinkommen trotz höherer Beiträge deutlich 
steigt. Die gefürchtete fi nanzielle Überforderung gibt es 
deshalb nicht. Die junge erwerbstätige Generation unter-
stützt mit ihren Beiträgen aber nicht nur die Elterngenera-
tion, sie erwirbt damit zugleich einen Anspruch auf eine 
eigene auskömmliche Rente. Die Rentenbeiträge stellen 
eine Form des Sparens für eine auskömmliche Rente dar. 
Sie werden wegen ihrer Leistungsbezogenheit anders be-
urteilt als Steuern, die keinen individuell zurechenbaren 
Vorteil bieten. Darauf weist sogar der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (2020, 21) 
hin. Politisch verursachte Rentenniveauprobleme müssen 
ergänzend zu Aufstockungen aus dem Steueraufkommen 
führen. Die gegenwärtig aus dem Beitragsaufkommen 
fi nanzierten gesellschaftspolitisch bedingten versiche-
rungsfremden Leistungen, die dem ursprünglichen Al-
terssicherungszweck der Beitragszahlenden nicht dienen 
und für die Beiträge nicht gezahlt wurden, sind in voller 
Höhe aus dem Steueraufkommen zu fi nanzieren. Vor-
liegende Untersuchungen deuten darauf hin, dass die 
Beseitigung dieser bestehenden Fehlfi nanzierung den 
Beitragssatz nicht unerheblich vermindern könnte. Die 
Befürchtung, dass Beiträge, die ein auskömmliches Ren-
tenniveau sichern, die Wettbewerbsfähigkeit beeinträch-
tigen und Arbeitslosigkeit verursachen würden, wird we-
gen höherer Beiträge in anderen Ländern sowie durch die 
Erfahrungen mit der Mindestlohneinführung sowie durch 
die sachliche Prüfung der Wirkung von Lohnsteigerungen 
in Verbindung mit Produktivitätssteigerungen entkräftet. 
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Denn Löhne beeinfl ussen die Konkurrenzfähigkeit nur 
in Relation zur Produktivitätssteigerung, d. h. über die 
Lohnstückkosten. Die von vielen Ökonom:innen als not-
wendig angesehene kapitalmarktgedeckte Versicherung 
ist zur Basisabsicherung nicht notwendig. Sie ist erstens 
zu teuer, sie ist zweitens mit besonderen Risiken behaftet 
und sie ist drittens nicht – wie die gesetzliche Rente – dy-
namisch gestaltet. Sie kommt deshalb nur als freiwillige 
zusätzliche Altersabsicherung infrage. Eine lebensstan-
dardsichernde Basisabsicherung kann und sollte bei-
tragsbezogen fi nanziert werden.
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Die Bedeutung von kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen (KMU) für die deutsche Wirtschaft ist wohlbe-
kannt. Oft als Motor der deutschen Wirtschaft bezeichnet, 
repräsentieren KMU über 99 % aller deutschen Unterneh-
men (Destatis, 2020), beschäftigen mehr als 71 % aller Er-
werbstätigen des Landes (KfW, 2020) und erwirtschaften 
rund 43 % der Bruttowertschöpfung in Deutschland (De-
statis, 2020). Unter Rücksichtnahme dieses hohen Stellen-
werts für die deutsche Wirtschaft ist insbesondere seit Be-
ginn der COVID-19-Pandemie und der damit einhergehen-
den wirtschaftlichen Einschränkungen das politische und 
gesellschaftliche Interesse an den Geschäftsaktivitäten 
von KMU zunehmend in den Diskussionsfokus gerückt. 
Im Rahmen der Kontaktbeschränkungen und Schließun-
gen stehen viele traditionell offl ine geprägte Unternehmen 
vor neuartigen Herausforderungen. Die digitale Integration 
bietet die Möglichkeit, diesen Herausforderungen durch 
die Weiterentwicklung von bestehenden Geschäftsmodel-
len, sprich der Art und Weise wie die Leistung eines KMU 
erbracht wird, zu begegnen. In diesem Kontext beschreibt 
der Begriff digitale Integration in enger Anlehnung an die 
digitale Transformation den Wandel von zuvor nicht digi-
talen Leistungen zu digitalen Abläufen (Yoo et al., 2010).

So vielseitig wie die unterschiedlichen Ansprüche und 
Anwendungsfälle von digitalen Lösungen in den Ge-

schäftsaktivitäten von KMU sind, so vielfältig ist auch de-
ren Auswahl. Neben grundlegenden Lösungen wie z. B. 
dem Betreiben von Websites und der Nutzung von E-Mail 
(Castagna et al., 2020) über die Nutzung von Cloud-Com-
puting-Diensten (Kim und Lee, 2015) oder einer aktiven 
Nutzung von Social-Media-Plattformen (Cesaroni und 
Consoli, 2015) bis hin zur Gestaltung von digitalen Pro-
duktionsschritten im Rahmen von Industrie 4.0, additiver 
Fertigung oder Big-Data-Analysemethoden (Günther et 
al., 2017; Loebbecke und Picot, 2015; Rayna und Striuko-
va, 2016) bieten digitale Technologien KMU einen breiten 
Spielraum, um individuelle Lösungen zu integrieren.

Generell ermöglicht die digitale Integration den KMU, ih-
re Wettbewerbsfähigkeit im Rahmen von erweiterten Ge-
schäftsaktivitäten zu sichern oder gegebenenfalls aus-
zubauen. Im Hinblick auf die digitale Wettbewerbsfähig-
keit von deutschen KMU im europäischen Vergleich sind 
Chancen und Hemmnisse der digitalen Integration erkenn-
bar. So belegte Deutschland 2019 den zwölften Platz der 
digitalen Wettbewerbsfähigkeit im EU28-Vergleich (Euro-
päische Kommission, 2020). Wie Abbildung 1 verdeutlicht, 
weist Deutschland insbesondere einen Verbesserungsbe-
darf im Bereich der Integration von digitalen Technologien 
in Geschäftstätigkeiten auf. Hier belegte Deutschland den 
18. Platz im EU28-Vergleich (Europäische Kommission, 
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2020). Diese Eindrücke werfen die Frage auf, vor welchen 
Hürden die Unternehmen stehen.

Zu Beginn kann hervorgehoben werden, dass eine er-
folgreiche digitale Integration einen positiven Einfl uss auf 
die unternehmerischen Aktivitäten und die Wettbewerbs-
fähigkeit von KMU hat (Tarute et al., 2018). Unter ande-
rem dient sie dazu, Prozesse innerhalb der Unternehmen 
zu verbessern und transparenter zu gestalten. Darüber 
hinaus werden neue Kommunikationswege eröffnet, 
wodurch KMU den Austausch z. B. mit Kund:innen oder 
Beschäftigten ressourcen- und zeitsparend gestalten 
können (Westerman et al., 2011). Dies führt dazu, dass 
unternehmerische Risiken gesenkt und die Kundenzu-
friedenheit gestärkt werden können (Europäische Kom-
mission, 2015). Insbesondere für KMU, die oft unter Res-
triktionen aufgrund von internen Ressourcenknappheiten 
(Tarute et al., 2018) leiden, bietet die digitale Integration 
die Möglichkeit, vorhandene Aktivitäten zu stärken und 
Raum für die Exploration neuer Möglichkeiten zu bieten. 
Die digitale Integration kann auf drei Ebenen stattfi n-
den, die in starker Verbindung zueinander stehen. Wäh-
rend die technologische Integration sich auf die Nutzung 
neuer Technologien wie Social Media oder analytischen 
Methoden wie Big Data bezieht, zeichnet sich die orga-
nisatorische Integration in der Nutzung dieser Techno-
logien zur Erschließung neuer Geschäftsaktivitäten ab. 
Als dritte Ebene kann die soziale Ebene genannt wer-
den, die sich auf die Digitalisierung des Alltags bezieht 
(Tarute et al., 2018). Um die Integration von digitalen Lö-
sungen erfolgreich in KMU umzusetzen, bedarf es einer 
ganzheitlichen Betrachtung der Ebenen, damit mögliche 

Zusammenhänge und Wechselwirkungen berücksichtigt 
werden können. Die digitale Integration bietet somit die 
Möglichkeit, analoge Prozesse von KMU neu zu gestal-
ten und die Wettbewerbsfähigkeit in einer zunehmend 
digitalen Welt zu erhöhen.

Wenn die Vorteile einer digitalen Integration der KMU re-
alisiert werden, ist es wichtig, die Hürden der KMU bei 
diesem technologischen Wandel in die Betrachtung ein-
zubeziehen. Eine Hürde von besonderer Bedeutung ist 
hierbei, dass KMU häufi g die fi nanziellen und zeitlichen 
Ressourcen sowie die benötigte Expertise fehlen, um ne-
ben den laufenden Geschäftsaktivitäten eine digitale Inte-
gration durchführen zu können (Stich et al., 2020). Zudem 
stehen KMU vor der Herausforderung, den internen Wan-
del zu managen. Dies ist insbesondere durch viele offene 
Fragen in Hinblick auf z. B. die rechtlichen Anforderungen 
der Datenspeicherung und -verarbeitung gekennzeich-
net. Ebenfalls bremsen bürokratische Anforderungen und 
mangelhafte Kenntnisse die digitale Integration von KMU 
(BMWi, 2020; Leifels, 2020; Tarute et al., 2018).

Status quo der digitalen Integration von KMU

Die Entscheidung von KMU, die digitale Integration um-
zusetzen, wird von unterschiedlichen internen und ex-
ternen Faktoren beeinfl usst (Tarute et al., 2018). Interne 
Kommunikationsstrukturen sind hierbei von großer Be-
deutung, um den Wandel zu digitalen Geschäftsprozes-
sen zu initiieren und durchzuführen. Sind diese Struk-
turen gegeben, liegt die Motivation zur digitalen Integ-
ration vor allem in der Prozessoptimierung sowie in der 
Erweiterung und Erschließung neuer Geschäftsbereiche 
(IUBH, 2019). Insgesamt ist positiv hervorzuheben, dass 
viele deutsche KMU sich des Wandels bewusst sind. Sie 
planen mittelfristig die digitale Integration in ihrem Unter-
nehmen umzusetzen (Leifels, 2019).

Diese Einschätzung wird durch die vorliegenden Daten 
des Statistischen Bundesamts unterstützt. Über die Hälfte 
der KMU verfügt über eine Internetpräsenz in Form einer 
Unternehmenswebsite (vgl. Abbildung 2). Eine Vorreiterpo-
sition belegen hierbei mit einem Anteil von 93 % KMU mit 
50 bis 249 Beschäftigten, gefolgt von 87 % der KMU mit 
zehn bis 49 Beschäftigten. Schlusslicht bilden die Kleinst-
unternehmen, von denen 59 % eine Website betreiben. 
Die IUBH-Studie (2019) unterstreicht dieses Ergebnis, die 
besagt, das insbesondere bei kleinen Unternehmen der 
digitale Kundenkontakt ausbaufähig ist. Positiv hervorzu-
heben ist, dass 69 % der Mitarbeiter:innen in Kleinstunter-
nehmen über einen Internetzugang verfügen. Dies trifft für 
57 % der KMU in der mittleren Beschäftigungsgrößenklas-
se zu. Schlusslicht bilden KMU mit 49 bis 250 Beschäftig-
ten mit einem Anteil von 56 %.

Abbildung 1
Digitale Wettbewerbsfähigkeit im europäischen 
Vergleich, 2019
Digital Economy and Society Index

Quelle: Europäische Kommission (2021), Digital Economy and Society 
Index 2020.
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Bei der Betrachtung der digitalen Integration von tech-
nologisch und zeitlich anspruchsvolleren digitalen Ge-
schäftsaktivitäten ist erkennbar, dass bei KMU der hö-
heren Beschäftigungsgrößenklassen im Vergleich zu 
Kleinstunternehmen die digitale Integration weiter voran-
geschritten ist. So nutzt knapp ein Viertel der Kleinstun-
ternehmen Cloud Computing Anwendungen, um Berei-
che der internen Datenverarbeitungsprozesse durch die 
Nutzung von Cloud-Lösungen effi zienter zu gestalten. 
Diese digitalen Lösungen sind in 31 % der Unternehmen 
mit zehn bis 49 Beschäftigten sowie in 41 % der KMU mit 
50 bis 249 Beschäftigten integriert. 

Laut IUBH-Studie (2019) nutzen KMU die digitale Inte-
gration vorrangig zur Optimierung von internen Prozes-
sen, die durch die Implementierung von Cloud Com-
puting in Form von Planungs- und Reportingsoftware 
sowie durch Software für ein effi zientes Customer-Re-
lationship-Management und für interne Kommunikation 
und Zusammenarbeit unterstützt wird.

Aufgrund fehlender Daten für Kleinstunternehmen kann 
ein Einblick in die Integration von Big-Data-Analyseme-
thoden für diese Unternehmen nicht erfolgen. Jedoch 
ist erkennbar, dass die Integration dieser Technologie in 
mittelgroßen KMU (15 %) und großen KMU (21 %) bereits 
stattfi ndet. Im Gegenteil hierzu sind starke Unterschie-
de in der Nutzung von additiven Fertigungstechnologien 
im Rahmen von 3D-Druckverfahren erkennbar. Vor allem 
KMU mit mehr als 50 Beschäftigten nutzten 2020 die Mög-
lichkeiten des 3D-Drucks im Rahmen ihrer Geschäftsakti-
vitäten. Mit einem Anteil von 12 % ist diese digitale Tech-
nologie doppelt so häufi g in großen KMU integriert wie in 
mittelgroßen KMU (6 %). Lediglich 4 % der Kleinstunter-
nehmen gaben an, diese Technologie zu nutzen.

Die Vorteile von E-Commerce, wie z. B. die Möglichkeit, 
überregionale Märkte zu bedienen und neue Kund:innen 
zu gewinnen, nutzten 2020 12 % der Kleinstunternehmen 
in Deutschland. Bei KMU mit zehn bis 49 Beschäftigten 
liegt der Anteil mit 18 % etwas höher. Bei 27 % der KMU 
mit 50 bis 249 Beschäftigten ist die Nutzung von E-Com-
merce bereits Bestandteil des Geschäftsmodells.

Vor dem Hintergrund der rapiden Veränderungen durch 
die COVID-19-Pandemie 2020 spiegeln die vorliegenden 
Datensätze nicht alle ausgelösten Entwicklungen wider. 
Für 2020 sind weitere positive Entwicklungen im Hinblick 
auf die digitale Integration von KMU zu erwarten. So ha-
ben die behördlichen Vorgaben und Aufforderungen zur 
Kontaktbeschränkung der vergangenen Monate KMU 
vor neue Herausforderungen gestellt, die als Chancen zur 
Weiterentwicklung von Geschäftsaktivitäten genutzt wer-
den können. Wie Zimmermann (2020) hervorhebt, haben 
ca. 43 % der KMU in Deutschland im Zuge der Pandemie 
Anpassungen an ihrem Geschäftsmodell vorgenommen. 
Diese Anpassungen fanden sowohl im Bereich des Pro-
dukt- und Dienstleistungsangebots als auch in der Weiter-
entwicklung von vorhandenen Geschäftsmodellen statt.

Ebenfalls kann beobachtet werden, dass viele KMU mithil-
fe der digitalen Integration im Bereich des Vertriebs auf die 
Krise reagiert haben. Dies fand insbesondere in der Ein-
führung von Online-Vertriebsmöglichkeiten Anwendung 
(Zimmermann, 2020). Somit ist anzunehmen, dass der 
Anteil der KMU, die E-Commerce betreiben, höher liegt, 
als in den vorliegenden Daten erfasst wurde. Ebenfalls er-
gab die Sonderuntersuchung des KfW-Mittelstandspanel, 
dass die Anpassungsbereitschaft der Geschäftsaktivitä-
ten von Kleinstunternehmen (weniger als fünf Beschäftig-
te) aufgrund der Pandemie deutlich gestiegen ist (Zimmer-
mann, 2020). Insgesamt ist zu erkennen, dass KMU, die 
auf die Krise mit Anpassungen ihrer geschäftlichen Akti-
vitäten reagiert haben, eine höhere Resilienz gegenüber 
externen Einfl ussfaktoren aufweisen.

Rahmenbedingungen zur Realisierung von digitaler 
Integration in KMU

Um die Chancen der digitalen Integration für KMU erfolg-
reich nutzen zu können, bedarf es externer Rahmenbe-
dingungen sowohl auf institutioneller (z. B. Datensicher-
heit) als auch auf unternehmerischer und gesellschaftli-
cher (z. B. Humankapital) Ebene. Bei der Betrachtung der 
digitalen Infrastruktur in Deutschland ist festzustellen, 
dass nahezu alle KMU über einen Internetzugang verfü-
gen. Lediglich bei den Kleinstunternehmen gaben 3 % 
der Unternehmen bzw. 1 % der KMU mit zehn bis 49 
Mitarbeiter:innen an, keinen Internetzugang zu besitzen. 
Somit ist die größte externe Hürde der digitalen Integrati-

Abbildung 2
Digitale Integration von KMU, 2020
in %

Quelle: Statistisches Bundesamt (2021), IKT-Indikatoren für Unterneh-
men: Deutschland, Jahre, Beschäftigungsgrößenklassen.
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on genommen (vgl. Abbildung 3). Ein ähnliches Ergebnis 
ist bei der Verfügbarkeit einer festen Breitbandverbin-
dung zu erkennen. Auch hier ist der Anteil der Kleinst-
unternehmen mit 89 % am geringsten, gefolgt von der 
mittleren Größenklasse mit 95 %. 97 % der KMU mit 50 
bis 249 Beschäftigten verfügen über eine feste Breitband-
verbindung. Die Einschätzungen der Qualität der digitalen 
Infrastruktur von den KMU deutet jedoch auf ein Verbes-
serungspotenzial hin. So zeigt sich, dass die verfügbare 
Geschwindigkeit der Breitbandverbindung für die Tätig-
keiten von Kleinstunternehmen am zufriedenstellendsten 
ist (77 % bewerten die Geschwindigkeit als ausreichend).

Die Betrachtung der unternehmerischen Rahmenbedin-
gungen zeigt außerdem, dass weniger als die Hälfte der 
KMU eigene IT-Fachkräfte beschäftigen. Hierbei sind 
deutliche Unterschiede zwischen den Größenklassen 
erkennbar. Während 43 % der großen KMU angeben, 
IT-Fachkräfte zu beschäftigen, gilt dies nur für 12 % der 
KMU mit zehn bis 49 Mitarbeiter:innen. Den in der Lite-
ratur oft diskutierten Fachkräftemangel bestätigten die 
KMU unabhängig von den Beschäftigungsgrößenklas-
sen. 65 % der KMU gaben an, 2020 Schwierigkeiten bei 
der Einstellung von IT-Fachkräften gehabt zu haben. 
Während 43 % der großen KMU diesen Fachkräftemangel 
durch interne und/oder externe IT-Weiterbildungen aus-
gleichen konnten, hatten lediglich 18 % der KMU mit zehn 
bis 49 Beschäftigten diese Gelegenheit, um die benötigte 
Expertise in das Unternehmen zu holen. Unterschiedliche 
Weiterbildungsformate können als nachhaltige Möglich-
keit zur Aneignung von Grundlagenkenntnissen dienen. 
Jedoch stehen KMU hier vor der Herausforderung, die 
Weiterbildungskosten zu fi nanzieren und gleichzeitig den 
internen Ausfall des Personals während der Weiterbil-
dungsmaßnahme zu kompensieren (Leifels, 2020). Dies 
verdeutlicht, dass die digitale Integration der KMU durch 
mangelnde digitale Kompetenzen der Agierenden behin-
dert wird. Dies führt zu einem hohen Schulungsbedarf, um 
Grundkompetenzen der Digitalisierung (z. B. Handhabung 
von digitalen Endgeräten und grundlegender Software) 
aufzubauen. Außerdem benötigen KMU fortgeschrittene 
Kompetenzen, um durch die digitale Integration gesam-
melte Daten zielgerichtet zur Integration in die Geschäfts-
möglichkeiten anwenden zu können (Leifels, 2020).

Fazit

Zusammenfassend kann die Positionierung Deutschlands 
im Mittelfeld der digitalen Wettbewerbsfähigkeit in der 
EU28 durch die zuvor beschriebenen Faktoren begrün-
det werden. Die Betrachtung der digitalen Integration von 
KMU in Deutschland hat verdeutlicht, dass die grundle-
genden Rahmenbedingungen weitestgehend erfüllt sind. 
Ein bedeutendes Hindernis in der Umsetzung der digita-

len Lösungen von KMU ist der herrschende Fachkräfte-
mangel. Dieser führt dazu, dass den KMU wichtige Ex-
pertise fehlt, um die digitale Integration ressourcen- und 
zeitschonend zu implementieren. Da Weiter- und Fortbil-
dungsangebote diese Lücke nicht schließen können, ste-
hen insbesondere Kleinstunternehmen vor internen Hür-
den, um digitale Lösungen in ihre Geschäftsaktivitäten zu 
integrieren. Aufgrund der kontinuierlich hohen Nachfrage 
nach IT-Fachkräften stellt der Mangel an Humankapi-
tal ein langfristiges Hindernis in der digitalen Integration 
dar. Darüber hinaus verdeutlichen Studien, dass recht-
liche und bürokratische Hürden wie beispielsweise Fra-
gen der Datensicherheit die digitale Integration der KMU 
verlangsamen. Ebenfalls ist von großer Bedeutung, das 
Bewusstsein für die digitale Integration der KMU zielge-
richtet zu stärken. Um nicht zu stark an der Geschäftskul-
tur deutscher KMU zu rütteln, bietet es sich häufi g an, die 
digitale Integration als Erweiterung bestehender analoger 
Prozesse zu interpretieren.

Aufgrund der Vielfältigkeit der digitalen Technologien und 
den damit verbundenen unterschiedlich anspruchsvollen 
Anforderungen, können auch KMU mit geringen verfügba-
ren Ressourcen durch die individuelle Nutzung von geziel-
ten digitalen Lösungen ihr Geschäftsmodell neu ausrich-
ten. Diese Neuausrichtung bietet die Möglichkeit, sowohl 
interne Prozesse durch die Integration von digitalem Pro-
jektmanagement oder digitalen Kommunikationskanälen 
als auch beispielsweise die externe Kommunikation mit 
Kund:innen durch den gezielten Einsatz von Websites und 
E-Mail zu stärken. Dies gilt insbesondere für jene Unter-
nehmen, die aufgrund personeller oder fi nanzieller Re-

Abbildung 3
Rahmenbedingungen für die digitale Integration in 
KMU, 2020
in %

Quelle: Statistisches Bundesamt (2021), IKT-Indikatoren für Unterneh-
men: Deutschland, Jahre, Beschäftigungsgrößenklassen.

0
10
20
30
40
50
60
70
80
90

100

IT-Fachkräfte
Fortbil-

Fachkräften

Einstellung

1 bis 9 Beschäftigte 10 bis 49 Beschäftigte 50 bis 249 Beschäftigte

k. A. k. A. k. A.
Beschäftigung Interne/

keiten bei
Internet- Ausreichende

Breitband-

Feste
eigener externe zugang Geschwin-

digkeit der

verbindung
von IT-

IT-

Schwierig-

dungen

Breitband-
verbindung



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
465

Analysen und Berichte Digitalisierung

striktionen wenig Ressourcen in die digitale Integration 
investieren können. Unabhängig von der Unternehmens-
größe bietet die Vielseitigkeit der digitalen Integration den 
KMU die Möglichkeit, unternehmerische Risiken etwa in 
der Produktentwicklung zu minimieren und ihren Wettbe-
werbsvorteil zu stärken. Zwar ist vor dem Hintergrund der 
COVID-19-Krise mit einer zunehmenden digitalen Integra-
tion der KMU zu rechnen, jedoch bietet es sich trotzdem 
an, das Bewusstsein der KMU im Hinblick auf die Chancen 
einer digitalen Integration z. B. im Rahmen von Aufmerk-
samkeitskampagnen oder gezielten Trainings zu erhöhen.
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Digital- und Medienpolitik in Parteiprogrammen 
zur Bundestagswahl 2021
Vier Parteien – Die Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP – haben bis Ende April 2021 
den Entwurf ihres Programms zur Bundestagswahl am 26. September veröffentlicht. Wie 
klar und überzeugend vermitteln Bundestagsparteien ihre Vorstellungen? Die digital- und 
medienpolitischen Aussagen der Entwürfe werden kritisch analysiert.

DOI: 10.1007/s10273-021-2943-0

Die Bundestagswahl wirft ihren Schatten voraus. Die Füh-
rungen der politischen Parteien haben seit Februar 2021 
Programmentwürfe zu dieser Wahl veröffentlicht, um of-
fenzulegen, was sie in der 20. Legislaturperiode errei-
chen wollen. Am 30.4.2021 waren die Entwürfe der Linken 
(2021), SPD (2021), Grünen (2021) und FDP (2021) im Netz 
allgemein zugänglich. In den Programmen wird einhellig 
die große Bedeutung der Digitalisierung sämtlicher Berei-
che der Gesellschaft und speziell des Mediensektors für 
die Entwicklung Deutschlands betont. Angesichts dieser 
Akzentsetzung bietet die nachfolgende Analyse eine kurze 
vergleichende kritische Auseinandersetzung mit Aussa-
gen der Programmentwürfe auf den drei Feldern öffent-
lich-rechtlicher Rundfunk (ÖRR) und private Massenmedi-
en, digitale Plattformkonzerne sowie Ausbau von Netzen 
für die elektronische Kommunikation. Innerhalb dieser 
Felder werden die Absichtserklärungen der Parteien nach 
der zeitlichen Reihenfolge ihrer Veröffentlichung geordnet.

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk und private 
Massenmedien

Die Linke

Die Linke hält den ÖRR „als Mediengrundversorgung für 
alle [für] unentbehrlich“ (Die Linke, 2021, 139). Die Partei 

fordert, dass dessen Programme „als gemeinsame Platt-
formen auftreten und ... nicht kommerzialisiert werden 
dürfen“ und ihr „Empfang ... bezahlbar bleiben“ muss 
(Die Linke, 2021, 139). ÖRR-Sender sollten „technisch 
auf dem Stand veränderter Mediennutzungen“ (Die Lin-
ke, 2021, 139), „transparent“ und ihre Eigenproduktionen 
„zeitlich unbegrenzt in den Mediatheken abrufbar sein“ 
(Die Linke, 2021, 140). Teile des Rundfunkbeitrags will 
man verwenden, „um nicht kommerzielle Angebote, die 
einen Beitrag zur öffentlichen Meinungsbildung, Kultur, 
Bildung und Information leisten, zu fi nanzieren“ (Die Lin-
ke, 2021, 140). „Journalist*innen in den privaten Printme-
dien“ will die Linke über eine „Kontrolle durch die Öffent-
lichkeit“ (Die Linke, 2021, 139), eine Reform des Urheber-
vertragsrechts zu ihren Gunsten sowie die Abschaffung 
des Leistungsschutzrechts der EU zur Seite stehen, ohne 
aber „das Recht auf Nutzung“ (Die Linke, 2021, 139) ab-
zuschwächen. Alles in allem zielen die zum Teil in sich wi-
dersprüchlichen Vorstellungen der Linken auf eine (noch 
stärkere) Vergesellschaftung des ÖRR-Systems und eine 
wirtschaftliche sowie publizistische Schwächung privat-
wirtschaftlicher Medienunternehmen.

SPD

Die SPD setzt sich „gesamtstaatlich für einen starken 
ÖRR ein“ und will „die Länder darin [unterstützen], den 
Auftrag in einer digitalen Medienwelt weiter zu entwi-
ckeln“ (SPD, 2021, 47), um „eine umfassende und tief-
greifende journalistische Berichterstattung sicher[zu]
stellen“ (SPD, 2021, 13). Damit wird verbrämt, jegliche 
Ausweitung von ÖRR-Angeboten im Internet gutzuhei-
ßen. Dies wird auch dadurch erkennbar, dass die Partei 
„Qualitätsinhalte der ÖRR-Sender Europas“ (SPD, 2021, 
13) jedem mittels „eine[r] europäische[n] Medienplattform 
... grenzüberschreitend zugänglich“ (SPD, 2021, 13) ma-
chen möchte. Gleichzeitig verspricht die SPD aber, „Ver-
lagen ... dabei [zu] helfen, die Transformation ins Digitale 
erfolgreich zu bewältigen“ und hierzu „die Rahmenbe-
dingungen privatwirtschaftlichen Medienschaffens“ auf 
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den Feldern „Wettbewerbs-, Urheber- oder Telekom-
munikationsrecht“ (SPD, 2021, 47) zu stärken sowie die 
oben aufgeführte europäische Medienplattform „auch 
für private Qualitätsanbieter aus Medien und Kultur zu-
gänglich“ (SPD, 2021, 13-14) zu machen. Weder erfährt 
man Konkreteres zu den rechtlichen Maßnahmen, noch 
äußern sich die Sozialdemokraten gehaltvoll dazu, wie 
sie sich im Spannungsfeld zwischen staatsnahen öf-
fentlichen und privaten Medienanbietern positionieren 
wollen. Insgesamt verströmt das SPD-Programm einen 
altmodischen besserwisserischen Geist, der Massen-
medien primär als staatsnahes pädagogisches Mittel zur 
Verbreitung von Qualitätsinhalten versteht ohne zu erklä-
ren, wer mit welcher Legitimation über den „Wert“ von 
Inhalten entscheiden soll.

Bündnis 90/Die Grünen

Die Grünen wollen, dass die öffentlich-rechtlichen Rund-
funksender „stark und zukunftsfest“ aufgestellt werden, 
„alle gesellschaftlichen Bereiche“ abdecken und eine 
„ausreichende Finanzierung“ (Bündnis 90/Die Grünen, 
2021, 95) erhalten. Deren gegenwärtig fragmentierte Me-
diatheken will die Partei „zu gemeinsamen Plattformen 
weiterentwickeln“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 95), 
die mit einer „werbefreie[n], offen[en] und multilingual[en] 
europäische[n] digitale[n] Plattform in öffentlicher Hand“ 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 114) verzahnt werden sol-
len. Damit sich die deutschen Sender aber nicht zu ent-
spannt zurücklehnen und um dem derzeit allgemein spür-
baren Unbehagen an deren schwachem Reformwillen im 
Hinblick auf Effi zienz sowie Angebotsbreite und -tiefe bei 
der herkömmlichen linearen sowie der Verbreitung über 
das Internet Rechnung zu tragen (etwa Buhrow, 2021; 
Hartung, 2021), möchten die Grünen gleichzeitig „eine 
Debatte darüber führen, wie öffentlich-rechtliche Me-
dien im 21. Jahrhundert aussehen sollen“ (Bündnis 90/
Die Grünen, 2021, 95). Dazu, welche Konsequenzen mit 
der Debatte angestrebt werden, äußert man sich jedoch 
nicht. Ebenso widmet das Programm der Frage kein Wort, 
wie für private Presseverlage und Rundfunkveranstalter 
gegenüber unverändert großzügig fi nanzierten öffent-
lich-rechtlichen Sendern mit ausgeweiteter Netzpräsenz 
faire Wettbewerbschancen geschaffen werden sollen. 
Die Geringschätzung privater Anbieter von Publikums-
medien zeigt sich darin, dass die Grünen zwar „bei kul-
turellen Werken ... für Urheber*innen eine angemessene 
Vergütung“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 109) sichern 
wollen. Nicht erörtert wird, ob zu solchen Werken auch 
Videoclips der Fußballbundesligen oder kurze Pressetex-
te von Unternehmen gehören sollen, die als Bagatellnut-
zungen gemäß § 10 des Entwurfs der Bundesregierung 
vom 9.3.2021 für ein kurz vor dem Inkrafttreten stehendes 
Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz demnächst bis zu 

15 Sekunden bzw. 160 Zeichen durch jeden im Netz nicht 
kommerziell verbreitet werden dürfen (Bundesregierung, 
2021b). Alles in allem fehlen in dem Programm der Grünen 
bezüglich ihrer Pläne für den ÖRR und privatwirtschaftli-
chen Mediensektor inhaltlich eindeutige Konturen.

FDP

Die FDP plädiert für eine „Auftrags- und Strukturreform“ 
des ÖRR, der sich sowohl bei der Verbreitung seiner 
Programme auf den klassischen Wegen als auch im 
Internet „primär auf Nachrichten, Kultur, politische Bil-
dung und Dokumentationen konzentrieren soll“ (FDP, 
2021, 41). Mit dieser Ausrichtung wollen die Liberalen die 
Wettbewerbschancen „privater Presse- und Medienhäu-
ser“ sowie „die Medien- und Meinungsvielfalt stärken“ 
(FDP, 2021, 42). Die Stärkung soll durch ein Urheber-
recht fl ankiert werden, das dazu beiträgt, „dass geistige 
Werke leicht zugänglich“ bleiben, aber dennoch „Erträ-
ge aus der Verwertung kreativer Leistungen ... den Ur-
hebern und den weiteren Berechtigten zufl ießen“ (FDP, 
2021, 48). Das soll im Netz „durch eine Bagatellklausel 
für private Nutzungen“ (FDP, 2021, 48) erreicht werden. 
Inwiefern die Gestaltung einer solchen Klausel in dem 
eben erwähnten Gesetzentwurf der Bundesregierung 
den Vorstellungen der FDP entspricht, ist nicht zu erken-
nen. Klar, aber ohne jegliche Begründung, sprechen sich 
die Liberalen indes gegen ein „Leistungsschutzrecht für 
Presseverleger“ (FDP, 2021, 48) aus (allgemein zu die-
sem Recht: Specht-Riemenschneider, Riemenschneider 
und Schneider, 2020, 76-77).

Zwischenfazit

In einer Gesamtschau ähneln sich die Positionen der Lin-
ken, SPD und Grünen im Hinblick auf das ÖRR-System 
sehr stark. Die drei Parteien stellen es nicht ansatzweise 
infrage und wollen es online stärken. Kritische Töne be-
züglich der Systemeffi zienz sind bei ihnen kaum zu ver-
nehmen. Privaten Anbietern von Publikumsmedien be-
gegnen sie mit Skepsis, was sich unter anderem in Unver-
ständnis für Maßnahmen zur Verbesserung urheberrecht-
licher Positionen solcher Unternehmen widerspiegelt. Zu 
diesen Wertungen setzt die FDP einen durch Vertrauen 
in marktwirtschaftliche Prozesse und privatautonomes 
Handeln geprägten Kontrapunkt.

Digitale Plattformkonzerne

Die Linke

Die Linke will die wirtschaftliche und politische „Macht 
der Internetkonzerne und Plattformen“, von denen sie ex-
plizit „Google, Amazon, Facebook, Apple und Microsoft“ 
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(Die Linke, 2021, 89) nennt, durch Zerschlagung der Un-
ternehmen begrenzen. An deren Stelle sollen „commons-
basierte öffentliche Alternativen“, „Plattformgenossen-
schaften und öffentlich-rechtlich betriebene Plattformen“ 
(Die Linke, 2021, 90) sowie Dorfl äden „mit Zugang zu Be-
stellplattformen der regionalen Produzenten“ (Die Linke, 
2021, 80) gefördert werden. Was man mit diesen Schlag-
worten und mit Förderung meint, wird nicht verdeutlicht. 
Ebenso irritiert, dass die Linke seit langem belegte und 
schon in Einführungslehrbüchern erklärte Größen- und 
Verbundvorteile in der Plattformökonomie sowie die sich 
aus ihnen ergebenden Tendenzen zur Marktkonzentration 
auf wenige Anbieter oder gar zum Kippen in Richtung ei-
nes Monopols (etwa Clement et al., 2019, 238-257; Mono-
polkommission, 2015, 35-39 und 129-131) ignoriert. Eine 
solche Programmatik ist bestenfalls naiv und schlimms-
tenfalls anmaßend. Sie lässt die Verschwendung von 
Steuergeldern für Dezentralisierungs- und Kooperations-
ideologien befürchten.

Die Partei strebt ein „Plattformstrukturgesetz“ und für 
Wettbewerber „ein Zugriffsrecht auf Daten von Plattfor-
men .., die auf Datenmonopolen basieren“ (Die Linke, 
2021, 90), an. Die Linke hinkt mit diesen Forderungen 
dem Status quo hinterher. Auf der EU-Ebene beinhaltet 
der Vorschlag der Europäischen Kommission (2020b) 
für einen Digital Markets Act (DMA) Möglichkeiten für 
Kartellbehörden, ökonomisch bedeutsame Plattform-
konzerne aufzuspalten (Art. 16 Abs. 1 DMA) und ihnen 
vorbeugend die Verpfl ichtung, Wettbewerbern Datenzu-
gang zu gewähren (Art. 6, Abs. 1, lit. i DMA), aufzuerle-
gen (Gerpott, 2021a; Krämer und Schnurr, 2021; Polley 
und Konrad, 2021; Seip und Berberich, 2021). Äquiva-
lente Interventionsoptionen wurden auf nationaler Ebene 
in Deutschland mit der am 19.1.2021 in Kraft getretenen 
10. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB) für das Bundeskartellamt im Hinblick auf 
strukturelle Eingriffe (§ 32 Abs. 2 GWB) und Vorfeldver-
bote beim Datenzugang für Wettbewerber großer Platt-
formbetreiber (§ 19, Abs. 2 Nr. 4, § 19a, Abs. 4 und § 
20 Abs. 1a GWB) geschaffen (Gerpott, 2021b; Gerpott 
und Mikolas, 2021; Lettl, 2021; Nagel und Hillmer, 2021; 
Schweda und Schreitter, 2021).

Bei der Menge der über große digitale Plattformen ver-
breiteten Inhalte liegt es nicht fern, dass deren Betrei-
ber illegalen Uploads nicht von Hand, sondern nur unter 
Einsatz intelligenter Algorithmen weitgehend maschinell 
automatisiert im Netz entgegentreten können (Gerpott 
2019, 422). Dennoch lehnt die Linke Upload-Filter zum 
Schutz von Urheber- und Persönlichkeitsrechten vor al-
lem auf Plattformen zum Teilen von Inhalten ebenso ab 
wie die – derzeit in § 3 Abs. 2 Netzwerkdurchsetzungs-
gesetz verankerten Regelungen zur – Sperrung von In-

halten durch Betreiber sozialer Netzwerke ohne rich-
terlichen Beschluss. Diese Sicht ist populär. Sie klärt 
aber nicht, wie die Partei Persönlichkeits- und Urheber-
rechtsschutz im Netz trotzdem angemessen vorantrei-
ben will. Zwar fordert die Linke die strafrechtliche Ver-
folgung von „Hasskriminalität gegen queere Menschen, 
Communities oder ihre Unterstützer*innen“ (Die Linke, 
2021, 104). Darüber hinaus gehende differenzierte Über-
legungen zum Umgang mit Hasskriminalität auf digitalen 
Plattformen sucht man in ihrem Programm vergeblich. 
Netzneutralität soll „grundgesetzlich gesichert werden“ 
(91). Warum der bestehende Schutz der Netzneutrali-
tät in der Verordnung (EU) 2015/2120 nicht ausreichen 
könnte, erklärt die Partei nicht. Insgesamt zeichnen sich 
die Ausführungen zu großen Betreibern digitaler Platt-
formen im Programm der Linken durch einen feindselig-
aggressiven Ton und ein Ausblenden der wissenschaftli-
chen Fachdiskussion aus.

SPD

Die SPD verspricht für Betreiber großer digitaler Plattfor-
men „gemeinsam mit den EU-Mitgliedstaaten eine star-
ke und präzise Regulierung“ zu schaffen, die gesetzliche 
Interoperabilitätsverpfl ichtungen für Messenger-Dienste, 
soziale Netzwerke und digitale Plattformen sowie eine In-
tegration von „ex-ante-Kontrollen“ (SPD, 2021, 14) in das 
Kartellrecht beinhalten soll. Große Digitalkonzerne möch-
te die Partei „durch neue europäische Instrumente ... zäh-
men oder notfalls .. entfl echten“ (SPD, 2021, 14). Auch bei 
der SPD bleibt unverständlich, warum sie nicht zu ein-
schlägigen aktuellen Gesetzesänderungen oder -initiati-
ven zur Interoperabilität von Plattformen (§ 19a Abs. 2 Nr. 
5 GWB, Art. 6 Abs. 1 lit. f DMA) und zur Begrenzung ihrer 
Marktmacht (vor allem § 19a und 20 GWB, Art. 5 und 6 
DMA) Position bezieht, sondern sie außer Acht lässt (Ger-
pott, 2021b; Lettl, 2021).

Ebenso wie die Linken wünschen sich die Sozialdemokra-
ten, dass „es ... Alternativen zu den großen Plattformen 
... mit echten Chancen für lokale Anbieter“  (SPD, 2021, 
14) gibt. Sie wollen deshalb „Plattformen für den regio-
nalen Handel und regionale Dienstleistungen fördern“ 
(SPD, 2021, 14). Die zuvor beschriebenen ökonomischen 
Mechanismen auf Online-Vermittlungsmärkten werden 
damit verkannt oder als durch politischen Willen über-
windbar interpretiert. Die Finanzierung der angekündigten 
Förderung bleibt im Dunkeln.

Hasskriminalität und anderen Straftaten im Internet will 
die SPD begegnen, indem sie Plattformbetreibern aufer-
legt, „Voraussetzungen für eine grundsätzliche Identifi -
zierbarkeit“ (SPD, 2021, 14) von Verdächtigen zu schaffen, 
„die nationalen Schutzvorschriften im Strafgesetzbuch 
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und Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ weiterentwickelt und 
„verbindliche Regelungen auf europäischer Ebene (Digital 
Service Act)“ (SPD, 2021, 15) sowie „europäische Früh-
warnsysteme gegen Desinformationskampagnen“ (SPD, 
2021, 53) vorantreibt. Abwägungen zwischen dem Schutz 
der Persönlichkeit sowie der Rede- und Informationsfrei-
heit im Netz sind bei den Sozialdemokraten ebenso wenig 
zu fi nden wie Anhaltspunkte zur praktischen Umsetzung 
des erwähnten Frühwarnsystems. 

Alles in allem formuliert die SPD ihre Vorstellungen zum 
Umgang mit digitalen Plattformkonzernen etwas weniger 
aggressiv und klarer als die Linken. Inhaltlich liegen die 
beiden Parteien auf diesem digitalpolitischen Feld jedoch 
sehr nah beieinander.

Bündnis 90/Die Grünen

Auch die Grünen beabsichtigen, „Dienstleistungen von 
Plattformen... und ... [deren ] Marktmacht [zu] regulieren“ 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 38). Sie äußern sich da-
zu materiell allerdings eher nebulös. Eine Positionierung 
zum DMA, der in Art. 5 und 6 lange Listen einschlägi-
ger Verhaltensaufl agen enthält, sucht man im Programm 
vergeblich. Einerseits soll in Deutschland das Bundes-
kartellamt zukünftig bei „Internetgiganten ... Erwerbs-
vorgänge“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 40) prüfen. 
Andererseits befürwortet die Ökopartei ein eigenstän-
diges europäisches Kartellamt, um eine „europäische 
Digitalaufsicht [zu] etablieren“ (Bündnis 90/Die Grünen, 
2021, 40). Wie eine parallele Kompetenzerweiterung des 
Bundeskartellamts und eines europäischen Kartellamts 
harmonieren soll, bleibt im Dunkeln. Ebenso lässt die 
Partei offen, ob Entscheidungen zur geforderten Option 
der Aufspaltung von großen Digitalkonzernen „unabhän-
gig von einem Missbrauch ..., wenn ihre Marktmacht zu 
groß wird“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 41), vom Bun-
deskartellamt oder der Kommission gefällt werden soll-
ten. In jedem Fall planen die Grünen die Unterstützung 
von „Smart-City-Projekte[n zum] Aufbau unabhängiger 
digitaler Plattformen, mit denen der örtliche Einzelhan-
del attraktivere Angebote machen kann“ (Bündnis 90/
Die Grünen, 2021, 73). Dies deutet auf den Einsatz von 
Steuergeldern für wirtschaftspolitisch ineffi ziente För-
derprogramme hin.

Bei der Bekämpfung von „Hasskriminalität im Netz“ 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 96) vertrauen die Grünen 
vor allem auf eine „zügige Umsetzung des europäischen 
Digital Services Act“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 
96; DSA). Dieser EU-Verordnungsentwurf (Europäische 
Kommission, 2020a) verlagert die Kontrolle und Rechts-
durchsetzung gegenüber großen Plattformen im Zu-
sammenhang mit der Verbreitung illegaler Inhalte auf die 

Europäische Kommission, die dabei durch ein neu einzu-
richtendes Beratungsgremium sowie einen Ausschuss für 
digitale Dienste unterstützt werden soll (insbesondere Art. 
47 Abs. 2 lit. b, 48 Abs. 4 und Art. 70 DSA; Gerpott, 2021a; 
Spindler, 2021). Das blendet das Programm aus, wenn es 
parallel für Deutschland im gleichen Absatz zusätzlich zu 
den bereits vorhandenen Landesmedienanstalten ohne 
Nutzen-Kosten-Erwägungen eine „gemeinsame Medien-
anstalt der Länder“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 96) 
fordert. Hier hatte man nicht den Mut, den hintergründig 
mitschwingenden Zweifel an der Wirtschaftlichkeit der 
heutigen Organisation mit 14 Anstalten pointierter auszu-
drücken. Die Grünen akzeptieren „eine Verpfl ichtung zum 
Einsatz von Uploadfi ltern“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 
96) ebenfalls nicht. Nicht erörtert wird damit, wie die Par-
tei Persönlichkeits- und Urheberrechtsschutz sowie Re-
de- und Informationsfreiheit austarieren will. 

In der Summe hinterlässt das grüne Programm zu digi-
talen Plattformkonzernen einen ambivalenten Eindruck: 
Einerseits fi ndet man Hinweise auf nuancierte Kenntnisse 
der einschlägigen Fachdebatten. Andererseits mangelt 
es an präzisen, in sich widerspruchsfreien wirtschaftspo-
litischen Vorschlägen zu dieser Anbietergruppe.

FDP

Die Liberalen fordern, dass Digitalkonzerne „einer spe-
ziellen Regulierung unterworfen werden“, um zu ver-
hindern, dass sie „den Wettbewerb verzerren“ (FDP, 
2021, 8). Staatseingriffe sollen nicht allein auf nationaler, 
sondern zudem auf EU-Ebene erfolgen. Deshalb unter-
stützt die Partei „die Pläne zur Schaffung eines Digital 
Markets Act“ (FDP, 2021, 8), allerdings ohne zu skiz-
zieren, wie man sich die Verzahnung der zwei Ebenen 
vorstellt. „Den Einsatz von Uploadfi ltern im Netz“ lehnen 
die Liberalen „als immense Gefahr für Meinungs- und 
Kunstfreiheit ... ab“ (FDP, 2021, 48). „Meinungsfreiheit 
in vollem Umfang“ (FDP, 2021, 41) will die Partei zudem 
unter anderem durch eine Abschaffung des Netzwerk-
durchsetzungsgesetzes und einer damit verbundenen 
Beseitigung von Sperrungsentscheidungen privater Un-
ternehmen, die man „durch Einrichtungen der Selbstre-
gulierung als Beschwerdeinstanz“ (FDP, 2021, 41) erset-
zen möchte, gewährleisten. Was man sich unter solchen 
Einrichtungen vorstellen darf, bleibt verborgen. Opfern 
von Hassreden oder anderen Vergehen im Netz soll mit 
einem „Auskunftsanspruch gegen Plattformen und In-
ternetprovider“ (FDP, 2021, 41) geholfen werden. Netz-
neutralität will die Partei schützen und „neue qualitäts-
gesicherte Dienste ermöglichen“ (FDP, 2021, 26). Auch 
bei der FDP bleibt unklar, warum hier über die Verord-
nung (EU) 2015/2120 hinaus weitere staatliche Maßnah-
men geboten sein könnten. 
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Insgesamt nimmt das Programm der FDP wirtschaftspo-
litisch verhältnismäßig genau konturierte Positionen ge-
genüber digitalen Plattformkonzernen ein.

Zwischenfazit

Die Programme der Linken und der SPD greifen aktuel-
le rechtliche Entwicklungen zum Umgang mit Betreibern 
großer Online-Plattformen nicht auf und vermitteln den 
aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht befremdlichen 
Eindruck, dass durch politische Maßnahmen die Wettbe-
werbsbedeutung lokaler Plattformen effi zient gesteigert 
werden könne. Das Programm der Grünen ist in sich nicht 
widerspruchsfrei und inhaltlich sehr offen gehalten. Die 
Vorstellungen der FDP weichen oft deutlich von denen 
der anderen drei Parteien ab.

Netzausbau für die elektronische Kommunikation

Die Linke

Die Partei kündigt an „mit einem öffentlichen Investiti-
onsprogramm die enormen Mängel bei[m] Breitbandaus-
bau [zu] beheben“ (Die Linke, 2021, 11). Das Programm 
soll sich auf „10 Mrd. Euro jährlich in ganz Deutschland“ 
(Die Linke, 2021, 90) belaufen. Den „Vorrang privater An-
bieter sowohl beim Ausbau als auch beim Betrieb der 
regionalen Breitbandnetze“ (Die Linke, 2021, 79) will die 
Linke abschaffen. Breitband- und Mobilfunknetze sowie 
die Deutsche Telekom möchte man „in öffentliche (oder 
genossenschaftliche) Hand und in gesellschaftliche Ei-
gentumsformen“ (Die Linke, 2021, 59) überführen. Es soll 
nur noch „ein einheitliches Mobilfunknetz aus einer Hand“ 
(Die Linke, 2021, 90) geben. Die Partei fordert, sämtliche 
Netze „durch die Kommunen ... dauerhaft in öffentlicher 
Hand [zu] betreiben“ (Die Linke, 2021, 90). Allein schon 
aus technischen Gründen würde eine Umsetzung dieser 
Forderung zumindest für Mobilfunk- und überregionale 
leitungsgebundene Transportnetze zu ineffi zienten Lö-
sungen führen. Außerdem verzichten die Linken auf ei-
nen konkreten Vorschlag, wie die Enteignungen fi nanziert 
werden und ablaufen sollen. 

Alles in allem plädiert die Linke beim Bau und Betrieb von 
Telekommunikationsnetzen unmissverständlich für eine 
staatsmonopolistisch-sozialistische Ordnungspolitik.

SPD

Die SPD verspricht „die Versorgung aller Haushalte und 
Unternehmen mit Bandbreite von mindestens 1 Gbit/s [zu] 
garantieren – durch konkrete, gesetzlich festgelegte Aus-
bau- und Versorgungsverpfl ichtungen und entsprechende 
Zwischenziele“ (SPD, 2021, 12-13). Wie diese Garantie fi -

nanziell und praktisch umgesetzt werden könnte, wird we-
der durch den Hinweis, dass „hier .. auch die Netzbetrei-
ber in der Verantwortung [stehen]“ (SPD, 2021, 13) noch 
durch andere Überlegungen erkennbar. In der Summe 
konvergiert die inhaltliche Substanz des Programms im 
Hinblick auf den Telekommunikationssektor gegen Null.

Bündnis 90/Die Grünen

Die Grünen nennen aktuelle Fachthemen zum Netzaus-
bau umfassender als die drei politischen Konkurrenten. 
So werden die Gestaltung eines Breitband-Universal-
dienstes zur Absicherung eines persönlichen Rechtsan-
spruchs auf einen hinreichend schnellen Internetzugang 
zur privaten Nutzung in der Wohnung und unterwegs, die 
Liefertreue bei der Übertragungsgeschwindigkeit von In-
ternetanschlüssen, lokales Roaming von Mobilfunknetz-
betreibern und die Beibehaltung von Versteigerungen als 
vorrangiges Verfahren bei der Vergabe von Frequenzen 
erwähnt (Bündnis 90/Die Grünen, 2021, 72-74). Die Vor-
stellungen bleiben zumeist sehr allgemein (z. B. Mindest-
qualität der Breitbandversorgung, Abruf von Fördergel-
dern des Bundes zum Netzausbau). Außerdem werden 
sie nicht mit der zum Zeitpunkt der Programmveröffent-
lichung (19.3.2021) bereits im Detail erkennbaren Novelle 
des Telekommunikationsgesetzes (TKG; Bundesregie-
rung, 2021a) verknüpft (z. B. Universaldienst in §§ 156-
157 TKG 2021, Liefertreue in §§ 57-58 TKG 2021, Roa-
ming in § 106 TKG 2021; Deutscher Bundestag, 2021) 
und sind folglich nicht à jour. Finanzierungsfragen wer-
den nicht angesprochen.

FDP

Die FDP fordert „eine fl ächendeckende und hochleis-
tungsfähige Mobilfunkabdeckung durch echten Wettbe-
werb auf dem Mobilfunkmarkt, ein Glasfasernetz und eine 
konsequente Hochrüstung bestehender 4G Netze“ (FDP, 
2021, 25). Der Netzausbau soll „mit einem effi zienten Auk-
tionsdesign und durch ein starkes und zeitnahes Control-
ling des Bundes“ sowie „nachfrageorientiert und kosten-
effi zient ... durch Gigabit-Gutscheine für Privathaushalte 
und kleine und mittlere Unternehmen“ (FDP, 2021, 25) 
erreicht werden. Starke Argumente gegen derartige Gut-
scheine (Gerpott, 2020) werden nicht gewürdigt. Im Mo-
bilfunk greifen die Liberalen technische Trends auf, indem 
sie „Spezialdienste mit Network-Slicing für zeitkritische 
Anwendungen ... ermöglichen“ und deren „diskriminie-
rungsfreie Ausgestaltung ... wettbewerbsrechtlich“ (FDP, 
2021, 26) absichern wollen. In einer Gesamtschau lassen 
sich aus dem Programm telekommunikationspolitische 
Positionen (wettbewerbliche Marktordnung, auktionsba-
sierte Frequenzvergabe) der FDP klarer als bei den Sozi-
aldemokraten entnehmen.
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Themenfeld
Die 

Linke SPD
Die 

Grünen FDP

ÖRR1 und private Publikumsmedien

Online Mediathek/Medienplattform    -

ÖRR-Konzentration Information /Bildung  - - 

Urheberrecht  -  

Leistungsschutzrecht Presseverleger  - - 

Digitale Plattformkonzerne

Strukturelle Interventionen    -

Stärkung lokaler/regionaler Wettbewerber    -

Bezug zu Digital Market/Services Acts -  - 

Bezug zu GWB -   

Automatisierte Abwehr Urheberrechtsverstöße  -  

Abwehr Hassrede/Fehlinformationen    

Netzneutralität  - - 

Ausbau Telekommunikationsnetze

Sektorremonopolisierung  - - -

Staatliche Ausbausubventionsprogramme  -  -

Recht auf schnelles Internet    -

Liefertreue Breitbandanschluss - -  -

Gigabit-Gutscheine - - - 

Auktion als Regelverfahren Frequenzvergabe - -  

Lokales Roaming - -  -

Zwischenfazit

Beim Ausbau von Netzen zur elektronischen Kommunika-
tion gehen die Programme der Linken und der SPD über 
wenige Schlagworte nicht hinaus. Grüne und FDP erwäh-
nen einschlägige Fachthemen umfassender, bleiben aber 
hinter dem Status aktueller Rechtsentwicklungen und der 
wissenschaftlichen Diskussion zurück.

Gesamtfazit und Ausblick

Die politische Bedeutung der analysierten vier Wahlpro-
gramme hängt von dem Mandatsanteil der Parteien nach 
der nächsten Bundestagswahl, ihrer Beteiligung an der 
Bundesregierung sowie von den Ressorts und sonstigen 
Spitzenstellen ab, die Parteimitglieder in dieser Regierung 
übernehmen werden. Es kann deshalb vermutet werden, 
dass dem Programm der Linken geringste und dem der 

Grünen die größte Relevanz zukommen wird. Das Pro-
gramm der Grünen zeichnet sich gegenüber den andern 
drei Absichtserklärungen durch eine relativ umfassende 
Benennung digital- und medienpolitischer Themen aus 
(vgl. Tabelle 1); es ist aber auch inhaltlich am wenigs-
ten konturiert. Auf diese Weise maximiert die Partei ihre 
Chancen, keine Wählergruppe zu verschrecken und in der 
Folge durch eine Regierungsbeteiligung ihre politischen 
Vorstellungen realisieren zu können. Zudem spricht die 
Unbestimmtheit auf dem hier untersuchten Politikfeld 
dafür, dass die Grünen – und auch wohl die Linke, SPD 
und FDP – es allen Lippenbekenntnissen zur enormen 
Wichtigkeit der gesellschaftlichen Digitalisierung zum 
Trotz nicht als kritisch für ihre Wahlaussichten einstufen. 
Die Linke, SPD und FDP orientieren sich jeweils in ihren 
Wahlprogrammen bei der Digital- und Medienpolitik stär-
ker als die Grünen am Markenkern der Partei. Allerdings 
werden auch in diesen drei Programmen Positionen nicht 
nachvollziehbar begründet. Bei wichtigen Aspekten sind 
die Vorstellungen veraltet, weil sie den Stand der Rechts-
setzung und der Fachdebatten zu wenig beachten.

In Deutschland wird gegenwärtig, nicht zuletzt ange-
sichts von Schwachstellen im Umgang mit der Corona-
Pandemie, von vielen beklagt, dass das Land bei der 
Digitalisierung international keine Spitzenposition ein-
nimmt. Die Programme von vier Parteien für die Bundes-
tagswahl 2021 vermitteln nicht den Eindruck, dass dieser 
Rückstand durch fachkundige Wettbewerbs- und Ver-
braucherschutzpolitik rasch aufgeholt werden dürfte. Es 
bleibt zu hoffen, dass diese Einschätzung zu pessimis-
tisch ist, weil die Effekte von Wahlprogrammen auf das 
praktische Handeln der Bundesregierung und der Bun-
destagsparteien auch in der 20. Legislaturperiode gering 
ausfallen könnten.
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Mit dem im April 2021 vorgelegten Gutachten zur Lage 
der Verbraucher:innen in Deutschland erfüllt der seit 2014 
beim Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
fragen angesiedelte Sachverständigenrat für Verbrau-
cherfragen (SVRV) erstmals seinen aus dem Einrichtungs-
erlass resultierenden Auftrag, in regelmäßigem Abstand 
ein Gutachten vorzulegen (SVRV, 2021, 19). Ziel des Gut-
achtens ist es, aus Sicht der Verbraucher:innen auf die 
deutsche Gesellschaft, insbesondere die Volkswirtschaft, 
zu schauen und wesentliche Probleme und Herausforde-
rungen darzustellen sowie ausgewählte Handlungsemp-
fehlungen für die Verbraucherpolitik auszusprechen.1

Insgesamt bewertet der SVRV (2021, 6 und 412) die Lage 
der Verbraucher:innen „im Allgemeinen nicht als grund-
sätzlich besorgniserregend“. Das ist nicht falsch, aber der 
Autor dieser Zeilen hält dies für eine übertrieben zurückhal-
tende Einschätzung. Ich persönlich bewerte die Lage der 
Verbraucher:innen als überwiegend gut – was aber auch 
bedeutet, dass Gruppen, die in einer schlechteren Lage 
sind, umso mehr eine politische Herausforderung sind. 
Man wird diesen Gruppen nur helfen können, wenn man 
in der Mitte der Gesellschaft, der es gut geht, Mehrheiten 
generiert. Und das gelingt nicht, wenn man der Mehrheit 

© Der/die Autor:in(nen) 2021. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

* Der Autor dankt den weiteren Mitgliedern und den Mitarbeitenden 
des SVR für Verbraucherfragen. Er gibt hier seine persönliche Sicht 
auf das gemeinsam verfasste Gutachten wieder. Nur längere wörtli-
che Zitate sind kenntlich gemacht.

1 Ob und wie sich die Pandemie auf die Verbraucher:innen mittel- und 
längerfristig auswirkt, war zum Zeitpunkt der Finalisierung des Gut-
achtens (Ende Januar 2021) noch nicht absehbar. So werden nur 
punktuelle Befunde referiert, aber es gibt kein Corona-Kapitel.

einreden will, es ginge ihr gar nicht so gut, wie sie sich in 
Deutschland seit Jahren fühlt (Priem et al., 2021). Hieran hat 
auch die Corona-Pandemie nicht grundsätzlich und effektiv 
etwas geändert (Liebig und Kühne 2021; SVRV, 2021, 54). 
Um es deutlich zu sagen: Berechtigte Beschwerden und 
Klagen der Haushalte sowie der Verbraucherverbände sind 
mit der Einschätzung einer guten Lage der großen Mehrheit 
der Verbraucher:innen voll und ganz kompatibel. Viele öf-
fentliche und veröffentlichte Diskussionen sowie juristische 
Klagen sind nicht der Beweis einer schlechten Lage, son-
dern ein Beleg für einen funktionierenden demokratischen 
Prozess und einen funktionierenden Rechtsstaat.

Strukturprobleme

Dass neue Technologien und Einsatzbereiche, die wegen 
ihres großen Nutzens rasch weite Verbreitung fi nden, Prob-
leme verursachen, ist nicht überraschend, sondern – wie der 
SVRV (2021, 6 und 412) betont – zu erwarten. Wie das z. B. 
gegenwärtig bei der Digitalisierung der Fall ist, mit Defi ziten 
in der Infrastruktur, großen sozialen Unterschieden bei der 
Nutzung und aus Verbrauchersicht unbefriedigenden oder 
gar betrügerischen Angeboten. Dabei ist es kein grundsätz-
liches Problem, dass die für den Verbraucherschutz ange-
messenen Regulierungen erst nach und nach auf Basis von 
Versuch und Irrtum etabliert werden – das war bei jeder neu-
en Technologie so und wird auch in Zukunft so sein.



Wirtschaftsdienst 2021 | 6
474

Analysen und Berichte Verbraucherpolitik

Dass aber im Bereich der Ernährung Fehlernährung Proble-
me verursacht, ist hingegen – wie der SVRV feststellt – ein 
strukturelles Problem. „Strukturell problematisch ist auch 
in den Bereichen Wohnen und Mobilität ein Zielkonfl ikt, der 
sich für viele Menschen daraus ergibt, dass sie ruhig und 
bezahlbar wohnen möchten – dieser Wunsch sich aller-
dings insbesondere in Großstädten nicht leicht realisieren 
lässt und viele Menschen deswegen im Umland oder auf 
dem Land wohnen. Aus dem dadurch bedingten räumli-
chen Auseinanderdriften von Arbeit, Wohnen und Freizeit 
ergeben sich Mobilitätszwänge und möglicherweise eine 
dauerhaft abgesenkte Lebenszufriedenheit“ (SVRV, 2021, 
6). Hier reichen bessere Informationen, auf die seit Jahren 
die systematische Verbraucherpolitik setzt, nicht aus. Ver-
braucherpolitik ist mehr als Informationsverbesserung. Ein 
Beispiel sind auch die zunehmenden Schäden, die das Kli-
ma verursacht: Hier schlägt der SVRV im Kapitel zum Woh-
nen eine Versicherungspfl icht gegen Elementarschäden vor 
(SVRV, 2021, 51 f.; ausführlich Groß et al., 2019). Auch für 
das Wohnen reicht es nicht aus, nur bessere Informationen 
und Klagemöglichkeiten zu Verfügung zu stellen: „Der Staat 
sollte seiner Verantwortung gerecht werden und die Rah-
menbedingungen dafür schaffen, dass auch Wohnungen 
im unteren und mittleren Preisniveau weiter gebaut werden. 
Jenseits der Verbraucherpolitik im engeren Sinne ist und 
bleibt nach Einschätzung des SVRV sozialer Wohnungsbau 
auf Dauer erforderlich, um ein passendes und bezahlbares 
Wohnangebot sicherzustellen“ (SVRV, 2021, 91).

Nachhaltiger Lebensstil

Die vielleicht wichtigste Aussage im Gutachten ist, dass 
„nachhaltiger Konsum ein für das Überleben der Mensch-
heit notwendiges Ziel“ ist (SVRV, 2021, 9 und 223). Diese 
Prämisse ist offensichtlich mit dem inzwischen vorliegen-
den Urteil zum Klimaschutz des Bundesverfassungs-
gerichts (2021) kompatibel. Um mehr Nachhaltigkeit des 
Konsums zu erreichen, reicht eine bessere Verbraucher-
schutzpolitik offensichtlich nicht aus, also „lediglich 
bessere Informationen für Konsumenten“, etwa über die 
Herkunftsländer von Gewürzen, Gemüse und Früchten, 
sondern „es ist ein nachhaltigkeitsorientierter Ordnungs-
rahmen notwendig und entsprechende staatliche Struk-
turmaßnahmen,“ wodurch schließlich Verbraucher:innen 
„selbstbestimmte Entscheidungen im Einklang mit Nach-
haltigkeit treffen können“ (SVRV, 2021, 9).

Zu einem Nachhaltigkeits-Ordnungsrahmen bzw. zu ord-
nungspolitischen Maßnahmen für mehr nachhaltigen Kon-
sum sagt der SVRV nichts weiter, denn wenn auch eine 
sozial ausgewogene Ausgestaltung angestrebt wird, wo-
zu sich der SVRV abstrakt bekennt, fällt es doch jedem 
pluralistisch besetzten Beratungsgremium schwer, sich 
einerseits auf Empfehlungen von Verboten bestimmter 

Produkte sowie verhaltenslenkende Steuern und Abga-
ben zu einigen und andererseits auf sozial kompensieren-
de Maßnahmen, etwa bei der Besteuerung oder gezielten 
Transfers.2 Immerhin kann die Empfehlung des SVRV, das 
Wissen über Nachhaltigkeit zu stärken (Nachhaltigkeits-
Literacy), indirekt auch ordnungspolitische Maßnahmen 
und gezielte Steuern und Abgaben nach sich ziehen: 
Wenn besser informierte Wähler:innen in den Parlamenten 
für Mehrheiten sorgen, die Strukturmaßnahmen nachhal-
tig implementieren. Der SVRV hält ausdrücklich fest, dass 
– selbst bei guter Nachhaltigkeits-Literacy (SVRV, 2021, 
235 f.) – souveräne Konsumentscheidungen zugunsten der 
ökologischen Nachhaltigkeit oft nicht einfach sind, da nicht 
überall nachhaltige Produkte angeboten werden und es oft-
mals schwer fällt, Informationen darüber zu fi nden, ob ein 
Produkt nachhaltig hergestellt wurde und wie die Lieferket-
ten aussahen (SVRV, 2021, 268 f.). 

Verbraucherschutzpolitik beruht traditionell auf bestimm-
ten Ge- und Verboten, so speziell im Ernährungsbereich. 
In den vergangenen Jahrzehnten ist die Verbesserung der 
Informationen, die über Konsumgüter und Wohnungen zur 
Verfügung gestellt werden müssen, immer mehr in den Vor-
dergrund gerückt. Etwa im Bereich Ernährung werden die 
Inhaltsstoffe von Lebensmitteln und deren Nährwert diffe-
renziert dargestellt sowie oft deren Regionalität und Her-
kunft mitgeteilt. Auf der anderen Seite zeigt eine Bevölke-
rungsbefragung des SVRV, dass mehr als 70 % der befrag-
ten Verbraucher:innen es eher als schwierig einschätzen, 
Informationen darüber zu fi nden, ob ein Produkt nachhaltig 
ist. Das Fehlen verständlicher Nachhaltigkeitskennzeich-
nungen wird von 31 % als ein Hinderungsgrund für nach-
haltiges Konsumieren angegeben. Daher empfi ehlt der 
SVRV die Verbraucherinformationen hinsichtlich nachhalti-
ger Konsumoptionen verständlicher und übersichtlicher zu 
gestalten und das Angebot an nachhaltigen Produkten zu 
fördern (SVRV, 2021, 268 ff.).

Verbraucherpolitik im traditionellen Sinne

Der oder die eigenverantwortlich handelnde Verbraucher:in 
ist als normatives Leitmotiv ein zentraler Bestandteil einer 
marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung. Maßnahmen 
zur Verbesserung der Informationslage und der Entschei-
dungskompetenz sind aufgrund der mit der Digitialisierung 
verbundenen neuen Möglichkeiten nach wie vor zentral für 
den Verbraucherschutz. Ein kompetenter Umgang mit dem 
Internet ist die Voraussetzung dafür, dass Verbraucher:innen 
die potenziellen Vorteile digitaler Märkte – besserer Zugang 
zu Informationen, eine größere Auswahl, potenziell niedri-
gere Preise und mehr Innovation bei Produkten und Dienst-

2 Der SVRV besteht aus sieben wissenschaftlichen Mitgliedern verschie-
dener Disziplinen und zwei Praxisvertretern (für Angebot und Nachfrage).
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leistungen – für sich realisieren und Souveränität in der 
digitalen Welt erlangen können. Dabei ist es nicht überra-
schend, dass die für das SVRV-Gutachten durchgeführten 
Studien zeigen, dass die digitalen Verbraucherkompeten-
zen in Deutschland noch große Lücken aufweisen und vor 
allem sozial ungleich verteilt sind (SVRV, 2021, 399). So wis-
sen z. B. nur ca. 25 % der Verbraucher:innen sicher über ihr 
Rückgaberecht bei Online-Käufen Bescheid. Die Verbrau-
cherpolitik ist daher gefordert, differenzierte Maßnahmen 
zu ergreifen, um die digitalen Verbraucherkompetenzen zu 
erhöhen. Dies ist leichter gesagt als getan, da die größten 
Lücken bei bildungsfernen und älteren Menschen zu fi nden 
sind und Erwachsenenbildung schwierig ist. In der digita-
len Welt muss Verbraucherpolitik deshalb mehr sein als die 
Verbesserung der Verbraucherinformation: Informations-
verpfl ichtungen für Anbietende müssen um Maßnahmen 
des rechtlichen Verbraucherschutzes ergänzt werden. Frei-
lich sind Informationspfl ichten ein zeit intensives und kost-
spieliges Instrument, das in der Praxis wenig oder keine 
Wirkung zeigt, da die Informationsfl ut die Menschen über-
fordert bzw. auf kein Interesse stößt (SVRV, 2021, Kapitel 
E). So zeigt eine Befragung, dass nur etwa die Hälfte der 
Nutzer:innen von Vergleichs- und Vermittlungsplattformen 
überhaupt Interesse an Transparenzinformationen hat und 
diese kaum genutzt werden (SVRV, 2021, 10).

Mehr Informationen führen nicht unbedingt zu mehr Infor-
miertheit. Daher empfi ehlt der SVRV (2021, 11 und 400) nicht 
noch mehr Regulierung, welche die Informationsfl ut noch 
vergrößert, „sondern eine bessere und gezieltere Regulie-
rung der Verbraucherinformationen“, also eine „Lichtung 
des Regelungsdickichts“, eine Reduzierung auf das We-
sentliche. Entsprechend sollte die Verbraucherpolitik einen 
gesetzlichen Rahmen für Gütesiegel schaffen. Das ist na-
türlich leichter gesagt als getan, denn es ist alles andere als 
offenkundig, was das Wesentliche ist. Deswegen empfi ehlt 
der SVRV unter dem Label „Verbraucherinformatik“ (SVRV, 
2021, 393) mehr und gezielte Forschung. Gemeint ist damit 
Forschung zu Risikokommunikation. Zum Beispiel sollten 
auf Basis von Abbildungen oder grafi schen Symbolen zügig 
„Nichttextliche-Informationsmodelle“ entwickelt und empi-
risch daraufhin überprüft werden, ob sie die effektive Nut-
zung von Informationen durch die Verbraucher:innen, etwa 
bei Plattformanbietern, steigern könnten (vgl. Kasten 1).

Informationen und bessere Bildung über Ernährung

Ernährung ist ein zentraler und komplexer Konsumbereich, 
der gegenwärtig etwa 15 % des durchschnittlichen Kon-
sumbudgets in Anspruch nimmt. Ernährung ist ein wesent-
licher Bestandteil des Alltags und dient auch der Identi-
täts- und Lebensstilbildung (SVRV, 2021, Kapitel C.III). Al-
lein aus diesen Anforderungen entstehen bereits Probleme 
(z. B. durch knappe Einkommen und den Wunsch einen 

sozial anerkannten Lebensstil zu pfl egen), hinzu kommt 
eine unübersichtliche Zahl von Waren. Die Untersuchun-
gen des SVRV zeigen, dass aus Verbrauchersicht nicht nur 
die Kosten der Ernährung wichtig sind, sondern auch die 
Inhaltsstoffe und Nährwertkennzeichnung, Gütesiegel, Re-
gionalität und Herkunft von Lebensmitteln sowie – für klei-
ne Verbrauchergruppen – der Fleischkonsum. Dabei sind 
Verbraucher:innen mit Migrationshintergrund aufgrund reli-
giöser Anforderungen an Lebensmittel mit weiteren beson-
deren Problemlagen konfrontiert.

Viele Menschen zeigen sich hinsichtlich Lebensmitteln stark 
verunsichert und erwarten eine stärkere und vor allem über-
sichtlichere staatliche Regulierung und Kontrolle. Daher 
empfi ehlt der SVRV, durch bessere und transparente Le-
bensmittelkontrollen Vertrauen zu schaffen (2021, 205 f.). Der 
Gütesiegel-Dschungel sollte gelichtet und Kennzeichnungen 
bezüglich der regionalen Herkunft, des Tierwohls und der 
Nachhaltigkeit von Lebensmitteln klarer geregelt werden. 
Neben staatlichen Gütesiegeln sollten alternative Siegel, 
etwa von Unternehmen, „nur zulässig sein, wenn ihre Güte 
bzw. tatsächliche Aussagekraft für alle Verbrauchergruppen 
nachweisbar über die Mindeststandards staatlicher Siegel 
hinausgeht.“ Das muss effektiv kontrolliert werden, dafür 
dürften übergeordnete Kontrollbehörden und -einrichtungen 
besser geeignet sein als Städte und Kommunen.

Ein schwieriges Kapitel ist der Fleischkonsum (SVRV, 2021, 
208ff.). Der SVRV geht davon aus, dass Anreize für einen re-
duzierten Fleischkonsum zwar gesundheitlich und ökologisch 
sinnvoll sind, aber dass auch die meisten weiterhin Fleisch 
essen wollen und eine stark einschränkende Regulierung z. B. 
durch eine gezielte Besteuerung als unerwünschten schwe-
ren Eingriff in die Privatsphäre empfi nden würden. Statt 
Fleischkonsum stark zu reglementieren und zu verteuern, 
empfi ehlt der SVRV daher Maßnahmen, die an der grund-
sätzlichen Bereitschaft vieler ansetzen, ihren Fleischkonsum 
zu reduzieren. Der SVRV befürwortet gezielte Informationen, 
um besser über die Folgen des Verzehrs von Fleisch und an-
deren Tierprodukten und über die Vorteile einer Umstellung 
auf eine stärker pfl anzlich basierte Ernährung zu informieren. 
Und die „Bundesregierung sollte (endlich) ein verpfl ichtendes, 
staatliches Tierwohllabel einführen und sich darüber hinaus 
weiterhin für eine einheitliche, verpfl ichtende Kennzeichnung 
auf EU-Ebene einsetzen. Die Verbraucher:innen sollten durch 
die Kennzeichnung transparent über die Tierwohlleistungen 
eines konkreten Produktes informiert werden. Ein Tierwohl-
label sollte mehrstufi g sein, wobei sich die Kriterien des La-
bels nicht daran orientieren sollten, was für Landwirte einfach 
und kostengünstig umsetzbar ist, sondern die Kriterien soll-
ten wesentliche Steigerungen des Tierwohls belohnen. Aus 
diesem Grund sollten die Vergabekriterien für höhere Stufen 
des Labels auch im Laufe der Zeit schrittweise angehoben 
werden“ (SVRV, 2021, Empfehlung 24).
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Kasten 1
Ausgewählte Empfehlungen des SVRV zu Datenerhebungen und Forschungsorganisation

Datenerhebungen

Hinsichtlich der systematischen Förderung nachhaltiger Konsummuster empfi ehlt der SVRV (2021, 421) der Bundesregierung, ein 

Monitoring zu etablieren, das die Entwicklungen und Veränderungen im Bewusstsein, der Kompetenz und Gelegenheitswahrneh-

mung hinsichtlich nachhaltigen Konsums erfasst. Die für das Lage-Gutachten durchgeführte Bevölkerungsbefragung könnte ein 

Ausgangspunkt sein. „Im Zuge des Monitorings sollten auch die Messinstrumente und die sozioökonomische Differenzierung in 

der Methode und Auswertung validiert und weiterentwickelt werden und zum Zwecke der evidenzbasierten Maßnahmenevaluati-

on eingesetzt werden.“ 

Weiterhin empfi ehlt der SVRV (2021, 8, 47, 88 und 412) „den Wohngeld- und Mietenbericht der Bundesregierung um eine Be-

standsaufnahme der Situation von (selbstnutzenden) Eigentümerinnen und Eigentümern sowie Menschen in Gemeinschaftsun-

terkünften und wohnungslosen Menschen zu ergänzen“. Folgerichtig wäre es, diesen Bericht als „Wohnbericht“ zu bezeichnen. 

Da praktisch alle empirischen Erhebungen, so auch der für den SVRV durchgeführte Survey, die Lebenssituation wohnungsloser 

und in Heimen und Gemeinschaftsunterkünften lebender Menschen nicht berücksichtigen, weist der SVRV besonders auf die 

Notwendigkeit einer systematischen deutschlandweiten statistischen Erfassung hin. Das Wohnungslosenberichterstattungs-

gesetz (WoBerichtsG) wird ausdrücklich begrüßt, das erstmals für 2022 eine Erhebung einer Statistik über wohnungslose Men-

schen vorsieht. 

Für den Bereich der Mobilität empfi ehlt der SVRV (2021, 415)  „die Entwicklung von empirischen Indikatoren zur Evaluierung der 

Grundversorgung im Bedarfsfeld Mobilität“.

Organisation der Verbraucherforschung

Hinsichtlich der Verbraucherforschung in Deutschland stellt der SVRV (2021, 11 und 426) resümierend fest: „In der Verbrau-

cherpolitik werden an vielen Stellen Informationen und Erkenntnisse benötigt, die derzeit nicht vorliegen (…). Deswegen sei ab-

schließend darauf hingewiesen, dass die Verbraucherforschung in Deutschland darunter leidet, dass es keine grundfi nanzierten 

Forschungseinrichtungen gibt, die schwerpunktmäßig Verbraucherforschung betreiben und mit anderen Forschungseinrichtun-

gen, die sich mit Fragen z. B. der Ernährung, der Wohn- und Infrastruktur, der Mobilität, der Daseinsvorsorge, der Digitalisierung, 

der Nachhaltigkeit oder der Verbraucherinformation befassen, permanent zusammenarbeiten können.“ Deswegen empfi ehlt der 

SVRV „die Einrichtung von zwei wissenschaftsgetragenen außeruniversitären Zentren für Verbraucherforschung, die bundessei-

tig vom für Verbraucherfragen zuständigen Bundesressort fi nanziert werden“. Bei dieser Empfehlung sind die Begriffe sorgfältig 

gewählt: Es werden nicht zwei völlig neue Institute gefordert, sondern „lediglich“ zwei permanente Zentren, die in bestehenden 

außeruniversitären Instituten aber auch an Universitäten eingerichtet werden könnten. Hier sei auch darauf hingewiesen, dass 

bewusst zwei Zentren empfohlen werden, um – wie der SVRV (2021, 11 und 426) betont  – „ein Mindestmaß an wissenschaftli-

chem Wettbewerb zwischen den Zentren [zu] schaffen und so zur Qualitätssicherung der Forschung bei[zu]tragen. Zugleich wäre 

gewährleistet, dass das breite Themen- und Methodenspektrum der Verbraucherforschung angemessen abgedeckt wird“. 

Hinzu kommt aber noch ein weiterer Aspekt: Um Konkurrenz zu schaffen, dürfen zwei solcher Zentren nicht so spezialisiert sein, 

dass sie faktisch keine Konkurrenten sind. Sondern beide müssen die grundlegenden Fragen der Verbraucherforschung bearbei-

ten, um Konkurrenz zu gewährleisten. Dadurch würde es zumindest gelegentlich auch zu öffentlichem Streit der beiden Einrich-

tungen kommen und dieser würde nach Überzeugung des Autors das Feld der Verbraucherforschung keineswegs schwächen. 

Öffentliche Auseinandersetzungen tragen zum Agenda Setting bei – sie unterstreichen also die gesellschaftliche Bedeutung 

eines Politik- und Forschungsfeldes. Ein Beispiel für relevante Forschung nennt der SVRV (2021, 206 und 401) ausdrücklich, näm-

lich die wissenschaftlichen Grundlagen für „wissenschaftlich fundierter Kriterien zwingende Mindeststandards für die Qualität 

von Gütesiegeln, Mindestanforderungen für die Überwachung der Einhaltung dieser Kriterien nach dem Vorbild der in der Da-

tenschutzgrundverordnung (Art. 40 ff.) niedergelegten Ko-Regulierung, die Einbindung in die nationale Akkreditierungsstelle der 

Bundesrepublik Deutschland sowie das Verfahren der staatlichen Anerkennung und Überwachung von Siegeln und Zertifi katen 

sowie die Kenntlichmachung staatlich anerkannter Siegel und Zertifi kate“.
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ten, Schulen, Alters- und Pfl egeheimen etc. bewältigen. 
Ebenso wie für die Ernährung gibt ein Durchschnitts-
haushalt ungefähr 15 % seines Budgets für Mobilität aus; 
für Verbraucher:innen mit niedrigem Einkommen ist die 
fi nanzielle Belastung wesentlich (SVRV 2021, 125 ff.). Da-
bei sind in den vergangenen Jahren vor allem die Preise 
im öffentlichen Verkehr stärker gestiegen als die Einkom-
men. Der SVRV empfi ehlt daher die Prüfung alternativer 
Finanzierungsmodelle, welche die fi nanzielle Belastung 
der Nutzer:innen des öffentlichen Verkehrs senken können 
(SVRV, 2021, Empfehlung 11). Wesentlich ist jedoch, dass 
gleichzeitig eine Angebots- und Qualitätssteigerung er-
folgt, denn auch ein kostenloser ÖPNV wird nur genutzt, 
wenn er attraktiv ist und die Mobilitätsbedürfnisse bedient.

In der Tat werden über alle sozialen Gruppen und Regi-
onen hinweg Versorgungslücken und Belastungen bei 
öffentlichen Verkehrsmitteln gesehen. Beklagt werden 
mangelnde Angebote, fehlende Zuverlässigkeit und hohe 
Kosten. Der Fahrradverkehr sollte aus Sicht vieler siche-
rer und attraktiver werden. Vor diesem Hintergrund sollte 
die Verbraucherpolitik nach Ansicht des SVRV (2021, 415) 
erreichen, „dass Versorgungslücken im öffentlichen Ver-
kehr beseitigt werden. Dabei gilt es, sowohl den Zugang 
zum öffentlichen Verkehr zu verbessern als auch dessen 
Attraktivität (Zuverlässigkeit, Komfort, Sicherheit) zu er-
höhen. In den Ballungszentren muss der Fokus auf einer 
Neuverteilung des öffentlichen Raums zugunsten des 
Umweltverbunds (zu Fuß gehen, Rad fahren, öffentlicher 
Verkehr) liegen und Multimodalität für Verbraucher:innen 
erleichtert werden.“

Da unser Ernährungsverhalten ganz maßgeblich in 
der frühen Kindheit geprägt wird, ist eine verbesserte 
Verbraucher bildung insbesondere in Schulen und Kin-
dertagesstätten sinnvoll. Wichtig ist die Empfehlung des 
SVRV (2021, Empfehlung 22), „die Ernährungs- und Ver-
braucherbildung in einem schon bestehenden Anker-
Schulfach oder einem neu einzurichtenden Schulfach 
bundesweit verpfl ichtend zu verankern, die Aus- und 
Weiterbildung von Lehrkräften für Verbraucherbildung an 
Universitäten aufzubauen und zu fördern; die sachlichen 
und personellen Rahmenbedingungen für diesen Bil-
dungsbereich deutlich auszubauen und die Verbraucher-
kompetenzen bei Schüler:innen regelmäßig zu evaluie-
ren.“ Dabei könnte das Mittagessen in Ganztagsschulen 
für die Verbraucherbildung genutzt werden.

Bessere öffentliche Mobilitätsangebote und eine 
bessere Verteilung des öffentlichen Raums

Im Bereich der Mobilität werden die Grenzen traditioneller 
Verbraucherschutzpolitik besonders deutlich – bessere In-
formationen helfen nur begrenzt weiter, um die Lage der 
Verbraucher:innen im Bereich Mobilität zu verbessern, viel-
mehr sind Infrastruktur- und Baupolitik gefragt (SVRV, Ka-
pitel C.II). Wie in allen Industriegesellschaften unterliegen 
auch in Deutschland die Menschen einem hohen Mobili-
tätsdruck: Viele Erwerbstätige müssen im Alltag zwischen 
Wohn- und Arbeitsort pendeln und fast alle müssen zwi-
schen Einkaufsorten, Ämtern, Versorgungsinstitutionen 
und Freizeitstätten Wege zurücklegen. Wer Sorgeverpfl ich-
tungen hat, muss oft zusätzlich Wege zu Kindertagesstät-

Digitalisierung und Künstliche Intelligenz (KI)

Ein Forschungsfeld nennt der SVRV (2021, 390) ausdrücklich als prioritär: die optimale Regulierung von algorithmischen Entscheidun-

gen und Künstlicher Intelligenz (IZ). Es ist nicht nur aufgrund der rasanten Entwicklung dieser Felder wichtig, sondern auch deswe-

gen, weil es noch keine geordnete Forschungslandschaft gibt, die die zu schaffenden Regulierungsbehörden unterstützen kann. Die 

Dringlichkeit entsprechender Forschung wird durch die von der EU-Kommission vorgelegten Vorschläge zu Verordnungen über digitale 

Dienste und Märkte (Digital Services Act und Digital Markets Act) sowie Künstliche Intelligenz (Artifi cial Intelligence Act) unterstrichen. 

Zur Überwachung von Algorithmen hat sich der SVRV in seinem Gutachten „Verbrauchergerechtes Scoring“ (2018) bereits differenziert 

geäußert. Im Nachgang zu diesem Gutachten haben Gerberding und Wagner (2019) gezeigt, dass bereichsspezifi sche gesetzliche Re-

gelungen notwendig sind. Abstrakte Regelungen (wie z. B. in der von der EU-Kommission vorgelegten KI-Verordnung) werden nicht 

ausreichen. Selbst komplizierte Algorithmen (sogenannte selbstlernende Systeme) sind überwachbar, wenn die Gesetzgebung Schnitt-

stellen erzwingt, durch welche die Wirkungsweise von Algorithmen anhand von Testdaten, die man in den Algorithmus gibt, studiert wird 

(Gigerenzer et al., 2018). Für solche Schnittstellen ist es nicht notwendig, dass der oder die Eigentümer:in des Algorithmus den Code, 

d. h. das geistige Eigentum, offenlegt. In diesem Zusammenhang ist es hochinteressant, dass im Gesetzentwurf der Bundesregierung 

zum autonomen Fahren ausdrücklich der Zugang der Forschung zu den beim autonomen Fahren produzierten Daten geregelt wird (Bun-

desregierung 2021, 11). Mithilfe dieser Daten kann die KI geprüft werden, die autonome Fahrzeuge steuert. Die Daten sollen laut Gesetz-

entwurf in anonymisierter Form vom Kraftfahrt-Bundesamt bereitgestellt werden, das darauf auch vorbereitet ist, da es ein Forschungs-

datenzentrum als Schnittstelle zur unabhängigen Forschung betreibt, das vom Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (www.ratswd.de) 

zertifi ziert wurde (https://www.kba.de/DE/Statistik/Forschungsdatenzentrum/Ansprechpartner/ansprechpartner_node.html).
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und im Schnitt etwas zufriedener mit ihrer Wohnung sind als 
andere. Kinder, die laut Studien besonders unter der Isola-
tion durch wiederholte Lockdowns leiden, werden nicht zur 
Wohnzufriedenheit befragt. Für Erwachsene zeigt sich, dass 
Wohnzufriedenheit klar vom Alter und Einkommen abhängt: 
je älter und wohlhabender, desto zufriedener.4

Es zeigt sich auch (SVRV, 2021, 79), dass hohe Wohnkos-
ten oft kein Problem sind, da diese meist nur von denjeni-
gen gezahlt werden, die über ein überdurchschnittliches 
Einkommen verfügen. Deswegen ist in Großstädten die 
Unzufriedenheit mit den Wohnkosten keineswegs über-
durchschnittlich, da dort auch die Einkommen höher sind 
als in anderen Städten und Gemeinden. Problematisch sind 
vielmehr „normale“ bis moderat hohe Wohnkosten, die auf 
niedrige Einkommen treffen. Das größte Problem ist in be-
stimmten Regionen und Städten das Finden einer geeigne-
ten Wohnung. Hat man erst eine Wohnung gefunden, greift 
das deutsche Mietrecht und die Zufriedenheit ist meist 
hoch. Aber: Das Fünftel der Mieter:innen, das in der SVRV-
Erhebung (September 2020) seine Wohnkosten als „unange-
messen“ bezeichnet, gibt nur eine durchschnittliche Wohn-
zufriedenheit von 6,1 an, im Vergleich zu 7,8 bei Mietenden, 
die ihre Wohnkosten als angemessen bezeichnen und 8,9 
bei Eigentümer:innen. Die konkreten Bedürfnisse bezüglich 
„guten Wohnens“ sind je nach Lebenslage sehr unterschied-
lich (SVRV, 2021, 64 ff.). Ruhe ist bei allen Gruppen wichtig, 
aber Mietende und Eigentümer:innen unterscheiden sich 
deutlich: Für Mieter:innen spielt Bezahlbarkeit die größte Rol-
le, für Eigentümer:innen Ruhe. Und hohe Wohnkosten sind 
keineswegs pauschal mit Unzufriedenheit verbunden, da ho-
he Kosten oft mit einem größeren Platzbedarf und höherem 
Einkommen zusammenhängen. Bei unterdurchschnittlichen 
Haushaltseinkommen dominiert der Wunsch nach Bezahl-
barkeit, bei überdurchschnittlichen Einkommen der Wunsch 
nach Ruhe und Platz (vgl. auch Abbildung 1).

Die überwiegend hohe Zufriedenheit mit dem Wohnen be-
deutet aus Sicht des Autors, dass umso mehr für diejenigen 
getan werden sollte, die in schlechten und beengten Wohn-
verhältnissen leben – das gilt speziell für jüngere Menschen 
und für Haushalte mit Kindern. Die Notwendigkeit zum 
Handeln besteht allerdings über die klassische Verbrau-
cherpolitik hinaus, wie sich an den repräsentativ befragten 
Personen zeigt, die als wichtigste Merkmale „guten Woh-
nens“ die „Ruhe“ und „Bezahlbarkeit“ nennen. Zwar lässt 
sich Ruhe im Kleinen durch den Einbau von Schallschutz-
fenstern erreichen (SVRV, 2021, 92 f. und 414 f.). Im Großen 
sind jedoch Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die bis in 

4 Der Autor dankt Dr. Christian Groß von der Geschäftsstelle des SVRV 
für Unterstützung bei der Analyse der aktuellen Daten, die über das Gut-
achten hinausgehen, sowie Dr. Nico A. Siegel und Christian Spinner für 
die Überlassung von Mikro-Daten des COMPASS-Online-Surveys, auf 
dem die hier vorgelegten aktuellen empirischen Ergebnisse beruhen.

Weiterhin empfi ehlt der SVRV (2021, Empfehlung 13), das 
politische Ziel einer autogerechten Stadt zu überwinden. 
„Vor allem das Ziel der ökologi schen Nachhaltigkeit kann 
nur durch eine Verlagerung vom Auto auf den Langsam-
verkehr (zu Fuß gehen, Fahr radfahren) und den öffentlichen 
Verkehr (Zug, S-Bahn, U-Bahn, Tram, Bus) erreicht wer-
den.“ Hierzu sind vor allem infrastrukturelle Maßnahmen im 
Bereich des Städtebaus, der Stadt- und der Verkehrspla-
nung erforderlich. Der SVRV weist darauf hin, dass es für 
die Entwicklung einer menschengerechten Stadt zentral 
ist, eine gerechte Verteilung der Flächen des öffentlichen 
Raums unter der Berücksichtigung der Bedürfnisse aller 
Verkehrsteilnehmenden zu realisieren. „Vor diesem Hin-
tergrund empfi ehlt der SVRV die Institutionalisierung eines 
nationalen Dialogs über die notwendigen Voraussetzungen 
für die Entwicklung und Umsetzung alternativer nachhal-
tiger und integrativer Mobilitätskonzepte, insbesondere 
über die Einführung eines Leitbildes, nach dem Fahrräder 
und öffentliche Verkehrsmittel in der Verkehrsplanung auf 
allen Ebenen vorrangig zu berücksichtigen sind.“

Verbessertes Wohnen mehr als Verbraucherschutz

Ein Durchschnittshaushalt gibt etwa 35 % seines Budgets 
für Wohnen aus. Im Durchschnitt geht dieser große Ausga-
benblock auch mit einer hohen Zufriedenheit einher: Seit 
Jahren liegt die Wohnzufriedenheit über der allgemeinen Le-
benszufriedenheit (SVRV, 2021, Kapitel C.I). Eine im Durch-
schnitt hohe Wohnzufriedenheit ist ohne Zweifel auch eine 
Folge des differenzierten Mietrechts, das Mieter:innen gut 
schützt. Probleme treten freilich vorgelagert auf, nämlich in 
Form von Informationsproblemen bei der Suche nach einer 
Wohnung oder einem Haus, und beim Vertragsabschluss.3 
Trotz aller Negativmeldungen über Wohnprobleme zeigen 
empirische Analysen, dass die Zufriedenheit mit dem Woh-
nen in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich zugenommen 
hat. Dabei haben sich 30 Jahre nach der Wende in Ost- und 
Westdeutschland die Werte auf hohem Niveau nahezu an-
geglichen: Sie liegen im Durchschnitt bei etwa 8 von 10 
möglichen Zufriedenheitspunkten. Diese Werte übertreffen 
die Bewertung der allgemeinen Lebenszufriedenheit, die im 
Moment im Durchschnitt bei etwa 7 von 10 Punkten liegt. 
Hier ist die Lücke zwischen Ost und West immer noch deut-
lich erkennbar. Und anders als die allgemeine Lebenszufrie-
denheit wurde die Wohnzufriedenheit bislang auch kaum 
durch die Folgen der Pandemie getrübt, wie die Erhebungen 
COMPASS und SOEP-CoV zeigen. Dieser überraschende 
Befund dürfte daran liegen, dass Homeoffi ce eher von Per-
sonen in Anspruch genommen wird, die genug Platz haben 

3 Auf Phänomene wie die Vermietung von Wohnraum an Touristen (Duso 
et al., 2020a,b) und aktuelle Entwicklungen wie die beabsichtigte Fusion 
großer Wohnungsunternehmen (Michelsen, 2021) und den Berliner Mie-
tendeckel geht das Gutachten wegen seines Redaktionsschlusses, nicht 
ein (Kholodilin und Michelsen, 2020; Hahn et al., 2021; Michelsen 2021a).
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z. B. Altersvorsorge. Verbraucherpolitik ist letztlich Gesell-
schaftspolitik. Damit liegt – über das Gutachten hinaus – die 
Frage nahe, wo die Verbraucherpolitik ministeriell angesie-
delt sein sollte. Ich habe mich seit meiner Berufung in den 
SVRV immer wieder gefragt, ob das für Justiz zuständige 
Bundesministerium wirklich ein guter Ort ist. Vor dem Wech-
sel in das Justizministerium war die Verbraucherpolitik im für 
die Landwirtschaft zuständigen Bundesministerium ange-
siedelt, also in einem Ministerium, das mit der Ernährung für 
einen großen und wichtigen Konsumbereich zuständig ist.

Landesministerien zeigen eine bunte Vielfalt der Ressort-
zuordnung der Verbraucher(schutz)politik. Sie wird kombi-
niert mit Ernährung, Europa, Gesundheit, Integration, Justiz, 
Landwirtschaft, ländlichem Raum, Naturschutz, Sozialem 
und Umwelt. Für alle Kombinationen gibt es nachvollziehbare 
Gründe, aber letztlich ist jede Zuordnung zu einem Ministeri-
um mit Spezialaufgaben willkürlich. Auf Bundesebene ist die 
Zuordnung zum Justizministerium insofern sehr plausibel, als 
sich dieses Ministerium in alle Gesetzgebungsverfahren ein-
mischt und insofern ein im Grundsatz guter Ort für eine Quer-
schnittsaufgabe wie die Verbraucherpolitik ist. Dass es in ei-
nem Justizministerium Nicht-Juristen eher schwer haben, ist 
allerdings ein nennenswerter Nachteil – er wird freilich umso 
kleiner, je länger die Verbraucherpolitik im Bundesministerium 
der Justiz ressortiert.

Eine Merkwürdigkeit könnte bei der nächsten Regierungs-
bildung mit einem Federstrich geändert werden – wobei 
die damit verbundene Symbolik aber wichtig wäre. Im Ge-
gensatz zum Sachverständigenrat für Verbraucherfragen 

die Verkehrspolitik (Verkehrsberuhigung) hineinreichen. Und 
das Kriterium der Bezahlbarkeit reicht offensichtlich in den 
Bereich der Wohnungsbaupolitik hinein – immer dann, wenn 
insbesondere in Großstädten zu wenig Wohnraum zur Ver-
fügung steht. Jenseits der Verbraucherpolitik bleibt sozialer 
Wohnungsbau auf Dauer erforderlich, um ein passendes 
und bezahlbares Wohnangebot zu gewährleisten. Der Staat 
sollte seiner Verantwortung gerecht werden, die Rahmen-
bedingungen dafür zu schaffen, dass auch Wohnungen im 
unteren und mittleren Preissegment weiter gebaut werden.

Bedacht werden sollte auch, dass hohe Mietkostenbelas-
tungen im unteren Einkommensbereich nicht zwangsläu-
fi g durch überhöhte Mieten zustande kommen müssen, 
sondern auch unangemessen niedrige Löhne können 
daran schuld sein. Man denke etwa an die in der Coro-
na-Krise erkannte Unterbezahlung von Pfl egekräften. 
Kurzfristig würde ein zielgerecht verbessertes Wohngeld 
wahrscheinlich effektiver helfen als ein Mietendeckel, der 
naturgemäß auch Leute begünstigt, die große Wohnun-
gen problemlos bezahlen können. Mittel- und langfris-
tig hilft sozialer Wohnungsbau am effektivsten, um die 
Wohnkostenbelastung in Grenzen zu halten – es helfen 
aber auch höhere Löhne in schlechtbezahlten Berufen.

Ausblick

Das Gutachten zur Lage der Verbraucher:innen macht deut-
lich, dass moderne Verbraucherpolitik mehr ist als Verbrau-
cherschutzpolitik. Das Einkommen wird nicht nur für Kon-
sum verwendet, sondern auch für Wohnen, Mobilität und 

Abbildung 1
Persönliche Relevanz der Facetten guten Wohnens bei Haushalten mit deutlich unterdurchschnittlichem 
Haushaltsnettoeinkommen, September 2020

Anmerkungen: Gewichtete Werte, Anteile (gerundet in %, absolute Zahlen in Klammern) der erstgenannten Antworten auf die offen gestellte Frage „Das 
Thema dieser Befragung ist „Gut Wohnen in Deutschland“. Hier interessiert uns zunächst ganz allgemein in Ihren eigenen Worten, was „Gutes Wohnen“ 
für Sie ganz persönlich ausmacht. Was ist Ihnen dabei wichtig?“, von elf Kategorien (Elf Facetten guten Wohnens) auf Basis einer Codierung der transkri-
bierten Freitexte (eigene Berechnung und Darstellung auf Basis der SVRV-Erhebung, n = 519; die Antwortkategorien „Sonstiges“ und „weiß nicht“ sind 
nicht abgebildet). Unterdurchschnittliche Haushaltnettoeinkommen bis 2.500 Euro; der Durchschnitt betrug 2018 rund 3.660 Euro.

Quelle: Eigene Auswertung einer für den SVRV im September 2020 durchgeführten INFAS-Telefonerhebung.
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ist das Bundesministerium der Justiz für Verbraucher-
schutz zuständig. Moderne Verbraucherpolitik geht aber 
weit über traditionellen Verbraucherschutz hinaus. Der Wi-
derspruch zwischen der Benennung des Ministeriums und 
der Benennung des Sachverständigenrats ist wahrschein-
lich in der Hektik der Koalitionsverhandlungen niemandem 
aufgefallen, oder es sollten keine schlafenden Hunde ge-
weckt werden. Bei den kommenden Koalitionsverhand-
lungen könnte zumindest darüber geredet werden, ob die 
verschiedenen Bezeichnungen gewollt sind.

Abschließend sei ein Punkt angesprochen, der nicht nur 
für den SVRV relevant ist. Nämlich die Frage, wie die Bun-
desregierung mit Sachverständigenberichten und -emp-
fehlungen umgeht. Man kann immer wieder beobachten, 
dass Expertenberichte und Empfehlungen von der Politik 
mehr oder weniger ignoriert werden. Dies mag in vielen 
Fällen oder vielleicht auch nur gelegentlich sachlich sinn-
voll sein, da ein Bericht und Empfehlungen nicht beson-
ders gewichtig sind. Aber gerade dann wäre eine explizite 
Reaktion der Politik für alle Beteiligten, auch die Öffent-
lichkeit, aufschlussreich; jedenfalls besser als Schweigen 
oder der formal freundliche Hinweis, dass man einen Be-
richt und seine Empfehlungen nun prüfen werde. Für eine 
bessere Governance des Umgangs mit wissenschaftli-
chen Ergebnissen könnte der Sachverständigenrat für die 
Beurteilung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung die-
nen, der auf einem Gesetz beruht, das auch festschreibt, 
dass die gesamte Bundesregierung zu dem Jahresgut-
achten folgenden Jahreswirtschaftsbericht Stellung 
nehmen muss. Diese Stellungnahme kann natürlich rein 
routinemäßig und formelhaft ausfallen. Aber zumindest 
gelegentlich entspinnt sich eine für Politik, Wissenschaft 
und Öffentlichkeit interessante und relevante Diskussion. 
Und genau das sollen Sachverständigenräte ja bewirken 
(Sager und Wagner, 2019; Wagner, 2013a, b).
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Die kalte Progression – ein „ganz legaler Steuertrick“ der 
Politik – hat Jahrzehnte für ungerechtfertigte Steuermehr-
einnahmen gesorgt. Das Prinzip war einfach. Auch Einkom-
men, die zwar nominal, aber nicht real stiegen, führten zu 
höheren Durchschnittssteuersätzen. Dadurch wuchs die 
Steuerlast, obwohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Steuerzahler:innen gleich geblieben war. Dieser fi nanz-
wissenschaftlich problematische Umstand ist von Seiten 
der politisch Verantwortlichen lange Zeit ignoriert, ver-
neint oder kleingeredet worden. 2015 gelang der politische 
Durchbruch. Beschlossen wurde, fortan die kalte Progres-
sion im Einkommensteuertarif endlich zu Gunsten der Steu-
erzahlenden zu berücksichtigen. Das ist dann auch in allen 
Einkommensteuertarifen von 2016 bis 2021 geschehen.

Technisch erfolgt der Abbau der kalten Progression so, 
dass die Tarifeckwerte um die Infl ationsrate erhöht wer-
den. Dadurch bleiben die Durchschnittssteuersätze für 
real konstante Einkommen ebenfalls konstant. Für real 
gestiegene Einkommen wachsen die Durchschnittssteu-
ersätze zwar weiterhin; aber weniger stark als früher, da 
nunmehr das lediglich infl ationsbedingte „Pseudowachs-
tum“ der Leistungsfähigkeit unberücksichtigt bleibt. Das 
war und ist ein wichtiger Zwischenerfolg für den Bund der 
Steuerzahler und alle anderen, die lange für den Abbau der 
kalten Progression geworben haben. Eine Zwischenbilanz 
nach fünf Reformjahren zeigt, dass die Reformeffekte trotz 
niedriger Infl ationsraten durchaus beachtlich sind.

Tarifentwicklung seit 2010

Die Grundfreibeträge in den Tarifen 2010 bis 2021 stiegen 
in Anlehnung an den jeweiligen Existenzminimumbericht 
der Bundesregierung. Die übrigen Tarifeckwerte blieben 

von 2010, dem Jahr der letzten großen Tarifreform, bis 
2015 unverändert. Somit war in jenen Jahren ein großer 
Reformstau bezüglich der kalten Progression entstanden.

In den Einkommensteuertarifen 2016 bis 2021 hat dann 
die Gesetzgebung zur Dämpfung der kalten Progression 
die Tarifeckwerte entsprechend der Verbraucherpreisent-
wicklung angehoben (vgl. Tabelle 1). Als Resultat sind die-
se Eckwerte im aktuellen Einkommensteuertarif 2021 um 
9,5 % größer als 2015. Diese Erhöhungen der Eckwerte 
bedeuten grafi sch betrachtet eine Rechtsverschiebung der 
Grenzsteuerkurve (vgl. Abbildung 1) und damit eine Abfl a-
chung der Durchschnittssteuerkurve (vgl. Abbildung 2).

Reformeffekte seit 2015

Flachere Durchschnittssteuerkurven, also kleinere Durch-
schnittssteuersätze, führen zu geringeren Steuerlasten 
für gegebene Einkommen. Die Steuerlastsenkungen 2021 
gegenüber dem Tarif 2015 resultieren allerdings aus zwei 
unterschiedlichen Komponenten. Die erste Komponente 
rührt aus den Anhebungen der Grundfreibeträge, die von 
2015 bis 2021 aus verfassungsrechtlichen Gründen ohne-
hin nötig gewesen wären. Die zweite Komponente bein-
haltet den zusätzlichen Entlastungseffekt infolge der In-
fl ationierung der Eckwerte, also durch den Abbau der kal-
ten Progression. Das ist die eigentliche Reformdividende, 
welche die Steuerzahlenden seit 2016 genießen können.

Zur Bezifferung dieser Reformdividende haben wir fi ktive 
Einkommensteuertarife kalkuliert, die sich ergeben hätten, 
wenn ab 2016 (wie zuvor) lediglich die Grundfreibeträge 
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Abbildung 1
Grenzsteuersätze in den Tarifen 2015 und 2021

Quelle: eigene Berechnungen.

Tabelle 1
Eckwerte der Einkommensteuertarife seit 2010

Quelle: jeweils geltende Einkommensteuergesetze und eigene Berech-
nungen.

Abbildung 2
Durchschnittssteuersätze in den Tarifen 2015 und 
2021

Abbildung 3
Exemplarische Reformeffekte 2021 im 
Grenzsteuerbereich

Quelle: eigene Berechnungen.

Einkommen-
steuertarife 2010 2015 2021

Anstieg der Eck-
werte seit 2015

Grundfreibe-
trag

8.004 € 8.472 € 9.744 € 15 % (gemäß ver-
fassungsrechtlicher 
Vorgaben)

1. Eckwert 13.470 € 14.754 € 9,5 %

2. Eckwert 52.882 € 57.919 € 9,5 %

3. Eckwert 250.731 € 274.613 € 9,5 %
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Quelle: eigene Berechnungen.
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erhöht, die sonstigen Eckwerte aber nicht an die Infl ation 
angepasst worden wären (vgl. Tabelle 1). So enthält bei-
spielsweise der hier verwendete fi ktive Tarif 2021 den glei-
chen Grundfreibetrag wie im geltenden Tarif 2021, im Üb-
rigen aber die Eckwerte des Einkommensteuertarifs 2015.

Grafi sche Vergleiche für 2021 zeigen exemplarisch die Un-
terschiede zwischen solch einem fi ktiven Tarif und dem 
geltenden Tarif bezüglich der Grenzsteuersätze (vgl. Abbil-
dung 3) und der Durchschnittssteuersätze (vgl. Abbildung 
4). Auf Basis der fi ktiven Einkommensteuertarife lässt sich 
aber nicht nur grafi sch, sondern auch numerisch zeigen, 
welche Entlastungen die Steuerzahlenden durch den Ab-
bau der kalten Progression effektiv erfahren haben. Für 
2021 zeigt Tabelle 2 einige Beispiele: Ein Single mit einem 
zu versteuernden Jahreseinkommen von 40.000 Euro wür-
de in 2021 343 Euro mehr Einkommensteuer zahlen, wenn 
die kalte Progression nicht seit 2016 abgebaut worden 
wäre. Zudem belegen diese Beispiele einen bekannten Ef-
fekt. Die relative Steuerentlastung, also die Ersparnis ge-
messen an der individuellen Steuerlast, ist umso größer, 
je kleiner das Einkommen ist. Bezieher:innen kleiner und 
mittlerer Einkommen profi tieren also vom Abbau der kal-
ten Progression in besonderer Weise.

Wie groß dieser Reformeffekt 2021 nun für alle Steuer-
zahlenden insgesamt ist, lässt sich auf Basis des fi ktiven 
Einkommensteuertarifs ebenfalls abschätzen. Nach un-
seren Hochrechnungen wäre die Steuerzahlerlast 2021 
rund 9,6 Mrd. Euro höher, wenn der erwähnte fi ktive Ta-
rif 2021 gelten würde. Ein analoger Vergleich der jeweils 
geltenden Tarife der Vorjahre mit den dazugehörigen fi k-
tiven Tarifen ermöglicht es, auch für den gesamten Re-
formzeitraum 2016 bis 2021 abzuschätzen, wie groß die 
Entlastungseffekte insgesamt (Einkommensteuer und 
Solidaritätszuschlag) waren (vgl. Tabelle 3). Enthalten 
sind nachrichtlich zudem die Indexierungsraten, welche 
die Gesetzgebung jeweils entsprechend der von ihr be-
rücksichtigten Verbraucherpreisdaten zur Tarifbestim-
mung herangezogen hat.
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Abbildung 4
Exemplarische Reformeffekte 2021 im 
Durchschnittssteuerbereich

Quelle: eigene Berechnungen.

Fazit und Ausblick

Gemäß unserer Schätzung beträgt die Entlastung der 
Steuerzahler:innen durch den Abbau der kalten Progres-
sion von 2016 bis 2021 voraussichtlich fast 32 Mrd. Euro. 
Dabei handelt es sich jedoch keineswegs um eine poli-
tische Großzügigkeit. Der Abbau der kalten Progression 
war und ist fi nanzwissenschaftlich geboten, was inzwi-
schen auch anerkannt wird. Die Reformen hätten daher 
schon viele Jahre früher ansetzen müssen. Der Abbau der 

kalten Progression seit 2016 ist in jedem Fall ein großer 
Fortschritt. Er muss jedoch weiter abgesichert werden, 
indem – wie von uns seit Langem vorgeschlagen und in 
einem Gesetzentwurf konkretisiert – eine quasiautomati-
sche Tarifi ndexierung durch einen „Tarif auf Rädern“ er-
folgt. In einem weiteren Schritt muss zudem die kalte Pro-
gression im weiteren Sinne („heimliche Steuererhöhun-
gen“) abgebaut werden. Hierzu ist eine Tarifi ndexierung 
auf Basis der durchschnittlichen Nominallohnerhöhung 
nötig. Denn eine durchschnittliche Nominallohnerhöhung 
bedeutet eine im Vergleich zu anderen Einkommensteu-
erzahlenden unveränderte Leistungsfähigkeit, was in-
sofern auch keine steigenden Durchschnittssteuersätze 
rechtfertigt. Auch hier ist mit politischen Widerständen 
zu rechnen. Der inzwischen erreichte Abbau der kalten 
Progression hat jedoch gezeigt, dass sich Beharrlichkeit 
in politischen Debatten auszahlt. Daher wird der Bund 
der Steuerzahler an der Forderung nach einem „Tarif auf 
Rädern“ sowie einem Abbau der „heimlichen Steuererhö-
hungen“ festhalten.
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Tabelle 2
Exemplarische Reformeffekte 2021 für ausgewählte 
Steuerzahler:innen

Quelle: eigene Berechnungen.

Entlastung am Beispiel eines Singles ohne Kinder (in Euro)

zu ver-
steuerndes
Jahres-
einkommen

Einkommensteuerlast 
2021 im

Betrag, um den die Steuerlast 
2021 höher wäre, wenn die 

kalte Progression
nicht seit 2016 abgebaut 

worden wäre

fi ktiven
Tarif (A)

geltenden
Tarif (B)

absolut
(A-B)

relativ
(A-B)/B (in %)

20.000 2.370 2.266 104 4,6

40.000 8.676 8.333 343 4,1

80.000 25.097 24.463 634 2,6

Tabelle 3
Abbau der kalten Progression – effektive 
Entlastungseffekte

Quelle: jeweilige Gesetzentwürfe, eigene Berechnungen auf Basis des 
Statistischen Bundesamts (2016).

Jahr
Indexierungsrate 

(in %)

Effektive Gesamtentlastung der 
Steuerzahler:innen durch den Abbau 
der kalten Progression (in Mrd. Euro)

2016 1,48 1,4

2017 0,73 2,2

2018 1,65 4,1

2019 1,84 6,0

2020 1,95 8,2

2021 1,52 9,6

2016/2021 9,52 31,6

Title: Curbing the Fiscal Drag – A Provisional Assessment

Abstract: It took decades of political discussion for lawmakers to begin adjusting the income tax tariff for infl ation in order to curb the 
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(2020) mit Daten des Panels Arbeitsmarkt- und Soziale Si-
cherung (PASS) zeigen zwar einen Rückgang der Armuts-
gefährdung nach der Mindestlohneinführung. Dieser ist 
jedoch nur geringfügig größer als in den vorherigen Jah-
ren, sodass kein kausaler Zusammenhang zur Einführung 
des Mindestlohns hergestellt werden kann. Backhaus 
und Müller (2019) beobachten auf Basis der Daten des 
Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) ebenfalls keinen 
signifi kanten Rückgang der Armutsgefährdung durch die 
Mindestlohneinführung. Zudem zeigen sie, dass auch ein 
Mindestlohn von 12 Euro dies nicht ändern würde. Dieser 
Aufsatz untersucht die Wirkung eines erhöhten Mindest-
lohns auf die Einkommensarmut, indem für verschiedene 
hypothetische Mindestlohnniveaus unter Ceteris-Pari-
bus-Annahmen der Einfl uss auf die Armutsgefährdungs-
quote simuliert wird.

Beitrag der Mindestlohnempfänger:innen zum 
Haushaltseinkommen

Unter Verteilungsgesichtspunkten wird ein Min-
destlohn am ehesten akzeptiert werden, wenn die 
Mindestlohnempfänger:innen tatsächlich im besonderen 
Maß von Einkommensarmut bedroht sind und die Ein-
führung oder Erhöhung des Mindestlohns einen großen 
Beitrag zur Senkung der Einkommensarmut bei den be-
troffenen Beschäftigten und ihren Haushaltsangehörigen 
leisten kann. Tatsächlich ist die Armutsgefährdungsquote 
der Geringverdienenden jedoch niedrig. So war vor Ein-
führung des Mindestlohns jede/r fünfte Beschäftigte und 
jede/r siebte Vollzeitbeschäftigte mit geringem Lohn – da-
mals unter 7,50 Euro – von Einkommensarmut betroffen 
(Heumer et al., 2013). Dies liegt daran, dass die Haushalte 
sehr oft nicht allein auf die Verdienste der vom Mindest-
lohn betroffenen Arbeitnehmenden angewiesen sind, 
sondern ihnen zusätzliche Einkommensquellen durch 
weitere Haushaltsmitglieder oder andere Einkunftsarten 
zur Verfügung stehen. Laut Daten des SOEP trugen 2018 
drei Viertel aller Beschäftigten mit einem vereinbarten 
Stundenverdienst zwischen Mindestlohnhöhe und unter 
10 Euro mit ihrem Nettoarbeitseinkommen weniger als die 
Hälfte zum verfügbaren Haushaltseinkommen bei (Schrö-
der und Kestermann, 2020).

Auf Basis der SOEP-Daten für 2018 wird mit einer Simu-
lation der von der Mindestlohnkommission beschlossene 

Im aufkommenden Bundestagswahlkampf rückt das The-
ma Mindestlohn wieder verstärkt auf die Agenda. Eini-
ge Parteien und auch die Gewerkschaften fordern einen 
Stundenlohn von 12 Euro; „Die Linke“ will sogar einen An-
stieg auf 13 Euro. Das Bundesarbeitsministerium und das 
Finanzministerium haben zu diesem Thema ein Eckpunkte-
Papier veröffentlicht, in dem der Anstieg der Lohnunter-
grenze auf mindestens 12 Euro im Jahr 2022 gefordert 
wird – damit würde der geltende Beschluss der Mindest-
lohnkommission überschrieben (BMAS und BMF, 2021). 

Gleichzeitig wird das Ziel formuliert, den Mindestlohn 
in Richtung eines „Living Wage“ (existenzsichernder 
Lohn) zu entwickeln und bei zukünftigen Anpassungen 
den Aspekt der Armutsgefährdung zu berücksichtigen. 
Als Referenzwert wird 60 % des Medianlohns genannt. 
Auch in der EU ist das Thema aktuell. Die Kommission 
hat im Herbst 2020 einen Richtlinienentwurf über „ange-
messene Mindestlöhne“ vorgelegt. Hierin sind die Mit-
gliedsländer aufgefordert, Richtwerte im Verhältnis zum 
allgemeinen Niveau der Bruttolöhne festzusetzen. Emp-
fohlen wird ein Wert von 60 % des Medians oder 50 % 
des Durchschnitts – also ein Living Wage (Europäische 
Kommission, 2020, 22).

Bisherige Studien zeigen, dass die Wirkung des Min-
destlohns auf die Armutsgefährdung in Deutschland eher 
gering ist. Untersuchungen von Bruckmeier und Bruttel 
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einkommen um die Nettolohnanstiege aller betroffenen 
Haushaltsmitglieder erhöht und der Schwellenwert für 
Einkommensarmut entsprechend angepasst.

Es zeigt sich, dass bei allen Simulationen der Rückgang 
bei der Einkommensarmutsquote sowohl mit Blick auf die 
Beschäftigten als auch auf die Gesamtbevölkerung maxi-
mal 1,4 Prozentpunkte beträgt (vgl. Tabelle 1). Die Wirkung 
der simulierten Erhöhung ist bei den Beschäftigten ten-
denziell größer als in der Gesamtbevölkerung. Beispiels-
weise verringert ein simulierter Mindestlohn in Höhe von 
10,45 Euro mit Unterschreitern die Armutsgefährdungs-
quote der Beschäftigten um 0,5 Prozentpunkte, die der 
Gesamtbevölkerung dagegen lediglich um 0,2 Prozent-
punkte. Bei einem simulierten Mindestlohn auf Höhe des 
Living Wage ist die Wirkung auf die Armutsgefährdungs-
quote unter den Beschäftigten ebenfalls etwa doppelt so 
hoch wie in der Gesamtbevölkerung, wenn es bei der jetzi-
gen Zahl und Intensität der Unterschreitungen bleibt.

In den Varianten ohne Unterschreitung sind die Unter-
schiede zwischen den betrachteten Mindestlohnhöhen 
ähnlich hoch wie bei den Varianten mit Unterschreitern. 
Die Simulation eines Mindestlohns von 10,45 Euro im 
Jahr 2022 ohne Unterschreitung bewirkt eine Senkung 
der Armutsgefährdungsquote um 0,6 Prozentpunkte bei 
der Gesamtbevölkerung und um 0,9 Prozentpunkte unter 

und ab Juli 2022 geltende Mindestlohn in Höhe von 10,45 
Euro betrachtet. Zudem wird ein Mindestlohn in Höhe des 
Living Wage – 60 % des Medians des Stundenlohns von 
Vollzeitarbeitnehmenden – simuliert. Dies sind auf Grund-
lage der SOEP-Daten aus der 2018er-Erhebung 11,43 Euro 
und damit 29 % mehr als der damalige Mindestlohn. Der 
Wert von 10,45 Euro für 2022 muss auf die Verdienstsitu-
ation von 2018 übertragen werden. Mit der Umrechnung 
soll die Abweichung vom regelbasierten Pfad der Min-
destlohnerhöhungen beschrieben werden. Regelbasiert 
folgt der Mindestlohn nachlaufend den Tarifl ohnsteige-
rungen der dem Beschlusszeitpunkt vorangegangenen 
zwei Jahre. Nach dieser Regel wäre der Mindestlohn 
zum 1. Januar 2021 auf 9,82 Euro erhöht worden und 
hätte bis Ende 2022 gegolten. Nach dem letzten Min-
destlohnbeschluss steigt der Mindestlohn jedoch bis 
Juli 2022 in mehreren Stufen auf 10,45 Euro und liegt 
dann 6,4 % über der regelbasierten Anpassung. Da der 
gesetzliche Mindestlohn im Jahr 2018 bei 8,84 Euro lag, 
entsprechen die 10,45 Euro für das Jahr 2022 im Jahr 
2018 somit 9,40 Euro.

Simulation höherer Mindestlöhne

Für die beiden hypothetischen Mindestlöhne werden je 
zwei Varianten simuliert:

• Variante 1: Alle Verdienste zwischen 8,84 Euro und 
dem jeweiligen hypothetischen Mindestlohn werden 
auf den neuen Wert erhöht. Verdienste unter 8,84 Euro 
werden proportional zur hypothetischen Erhöhung des 
Mindestlohns angehoben. Hinter dieser Überlegung 
steckt, dass es vermutlich auch bei einer Anhebung 
des Mindestlohns Unterschreiter geben wird, die nicht 
den Mindestlohn erhalten.

• Variante 2: Bei dieser Variante werden im Vergleich zur 
Variante 1 auch die Stundenverdienste unter 8,84 Euro 
auf den jeweiligen hypothetischen Mindestlohn ange-
hoben. Es wird also unterstellt, dass es keine Unter-
schreitungen mehr gibt.

Als zusätzliche Alternative wird die vollständige Einhal-
tung des damaligen Mindestlohns von 8,84 Euro simuliert.

Ausgehend von den erhöhten Stundenlöhnen wurde die 
Erhöhung des Bruttomonatslohns mit den im SOEP ange-
gebenen (vertraglich vereinbarten) Arbeitszeiten errech-
net, womit unterstellt wird, dass es keine Arbeitszeitredu-
zierungen der Betriebe als Reaktion auf die Lohnerhöhun-
gen gibt. Von dieser Bruttoerhöhung wurden wiederum 
pauschal 30 % für Steuern und Sozialversicherungsbei-
träge abgezogen, um näherungsweise die Nettolohner-
höhung zu ermitteln. Schließlich wurden die Haushalts-

Simulierter Mindestlohn Beschäftigte Bevölkerung

Status quo Euro ohne Unterschreiter -0,5 -0,5

Anhebung auf 10,45 Euro 2022 
mit Unterschreitern -0,5 -0,2

Anhebung auf 10,45 Euro 2022 
ohne Unterschreiter -0,9 -0,6

Living Wage mit Unterschreitern -1,3 -0,6

Living Wage ohne Unterschreiter -1,4 -1,0

Tabelle 1
Simulation eines höheren Mindestlohns
Veränderung der Armutsgefährdungsquote gegenüber den Ist-Werten in 
Prozentpunkten

Anmerkungen: Basis: Äquivalenzeinkommen (modifi zierte OECD-Skala) 
auf Grundlage des 2018 detailliert abgefragten Vorjahreseinkommens 
(einschließlich des Mietwerts selbstgenutzter Eigentümerwohnungen);

ohne Unterschreiter: der (berechnete) vereinbarte Stundenlohn wird für 
Unterschreiter auf den gesetzlichen Mindestlohn (Status quo) bzw. den 
simulierten Mindestlohn angehoben;

mit Unterschreitern: Für Beschäftigte, die weniger als den im Status quo 
gültigen Mindestlohn verdienen, werden die Stundenverdienste proporti-
onal zur simulierten Anhebung des Mindestlohns erhöht.

Quellen: SOEP v35; Institut der deutschen Wirtschaft.
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ren Entgeltbereich steigen lassen könnte, wie es bereits 
nach Einführung des Mindestlohns zu sehen war (Schrö-
der und Kestermann, 2020).

Die Simulationsergebnisse zeigen, dass die Erhöhung des 
Mindestlohns auch im Idealfall keiner negativen Auswir-
kungen auf die Beschäftigung nur einen geringen Effekt 
auf die Armutsgefährdungsquote in Deutschland hätte. 
Daher ist sie nicht als geeignete Maßnahme zu sehen, um 
Erwerbseinkommensarmut und die Armutsgefährdungs-
quote in der Gesamtbevölkerung zielgenau zu senken. 
Insbesondere deuten unsere Ergebnisse daraufhin, dass 
eine reine Erhöhung wenig Wirkung zeigt, wenn gleichzei-
tig die Zahl der Beschäftigten, die weniger als den Min-
destlohn verdienen, konstant bleibt.

Mindestlohn muss bezahlbar bleiben

Wichtig ist es daher, den Mindestlohn so festzusetzen, 
dass er für die Unternehmen bezahlbar bleibt und die 
Arbeitnehmer:innen Qualifi zierungsanreize erhalten, da-
mit sie nicht dauerhaft auf den Mindestlohn angewiesen 
sind. Eine zu starke Stauchung der Löhne im unteren Be-
reich der Verdienstverteilung könnte hier kontraproduk-
tiv wirken. Bereits die beschlossene Erhöhung auf 10,45 
Euro im Juli 2022 ist angesichts der COVID-19-Pandemie 
und der damit verbunden wirtschaftlichen Schwächung 
gerade der Kleinbetriebe im Dienstleistungsgewerbe eine 
große Herausforderung.
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den Beschäftigten. Ein fi ktiver Mindestlohn in Höhe des 
Living Wage verringert die Armutsgefährdungsquote in 
der Gesamtbevölkerung um 1 Prozentpunkt und bei den 
Beschäftigten um 1,4 Prozentpunkte.

Vergleicht man gleiche Szenarien – also jeweils mit oder 
ohne Unterschreiter – brächte die Einführung des Living 
Wage in der Gesamtbevölkerung gegenüber der bereits 
beschlossenen Anhebung auf 10,45 Euro lediglich eine 
Absenkung der Armutsgefährdungsquote von 0,4 Pro-
zentpunkten. Auch unter den Beschäftigten würde der 
Living-Wage den Anteil der Einkommensarmen im Ver-
gleich zur 10,45-Euro-Simulation nur um 0,5 oder 0,8 Pro-
zentpunkte senken.

Ebenfalls rund einen halben Prozentpunkt betragen die 
Unterschiede in der Reduktion der Armutsgefährdungs-
quote bei allen Mindestlohnhöhen zwischen der Variante 
mit Unterschreitung und der Variante mit strikter Einhal-
tung des Mindestlohns. Dies gilt sowohl für die Beschäf-
tigten als auch für die Gesamtbevölkerung. Die einzige 
Ausnahme ergibt sich für die Armutsgefährdung der 
Beschäftigten bei der Einführung eines Living Wage als 
Lohnuntergrenze – hier beträgt der Unterschied zwischen 
den beiden Varianten nur 0,1 Prozentpunkte. Daher lässt 
sich das Armutsrisiko in der Gesamtbevölkerung durch 
einen Living Wage mit Unterschreitungen nicht wesent-
lich stärker senken als durch eine strikte Einhaltung des 
bisher vereinbarten Mindestlohns.

Die Simulation läuft insbesondere unter zwei Ceteris-Pa-
ribus-Annahmen: Zum einen wird angenommen, dass es 
keine Beschäftigungseffekte gibt. Verschiedene Studien 
zeigen jedoch negative Effekte auf die Beschäftigung und 
die vereinbarte Arbeitszeit bei einer starken Erhöhung des 
Mindestlohns, wie bereits bei der Mindestlohneinführung 
zu sehen war (Ahlfeldt et al., 2019; Knabe et al., 2020). Da-
mit würde die Armutsgefährdungsquote vermutlich we-
niger stark sinken als simuliert. Bei einem Rückgang der 
vereinbarten Arbeitszeit steigen die Monatslöhne schwä-
cher als die Stundenlöhne, sodass sich die positiven Ef-
fekte auf die Armutsgefährdungsquote abschwächen. 
Kommt es zu einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosig-
keit, könnten die Effekte eines zu hohen Mindestlohns so-
gar kontraproduktiv sein.

Auf der anderen Seite gibt es mögliche positive Sekun-
däreffekte durch die simulierte Lohnerhöhung. Die Re-
gelsätze der Grundsicherung und die Renten könnten 
etwas stärker steigen, wenn die Lohnerhöhungen auch 
zu Preiserhöhungen führen und damit Anpassungen der 
Arbeitslosengeld-II-Leistungen nach sich ziehen. Zudem 
führt die Anhebung des Mindestlohns insgesamt zu ei-
nem Lohndruck, der insbesondere die Entgelte im unte-
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Deutschlands wichtigster Handelspartner im Import- 
und zweitwichtigster Partner im Exportbereich ein Aus-
breitungsschwerpunkt von COVID-19 war, schlug sich 
entsprechend deutlich in den Handelszahlen nieder. Im 
Januar und Februar 2020 ergab sich jeweils ein signifi -
kanter Rückgang der deutschen Exporte in die Volksre-
publik im Vergleich zu den Vormonaten um -12,2 % bzw. 
-7,6 %1 (Destatis, 2021). Die Importe aus China erlebten 
dagegen nur im Februar einen starken Einbruch, dem 
aber bereits im April 2020 wieder eine deutliche Erho-
lung gegenüberstand. In der Quartalsbetrachtung zeigt 
sich, dass der Rückgang der deutschen Ausfuhren in der 
Frühphase geografi sch allerdings schon durchaus breit-
gefächert war. So schrumpften im 1. Quartal 2020 im 
Handel bei allen fünf wichtigsten Abnehmerländern die 
deutschen Exporte gegenüber dem Vorjahresquartal (vgl. 
Tabelle 1). Dies ist allerdings nicht ausschließlich im Zu-
sammenhang mit frühzeitigen Pandemiefolgen zu sehen. 
So kommen im Fall der besonders stark zurückgehenden 
Exporte nach Großbritannien auch Folgen des Brexit zum 
Tragen, der Einbruch setzte hier bereits im 2. Quartal 2019 
ein. Das 2. Quartal 2020 war dann infolge der globalen 
Virusausbreitung durch eine Schockwirkung größeren 
Ausmaßes geprägt, die sich auf breiter Front in den deut-
schen Exporten niederschlug. Auch diese Entwicklung 
verlief geografi sch nicht homogen. Während der Absatz 
deutscher Waren im europäischen Ausland und in den 
USA gegenüber dem Vorjahresquartal stark einbrach, 
wurde für die Exporte Richtung China nur noch ein gerin-
ger Rückgang gemessen. Zugleich stiegen die Einfuhren 

1 Hier und im Folgenden: Veränderungsraten auf Euro-Basis (nominal).
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Die wirtschaftlichen Implikationen von COVID-19 haben 
den Welthandel seit Ausbruch der Pandemie maßgeblich 
geprägt. Im 2. Quartal 2020 brach der grenzüberschreiten-
de Warenaustausch wertmäßig um 21,4 % gegenüber dem 
Vorjahresquartal ein (WTO, 2021), der stärkste Quartals-
rückgang seit der Finanzkrise 2009. Das Ausmaß des Ab-
sturzes ist über das Zusammenwirken mehrerer Schock-
wirkungen erklärbar. Angebotsseitig hat die verordnete 
Schließung von Produktionsanlagen zu Störungen in den 
internationalen Lieferketten der Warenproduktion geführt. 
Während diese Schließungen nur temporär und räumlich 
vereinzelt auftraten, war der nachfrageseitige Schock glo-
baler Natur. Beschäftigungsverluste und um sich greifende 
Unsicherheit führten zur Konsumzurückhaltung im Hinblick 
auf größere Anschaffungen (Baldwin und Tomiura, 2020). 
So sank vor allem die Nachfrage nach teuren langlebigen 
Gebrauchsgütern, deren Produktionswege durch ein ho-
hes Maß an internationaler Arbeitsteilung gekennzeichnet 
sind. Umso erstaunlicher erscheint vor diesem Hintergrund 
die relativ schnelle Erholung des internationalen Handels 
im weiteren Jahresverlauf. Bereits im 3. Quartal 2020 wurde 
der Handelswert des 1. Quartals übertroffen, im 4. Quartal 
schließlich sogar ein positives Wachstum gegenüber dem 
Vorjahresquartal realisiert. Die deutsche Wirtschaft ist an-
gesichts ihres hohen Offenheitsgrades von diesen Turbu-
lenzen besonders stark betroffen. Im Zuge der Pandemie 
sank der deutsche Außenhandelssaldo 2020 gegenüber 
2019 von 224 Mrd. auf 180 Mrd. Euro. Anders als auf glo-
baler Ebene verlief bei den deutschen Exporten der Erho-
lungsprozess zu Jahresende eher schleppend (vgl. Abbil-
dung 1). Die zuletzt für März 2021 veröffentlichten Monats-
zahlen belegen jedoch wieder einen klaren Aufwärtstrend 
bei den deutschen Ausfuhren, und das nicht nur gegen-
über der besonderen Situation im Vorjahr: Der Exportwert 
(126,7 Mrd. Euro) überstieg auch den gemessenen Wert für 
März 2019 (118,2 Mrd. Euro) (Destatis, 2021).

Ein Blick auf die Strukturfaktoren hinter dieser Statistik 
liefert ein differenziertes Bild. Die für die deutschen Ein- 
und Ausfuhren zu beobachtende Negativdynamik setzte 
zu einem relativ frühen Zeitpunkt im Jahr 2020 ein, be-
reits vor den ersten pandemiebedingten Einschränkun-
gen im Inland. Die Tatsache, dass zunächst China als 

Abbildung 1
Ein- und Ausfuhren Deutschlands: Differenz zum 
Vorjahresmonat

Quelle: Destatis (2021).
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Status quo 
(Mrd. Euro)

Entwicklung: Vergleich zu Vorjahresquar-
talen (%)

Handels-
partner

1. Quartal 
2021

1. 
Quartal 
2019-
2020

2. 
Quartal 
2019-
2020

3. 
Quartal 
2019-
2020

4. 
Quartal 
2019-
2020

1. 
Quartal 
2020-
2021

USA 29,08 -1,34 -31,25 -14,81 -2,60 1,07

China 26,32 -8,28 -4,36 3,00 8,51 22,31

Frankreich 25,53 -8,39 -30,74 -12,15 -7,75 -0,09

Niederlande 24,3 -6,13 -16,16 -8,63 0,15 8,81

Großbritannien 16,25 -13,96 -35,62 -10,30 -3,84 -17,43

sche Ausrüstungen (+4,8 %) und Kfz (+4,5 %) aus. Auch 
für die im jüngsten Berichtsquartal beobachtbare Erho-
lung sind diese Produkte maßgeblich. Unter den zehn 
wichtigsten Gütergruppen ist in Quartalsbetrachtung nun 
mehrheitlich wieder ein Positivwachstum zu konstatieren, 
mit dem Bereich Sonstiger Fahrzeugbau als Negativaus-
reißer (-26,3 %). Im jüngsten Berichtsmonat März gilt dies 
mit Ausnahme des letztgenannten Segments mittlerweile 
für sämtliche industrielle Waren.

Die Erwartungen in Bezug auf den Außenhandel im 
2. Quartal 2021 sind in Teilen noch durch die angespannte 
Pandemielage in Europa während des Monats April be-
lastet. Die Nachfrage Chinas wird vor diesem Hintergrund 
ein wichtiger Motor bleiben: Die OECD erwartet in ihren 
aktuellen Schätzungen für 2021 ein kräftiges Wachstum 
von +8,5 % für das chinesische Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) (OECD, 2021). Hinzu kommt aber nun auch die wirt-
schaftliche Entwicklung in den USA als zweiter Wachs-
tumsimpuls: Das von der neuen US-Administration ver-
abschiedete Konjunkturpaket hat im Zusammenhang 
mit sinkenden Corona-Fallzahlen bereits im 1. Quartal 
2021 zu einer überraschend starken Erholung der US-
Wirtschaft beigetragen. Für das US-BIP prognostiziert 
die OECD bezogen auf das Gesamtjahr einen ebenfalls 
beeindruckenden Anstieg von 6,9 %. Im weiteren Jahres-
verlauf sollte dann auch der Intra-EU-Handel wieder ver-
stärkt Fahrt aufnehmen. Entscheidende Voraussetzung 
ist, dass das mittlerweile deutlich gestiegene Impftempo 
in den EU-Ländern aufrechterhalten wird und es zu keiner 
Ausbreitung neuer impfresistenter Virusvarianten kommt. 
Ein weiterer im Auge zu behaltender Risikofaktor für die 
deutsche Exportentwicklung 2021 stellt eine Fortsetzung 
der gegenwärtigen nachfragebedingten Preisanstiege an 
den internationalen Rohstoffmärkten dar. Diese könnte 
die deutsche Wirtschaft als Rohstoffi mporteur kostensei-
tig im besonderen Maße belasten (Wellenreuther, 2021).

André Wolf

wolf@hwwi.org
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aus China bereits wieder spürbar. Die schnellen Eindäm-
mungserfolge im Ursprungsland der Pandemie haben 
sich also offenkundig stabilisierend auf den deutschen 
Außenhandel ausgewirkt. Im 2. Halbjahr 2020 erwies sich 
der Chinahandel dann auch als entscheidender Motor der 
Erholung. Erst recht gilt dies für das 1. Quartal 2021. Die 
im Zuge der aufgetretenen Virusvarianten wieder anstei-
gende Ansteckungsinzidenz im europäischen Raum hat 
eine deutliche Erholung der Intra-EU-Exporte gegenüber 
dem Vorjahresquartal verhindert. Auch die Ausfuhren in 
die USA zeigten zunächst noch keinen signifi kanten Auf-
wärtstrend. Einen klaren länderübergreifenden Schub er-
hielt der deutsche Außenhandel dann erst im März 2021.

Eine Untersuchung der jüngsten Handelsentwicklung 
nach Gütergruppen lässt ebenfalls auffällige, im Zu-
sammenhang mit der geografi schen Verteilung von 
Pandemiemaßnahmen stehende Muster erkennen. So 
verzeichneten unter den wichtigsten deutschen Export-
gütern2 im 1. Quartal 2020 zunächst nur Kraftwagen und 
Kraftwagenteile (-10,6 %) sowie in schwächerem Ausmaß 
Metallerzeugnisse (-5,5 %) und Maschinen (-5,2 %) einen 
spürbaren Rückgang im Exportwert gegenüber dem Vor-
jahresquartal, d. h. Gütergruppen, bei denen Formen von 
vertikaler Verfl echtung entlang der Lieferkette zwischen 
deutschen und chinesischen Standorten besonders stark 
ausgeprägt sind. Auch im 2. Quartal 2020 wurden die 
stärksten Einbrüche für diese Gütergruppen beobachtet, 
der Exportwert im Kfz-Bereich sank um nahezu 50 % ge-
genüber dem 2. Quartal 2019. Zugleich schrumpften die 
Ausfuhren nun aber auch in allen übrigen Gruppen, mit 
Ausnahme der pharmazeutischen Erzeugnisse (+6,2 %), 
ein Spiegel der global gewordenen Pandemiesituation. Im 
4. Quartal 2020 zeigten sich dann wiederum güterspezifi -
sche Erholungsmuster. Positive Impulse für die deutschen 
Exporte gingen hier zunächst vorrangig von den Segmen-
ten Metalle (+5,7 % gegenüber Vorjahresquartal), Elektri-

2 Destatis, 2021, Aggregationsebene: GP2019 2-Steller.

Tabelle 1
Wert der deutschen Ausfuhren nach Handelspartnern

Quelle: Destatis (2021).
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